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1 Abkürzungen 

Damit im Text mit Abkürzungen gearbeitet werden kann, werden hier die Abkürzungen aller 
Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer aufgeführt. 
 

1.1 Politische Gemeinden 

BEC Beckenried 
BUO Buochs 
DAL Dallenwil 
EMT Emmetten 
EBÜ Ennetbürgen 
EMO Ennetmoos 
HER Hergiswil 
ODO Oberdorf 
STA Stans 
SST Stansstad 
WOL Wolfenschiessen 

1.2 Parteien 

SVP Schweizerische Volkspartei 
Mitte Die Mitte 
FDP FDP. Die Liberalen, Nidwalden 
GN Grüne Nidwalden 
SP Sozialdemokratische Partei 
GLP Grünliberale Partei 
JMitte Die Junge Mitte 
JSVP Junge SVP  
JFNW Jungfreisinnige 

1.3 Organisationen 

WBV Bäuerinnenverband Nidwalden 
BVN Bauernverband Nidwalden 
VKO Vereinigung Nidwaldner Korporationen 
GPK Gemeindepräsidentenkonferenz 
GV Gewerbeverband Nidwalden 
MPV Michproduzentenverband Nidwalden 
NT Nidwalden Tourismus 
NTO Nidwaldner Tierzuchtorganisationen 
NGA Nidwaldner Gemeinalpen 
PN Pro Natura Unterwalden  
VV Viehzuchtverband Nidwalden 
WWF WWF Unterwalden 

1.4 Andere 

WZ  Walter Zimmermann 

2 Einleitung 

Der Regierungsrat hat mit Beschluss Nr. 360 vom 21. Juni 2022 den Entwurf des Einführungs-
gesetzes zum Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Kantonales Landwirtschaftsgesetz, 
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kLwG) in die externe Vernehmlassung gegeben. Die Vernehmlassung dauerte bis am 30. Sep-
tember 2022. 
 
Zur externen Vernehmlassung wurden sämtliche Politischen Gemeinden (11) und Parteien (9) 
sowie verschiedene betroffene Organisationen (11) eingeladen. Ohne formelle Einladung gin-
gen von Herrn Walter Zimmermann und den Nidwaldner Tierzuchtorganisationen Stellungnah-
men ein. Insgesamt gingen folgende Stellungnahmen ein: 

 
Die beiden Stellungnahmen, die ohne die Beantwortung des Fragebogens eingegangen sind, 
sowie der begründete Verzicht sind unter 4.3 weitere allgemeine Bemerkungen erfasst. 

3 Gesamturteil 

Die Vorlage zur Änderung des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes wurde mehrheitlich positiv 
aufgenommen. Sowohl die Teilrevision des Landwirtschaftsgesetzes wie auch die Totalrevi-
sion der Verordnung werden grossmehrheitlich mitgetragen. Gemessen an den in der Ver-
nehmlassung gestellten Fragen wird die zukünftige Ausrichtung der kantonalen Landwirt-
schaftspolitik mit Anteilen von 66 % bis 100 % befürwortet. Ebenso wird der vorgeschlagene 
Rahmenkredit in der Summe nicht in Frage gestellt. Die Auswertung der externen Vernehm-
lassung zeigt aber, dass die landwirtschaftlichen Organisationen die Vorlage kritischer beur-
teilen als die Gemeinden und die politischen Parteien. Die in Einzelpunkten abweichende Ein-
schätzung resultiert primär aus einer unterschiedlichen Gewichtung der Erwartungen an die 
Nidwaldner Landwirtschaft und aus einer unterschiedlichen Einschätzung zum Bedarf, die Er-
bringung der multifunktionalen Leistungen im Bereich Biodiversität und Ressourcenschutz 
durch kantonale Massnahmen zu fördern. Grundsätzlich gilt, dass die produzierende Landwirt-
schaft auch mit der Teilrevision des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes weiterhin einen ho-
hen Stellenwert haben wird. 
 
Die der Gesetzesrevision zugrundeliegende Strategie mit den entsprechenden Schwerpunk-
ten und den daraus abgeleiteten Massnahmen wird mehrheitlich unterstützt. Damit wird ers-
tens die allgemeine Stossrichtung der kantonalen Politik mitgetragen, die Agrarpolitik des Bun-
des in Themenbereichen mit einem spezifischen Handlungsbedarf im Kanton zu ergänzen und 
die Förderung an die Erbringung von konkreten Mehrleistungen zu knüpfen. Zweitens wird in 
der externen Vernehmlassung der Stossrichtung zugestimmt, unternehmerische Initiativen 
durch Know-how und kantonale Fördermittel zu unterstützen. An der Vorlage allgemein be-
mängelt wird erstens das Fehlen einer auf quantitativen und qualitativen Zielen aufbauenden 
Wirksamkeitsprüfung der kantonalen Fördermassnahmen. Dieser Punkt soll in der Gesetzes-
revision aufgenommen werden. Zweitens wird das Risiko eines steigenden administrativen 
Aufwandes genannt. Letzteres soll durch eine administrativ möglichst einfache und effiziente 
Handhabung der kantonalen Fördermassnahmen aufgefangen werden. Drittens wird der Be-
darf einer kantonalen Beratung sowie eines auf die Bedürfnisse der Landwirtschaft ausgerich-
teten Aus- und Weiterbildungsangebotes betont. In der Konsequenz soll der entsprechende 
Artikel im Landwirtschaftsgesetz beibehalten werden.  
 
Auf der Ebene der einzelnen Programme wird vor allem die Förderung einer klimaschonenden 
und ressourceneffizienten Landwirtschaft sowie der Aufbau von alternativen Betriebszweigen 
befürwortet. Letzteres resultiert aus dem Bedarf, die Nidwaldner Landwirtschaft stärker zu 

 Stellungnahmen 

mit Fragebogen 

Stellungnahmen 

ohne Fragebogen 

Verzicht Keine Antwort 

Politische Gemeinden 11 0 0 0 

Politische Parteien 7 0 0 2 

Organisationen 6 1 1 4 

Andere 0 1 0 0 

Total 24 2 1 6 
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diversifizieren und Aktivitäten im Pflanzenbau zu fördern. Kritischer, aber trotzdem mehrheit-
lich positiv beurteilt wird die Förderung einer Umstellung auf den Biolandbau. Die entsprechen-
den Rückmeldungen monieren eine politische Steuerung von einzelnen Produktionsformen 
und -systemen und fordern, dass die Steuerung über den Markt und damit über den Konsum 
erfolgen muss. Ebenfalls kritisch beurteilt wird die Förderung der Biodiversität im Tal- und Hü-
gelgebiet. Hauptargument ist die Befürchtung, dass die landwirtschaftliche Produktion mit ei-
ner weiteren Extensivierung sinkt und damit der Beitrag zur Ernährungssicherheit geschwächt 
wird. Das Argument der Erhaltung der Produktion wird ebenfalls im Zusammenhang mit der 
Förderung einer klimaschonenden Landwirtschaft angeführt; der von der Landwirtschaft ge-
forderte Beitrag zum Klimaschutz soll nicht zu Lasten des Futterbaus und damit der Milch- und 
Fleischproduktion gehen. Entsprechend sind aus Sicht des Kantons auch keine Massnahmen 
zur Reduktion der Tierbestände angezeigt.  
 
Aus der Gesamtbetrachtung aller Stellungnahmen resultiert kein grundlegender Änderungs-
bedarf des vorliegenden Gesetzesentwurfs. Einzige Ausnahmen sind die Aufnahme eines Mo-
nitorings der kantonalen Fördermassnahmen (Wirksamkeitsprüfung) sowie eine mögliche 
Etablierung einer kantonalen Beratung (Beibehaltung des heute bestehenden Gesetzesarti-
kels). Weitere in der Vernehmlassung aufgeworfene Punkte werden in der Gesamtrevision der 
Verordnung berücksichtigt. Dies gilt insbesondere für Anpassungen bei den Förderkriterien für 
einzelne Programme und für die Möglichkeit, weitere Massnahmen z.B. im Bereich des Klima-
schutzes und der Anpassung der Landwirtschaft an den Klimawandel auf Verordnungsstufe 
umzusetzen. 

4 Auswertung der Vernehmlassung 

Für die Vernehmlassung wurde ein Fragebogen erstellt. Der Fragebogen ist von 24 Vernehm-
lassungsteilnehmern beantwortet worden. Die in der Auswertung genannten Bestimmungen 
beziehen sich immer auf die Vernehmlassungsvorlage. 

4.1 Übersicht 

Frage Inhalt Beantwortung 

Ja Nein Enthaltung 

2 Stärkere Ausrichtung auf Unterstützung von  
Projekten 

23 0 1 
 

3 Stärkere Förderung von Innovation und neuen 
Technologien 

24 0 0 

4 Unterstützung klimaschonende Landwirtschaft 20 3 1 

5 Förderung Gülleseparierung 18 5 1 

6 Biodiversität im Tal- und Hügelgebiet 17 6 1 

7 Befristeter Umstellungsbeitrag für angehende 
Biobetriebe 

16 3 5 

8 Förderung Aufbau von neuen Produktions- 
zweigen 

18 0 6 

9 Beiträge an Projekte mit Pilotcharakter 20 1 3 
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4.2 Einzelne Fragen 

Frage 1: Wie beurteilen Sie insgesamt die Schwerpunkte der Teilrevision des kantonalen 
Landwirtschaftsgesetzes? 

Bemerkung Wer Stellungnahme 

Die Schwerpunkte sind grundsätzlich richtig gesetzt. 
Spezifische Massnahmen bezüglich Milchwirtschaft und 
Fleischproduktion sind vorhanden, doch findet man 
keine, die explizit den Garten- und Ackerbau nennen. 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 
Die im Kontext der Ernährungssicherung 
wichtige Förderung pflanzlicher Kulturen er-
folgt durch den Bund durch die Ausrichtung 
von höheren Einzelkulturbeiträgen für Kultu-
ren zur menschlichen Ernährung. Das revi-
dierte Gesetz sieht vor, dass der Kanton zu-
sätzlich Projekte für einen wertschöpfungs-
orientierten Pflanzenbau verstärkt fördern 
kann (Art. 11), neben der Vermarktung neu 
auch der Aufbau von neuen Betriebs- und 
Produktionszweigen. 

Die Schweizer Agrarpolitik ist seit Jahren auf eine stär-
kere Liberalisierung ausgerichtet. Und das Ziel der 
AP22+ ist klar formuliert: «Stärkung der Marktorientie-
rung, des unternehmerischen Potenzials, der Eigenver-
antwortung und des lnnovationsgeistes der Landwirt-
schaft.» 
 
ln der Schweiz haben die Betriebe durchschnittlich eine 
Fläche von 22 bis 23 Hektaren. Gemäss Strukturerhe-
bung 2021 des BFS haben lm Kanton Nidwalden die 
409 Betriebe eine Landwirtschaftliche Nutzfläche je Be-
trieb von 14.4 ha. Die Bruttowertschöpfung mit CHF 
2'460 pro ha ist eine der tiefsten ln der Schweiz (Ver-
gleich OW mit CHF 3924 pro ha). 
 
Mit 80 Bio-Betrieben und einem Anteil von 22.4 %Bioflä-
che an der landwirtschaftlichen Nutzfläche (Vergleich 
OW 185 Betriebe mit 35.3 %) hat der Kanton Nidwalden 
trotz grosser Nachfragenach Bioprodukten reformbedarf. 
 
Die Schwerpunkte zielen grundsätzlich in die richtige 
Richtung. Es besteht ein grosser Diversifizierungsbe-
darf. 87.2 % der in der Nidwaldner Landwirtschaft Be-
schäftigten arbeiten in spezialisierten Weideviehbetrie-
ben. Spezifische Massnahmen für die Milch- und 
Fleischproduktion sind als Schwerpunkt aufgenommen 
worden. Massnahmen betreffend Garten- und Ackerbau 
oder für spezialisierte Veredelungsbetriebe in der Tier-
produktion, welche die Wertschöpfung der Betriebe stei-
gern würden, sind keine vorgesehen, Der Gemeinderat 
wünscht diesbezüglich eine Anpassung.  
 
Der Ukraine Krieg zeigt uns die globalen Abhängigkeiten 
auch in der Landwirtschaft deutlich auf. Massnahmen, 
welche der Grundversorgung und Ernährung insbeson-
dere der lokalen Bevölkerung dienen sind zu fördern. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Kanton fördert innovative, wertschöp-
fungsorientierte Projekte und Aktivitäten be-
reits heute durch Beiträge. Die Betriebe ha-
ben so die Möglichkeit, die Diversifizierung 
voranzutreiben, wobei die Initiative in jedem 
Fall von der Betriebsleiterfamilie ausgehen 
muss.  
 
 
 
 
 
Die im Kontext der Ernährungssicherung 
wichtige Förderung pflanzlicher Kulturen er-
folgt durch den Bund via Ausrichtung von 
höheren Einzelkulturbeiträgen für Kulturen 
zur menschlichen Ernährung. Das revidierte 
Gesetz sieht vor, dass der Kanton zusätz-
lich Projekte für einen wertschöpfungs-ori-
entierten Pflanzenbau mit regionaler Ver-
marktung verstärkt fördern kann (Art. 11); 
gleiches gilt für Produkte aus der Tierhal-
tung. Neben der Vermarktung wird neu im 
Pflanzenbau auch den Aufbau von neuen 
Betriebs- und Produktionszweigen unter-
stützt.   

Grundsätzlich sind wir mit den vorliegenden Schwer-
punkten einverstanden. Für uns fehlen jedoch spezifi-
sche Massnahmen bezüglich Acker- und Gartenbaus. 

EBÜ Kenntnisnahme 
Nidwalden bleibt ein Graslandkanton. Der 
Pflanzenbau für die menschliche Ernährung 
(Gemüse- oder Ackerbau) soll infolge des 
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Ernährungstrends verstärkt gefördert wer-
den. Das revidierte Gesetz sieht daher vor, 
dass der Kanton entsprechende Projekte für 
einen wertschöpfungsorientierten Pflanzen-
bau verstärkt fördern kann (Art. 11); neben 
der Vermarktung neu auch der Aufbau von 
neuen Betriebs- und Produktionszweigen. 
Mit der Massnahme soll die vom Bund ge-
währte Unterstützung ergänzt werden. 

Wir fragen uns, ob der Realität der Landwirtschaft im 
Kanton Nidwalden mit dieser Schwerpunktsetzung 
Rechnung getragen wird. Es wird sehr viel von Innova-
tion, Projekten und Nachhaltigkeit gesprochen. Die Bau-
ern sind aber gemäss der Analyse der Firma Flury & 
Giuliani aus unserer Sicht nicht genügend vorbereitet die 
«Erwartungen» des Kantons, bzw. der Gesellschaft an 
die Landwirtschaft zu erfüllen. Die Entwicklung von Inno-
vationen, die Risikoabschätzung im Vorfeld von Projek-
ten, die Durchführung von Projekten kann nur von sehr 
gut ausgebildeten Fachleuten durchgeführt werden. Wie 
aber Flury&Giuliani herausgefunden hat, sind die Land-
wirte im Durchschnitt spärlich mit FH Titeln ausgerüstet, 
welche erforderlich wären, solch komplexe Vorhaben 
fachlich korrekt zu ermöglichen bzw. durchzuführen. Es 
wird also darauf hinauslaufen, dass die Landwirte fach-
lich stark unterstützt werden müssen, um die neuen Er-
wartungen und Massnahmen, die von Politik und Gesell-
schaft an sie gestellt werden, erfüllen zu können. Dies 
bedeutet auch, dass für die Landwirte neue Abhängig-
keiten geschaffen werden. 
 
Das grösste Manko des Gesetzes ist, dass man nicht 
eine Vision entwickelt hat, wohin sich die Landwirtschaft 
in unserem Kanton oder in der Schweiz bewegen soll. In 
jedem Management-kurs wird praktisch als Erstes ge-
fragt wo man sich in 5, 10 oder 20 Jahren sieht. Warum 
nicht auch hier? Aufgrund der Klimastrategie 2050, der 
fortschreitenden Digitalisierung, der Energiewende usw. 
wäre auch für die Landwirtschaft eine solche Vision nö-
tig. Mehr oder weniger fehlt jedoch ein solch weitsichti-
ger, vorausschauender Plan. Es werden auf die nächs-
ten paar Jahre Millionen verplant, ohne zu wissen, wohin 
die Reise gehen soll. Es sind Massnahmen enthalten, 
die eigentlich komplett dem Wunsch nach mehr Nach-
haltigkeit entgegenlaufen. Wenn der Bauernverband 
sich dazu durchringen könnte, eine gesamtheitliche Vi-
sion über die Zukunft der Landwirtschaft allgemein zu 
entwerfen, dann könnte auch die Gesetzgebung und die 
Vollzugsverordnungen auf ein gutes Fundament abge-
stellt werden. So ist dieses Gesetz aber eher ein Pot-
pourri aus verschiedenen Massnahmen, mit denen man 
irgendwie das Richtige anstreben will, aber schlussend-
lich nicht so recht weiss, ob es dann auch das Richtige 
ist. Insgesamt können wir den Massnahmen zustimmen. 
Es braucht aber eine erweiterte Sicht bei der Umsetzung 
der Massnahmen, die über die Schwerpunkte hinaus-
geht. 
 
Dass in der Vergangenheit nur rund die Hälfte der zur 
Verfügung gestandenen Gelder abgeholt worden sind 
zeigt, dass die Landwirte wahrscheinlich eher verwirrt 
waren, ob dem «Wildblumenstrauss» an gesetzlich fest-
gelegten Massnahmen. Eine gesamtheitliche und strin-
gente landwirtschaftliche Vision würde da Abhilfe schaf-
fen und die wirtschaftlichen Hilfen grösstmögliche 
Wirkung entfalten. 

ODO Kenntnisnahme 
Die Agrarpolitik des Bundes und des Kan-
tons orientieren sich am Bild einer unterneh-
merischen Landwirtschaft. Die Betriebs-
leiterfamilien sind als Unternehmer 
gefordert, sich laufend den neuen Heraus-
forderungen zu stellen und ihre Betriebe 
weiterzuentwickeln. Entsprechende Vorha-
ben werden von Bund und Kanton unter-
stützt, wobei die einzelbetrieblichen oder 
gemeinschaftlichen Projekte bottom-up initi-
iert und entwickelt werden. Daher müssen 
sich die Trägerschaften auch an den Kosten 
der Projekte beteiligen. Zur Unterstützung 
der Betriebe sind neben der Projektförde-
rung auch gezielte Beratungs- und Weiter-
bildungsangebote vorgesehen. 
 
 
 
 
 
Die Agrarpolitik liegt primär in der Kompe-
tenz des Bundes. Der Kanton ergänzt die 
Massnahmen des Bundes durch die kanto-
nalen Fördermassnahmen, welche gezielt 
auf den Handlungsbedarf und die kantona-
len Erwartungen ausgerichtet sind. Die Ag-
rarpolitik des Bundes folgte bisher einem 
vierjährigen Rhythmus, wobei in der schritt-
weisen Weiterentwicklung der Agrarpolitik 
jeweils auch langfristige Strategien einge-
bunden wurden. Aktuell hat das Bundesamt 
für Landwirtschaft eine Vision für die 
Schweizer Land- und Ernährungswirtschaft 
bis 2050 erarbeitet. Diese bildet die Grund-
lage für die folgenden Entwicklungsschritte 
der Bundespolitik und damit auch der kanto-
nalen Entwicklungsstrategie. Die mit der 
Gesetzesrevision unterbreitete Strategie für 
die zukünftige kantonale Landwirtschaftspo-
litik, welche partizipativ erarbeitet wurde, ist 
inhaltlich konsistent mit der Vision und den 
strategischen Stossrichtungen des Bundes. 
 
 
 
 
 
Der Rahmenkredit Landwirtschaft 2016 – 
2019 wurde zu 80 % ausgeschöpft. Der ak-
tuelle Rahmenkredit 2020-2023 wurde per 
31.12.2022 (Halbzeit) bereits zu 54 % aus-
geschöpft. Wir gehen davon aus, dass die-
ser Rahmenkredit per 31.12.2023 vollstän-
dig verwendet wird.  
Die Entwicklungs-strategie für die Nidwald-
ner Landwirtschaft wurde in Zusammenar-
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beit mit dem Forum Landwirtschaft erarbei-
tet und am 8. November 2021 vom Regie-
rungsrat verabschiedet.  

Der Gemeinderat unterstützt die landwirtschaftliche Ent-
wicklungsstrategie des Kantons, welche eine standort-
angepasste und nachhaltig produzierende Landwirt-
schaft fördert. Die in der Gesetzes Revision gewählten 
Schwerpunkte werden als geeignete Massnahmen dazu 
beurteilt. 

 SST Kenntnisnahme 

Flury & Giuliani beurteilen in ihrem Bericht über die Ent-
wicklungsstrategie der Nidwaldner Landwirtschaft, dass 
die Ziele in den Bereichen der Strukturen und Wettbe-
werbsfähigkeit nicht erreicht wurden. Wir teilen die Ein-
schätzung von Flury & Giuliani, dass signifikante Defizite 
«bzgl. Unternehmerischen Know-how sowie der ange-
strebten Förderung des Wissensstands einer nachhalti-
gen Betriebsführung bestehen» (2021, p. 2). Somit ka-
men wir zum Schluss, dass die Erbringung der 
multifunktionalen Leistungen der Landwirtschaft weitge-
hend erreicht sind, aber auch, dass die strukturell be-
dingte tiefe Produktivität hauptsächlich mit kleinen Be-
triebsstrukturen, verzögerten Meliorationen, 
Investitionsstaus in der Landwirtschaft und insbesonders 
durch das fehlende Fachwissen in der Nidwaldner Land-
wirtschaft zusammenhängt. 
 
Basierend auf dieser Ausgangslage beurteilt der Ge-
meinderat / GLP NW die gesetzten Schwerpunkte der 
Teilrevision des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes je-
doch kritisch. Aus der Sicht des Gemeinderates steht im 
teilrevidierten Landwirtschaftsgesetz weiterhin mehrheit-
lich die Sicherung der multifunktionalen Leistungen der 
Nidwaldner Landwirtschaft und die Sicherung des Bei-
trages der Nidwaldner Landwirtschaft an die Pflege der 
Kulturlandschaft und an eine nachhaltige Entwicklung 
des ländlichen Raums im Mittelpunkt. Gemäss der Beur-
teilung zur Erreichung der Ziele der kantonalen Agrarpo-
litik von Flury Giuliani sind diese beiden Ziele mit punk-
tuellen Defiziten in intensiv genutzten Teilregionen 
bereits erfüllt und sollten somit aus Sicht der GLP NW 
weniger im Mittelpunkt der Teilrevision des kantonalen 
Landwirtschaftsgesetzes stehen (2021, p. 3). Gemäss 
Abbildung 5 im Bericht des Regierungsrates zur exter-
nen Vernehmlassung hat die Mehrheit der vorgeschla-
genen Massnahmen eine Wirkung auf diese beiden 
Ziele. 
 
Durch die gesetzten Schwerpunkte der Teilrevision des 
kantonalen Landwirtschaftsgesetzes werden aus Sicht 
des Gemeinderates die Anreize zur Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit in der Nidwaldner Landwirtschaft nicht 
erhöht und hemmt mit den zusätzlichen finanziellen Mit-
tel teilweise den dringend benötigen Strukturwandel in 
der Nidwaldner Landwirtschaft. Die Erhöhung des Rah-
menkredits 2024-2027 zur Förderung der Landwirtschaft 
um CHF 940'000 gegenüber dem vorherigen Rahmenk-
redits, ist somit aus Sicht des Gemeinderates kontrapro-
duktiv. Mit dem aktuellen Vorschlag zur Teilrevision des 
kantonalen Landwirtschaftsgesetztes werden die Ziele 
zu den Strukturen und der Wettbewerbsfähigkeit der 
Nidwaldner Betriebe auch zukünftig nicht erreicht wer-
den können. 
 
Der Gemeinderat ist der Meinung, dass es für die Stär-
kung des Unternehmertums und von Innovation sowie 
zur Verbesserung der Umweltqualität es nicht mehr, 
sondern weniger finanzielle beziehungsweise gezieltere 
Mittel vom Staat braucht. Der Gemeinderat beantragt die 

WOL, GLP Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Die Erbringung der multifunktionalen Leis-
tungen ist ein Kernelement der Agrarpolitik 
und bildet die Grundlage für die Ausrichtung 
der Direktzahlungen des Bundes. Der Kan-
ton ergänzt die entsprechenden Fördermas-
snahmen durch spezifisch auf die lokalen 
Gegebenheiten und Defizite ausgerichteten 
Massnahmen. Dabei liegt der Fokus neu auf 
projektorientierten Massnahmen. Zudem 
wurden mit Blick auf die globalen Herausfor-
derungen neu Massnahmen zur Reduktion 
der Klimawirkung der Landwirtschaft und 
zur Anpassung der Landwirtschaft an den 
Klimawandel definiert.  
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Der Strukturwandel erfolgt in der Landwirt-
schaft primär im Rahmen des Generations-
wechsels, indem Betriebe nicht durch eine 
Nachfolgerin oder einen Nachfolger über-
nommen werden. Für den Kanton Nidwal-
den zeigt sich, dass selbst kleine Betriebe, 
die keine wirtschaftliche Existenz bieten, 
übernommen werden. Die für den Struktur-
wandel relevanten rechtlichen Grundlagen 
sind primär im Bundesgesetz über das bäu-
erliche Bodenrecht definiert und liegen da-
mit ausserhalb des Einflussbereichs des 
Kantons. Eine aktive Beeinflussung des 
Strukturwandels mit einer forcierten Auf-
gabe von kleinen Betrieben ist daher nur 
begrenzt möglich. Einzige Ausnahme sind 
die Förderkriterien für die Strukturverbesse-
rungen, bei denen der Kanton über die Mini-
malanforderungen des Bundes hinausgeht. 
Zudem setzt der Kanton auf die Stossrich-
tung, Wirtschaftlichkeit und Wertschöpfung 



Ergebnis der externen Vernehmlassung 
 

Auswertungsbericht des Regierungsrates vom 6. Dezember 2022 10 / 55  
 

  

 

 

Ziele der kantonalen Landwirtschaftspolitik zu überden-
ken und weniger auf die multifunktionalen Leistungen 
der Landwirtschaft auszurichten, sondern auf die Stär-
kung des Unternehmertums durch effiziente Betriebs-
strukturen mit einer höheren Wirtschaftlichkeit und Wett-
bewerbsfähigkeit 

innerhalb der bestehenden Strukturen zu 
fördern. 

In der gesamten Teilrevision wird der Schwerpunkt auf 
mehr Biodiversität gesetzt.  Die nachhaltig produzie-
rende Landwirtschaft steht nicht mehr im Zentrum.  
 
Prognosen zufolge dürfte die weltweite Nahrungsmittel-
produktion mittelfristig mit dem Bevölkerungswachstum 
mithalten. In der Schweiz ist dies laut Agroscope nicht 
der Fall: die Inlandproduktion sei seit einigen Jahren we-
gen höheren Anteilen extensiver Produktionsformen, 
weniger Zuchtfortschritten bei Pflanzenerträgen und 
Tierleistungen sowie schrumpfender Ackerfläche leicht 
sinkend, währen die Bevölkerungszahl steigt. Obwohl 
der Pro-Kopf-Konsum im gleichen Zeitraum leicht ge-
sunken sei, nehme daher der Bedarf an Nahrungsmit-
telimporten tendenziell zu. 
 
In Zeiten von Energiekrisen und unsicherer Ernährungs-
sicherheit, sollte der Schwer-punkt wieder zwingend auf 
eine produzierende Landwirtschaft gelegt werden. 

SVP Ablehnung 
Die produzierende Landwirtschaft wird im 
Kanton Nidwalden in Zukunft weiterhin ei-
nen hohen Stellenwert haben. Der Beitrag 
der Landwirtschaft zur sicheren Versorgung 
der Bevölkerung und zur Ernährungssicher-
heit ist basiert auf Art. 104 und 104a der 
Schweizerischen Bundesverfassung und 
liegt somit auch im Aufgabenbereich des 
Bundes.  
 
Die kantonalen Massnahmen, welche zu ei-
ner punktuellen Extensivierung führen, sind 
grundsätzlich freiwillig. Die angestrebte Ex-
tensivierung durch die Förderung von Bio-
diversitätsförderflächen in der Tal- und Hü-
gelzone ist zudem gemessen an der totalen 
Nutzfläche mit Blick auf das Produktionsziel 
und die Ernährungssicherheit vertretbar. Im 
Tal- und Hügelgebiet besteht entlang der 
Gewässer (Gewässerräume) ein Potential 
von über 15 Hektaren Biodiversitätsförder-
flächen. Zudem soll die Qualität von beste-
henden Biodiversitätsförderflächen im Tal- 
und Hügelgebiet gefördert werden. Die mit 
den Massnahmen angestrebten Ziele ent-
sprechen zudem den in der Umfrage einge-
brachten Erwartungen an die Nidwaldner 
Landwirtschaft. Mit der Förderung einer res-
sourceneffizienten Produktion wird weiterhin 
ein wichtiger Beitrag zur Ernährungssicher-
heit geleistet. 

Der Kanton hat wenig Spielraum in der Gesetzgebung. 
Der Bund legt in seiner Agrarpolitik die Schwerpunkte 
fest und der Kanton passt das kantonale Landwirt-
schaftsgesetz auf diese Massnahmen, die teilweise mit-
finanziert werden, an. 

Mitte Kenntnisnahme 

Die Schwerpunkte sind stimmig.  FDP Kenntnisnahme 

Insgesamt begrüssen die Grünen Nidwalden die 
Schwerpunkte und die allgemeine Stossrichtung des 
neuen Landwirtschaftsgesetzes.  
 
Die Grünen Nidwalden unterstützen einen Wechsel von 
der mehrheitlich intensiven zur gezielt extensiven und 
ökologischen Landwirtschaft. Die Intensivierung der 
Landwirtschaft hat in den letzten Jahren auch in Nidwal-
den weiter zugenommen. Besonders problematisch ist 
diese Entwicklung in der Berg- und Hügelzone. Bei den 
Beiträgen zur Strukturverbesserung muss die Vermei-
dung der Intensivierung als Voraussetzung für den Er-
halt von kantonalen Förderbeiträgen berücksichtigt wer-
den. Eine bessere Erschliessung hat meist eine 
Intensivierung der Bewirtschaftung zur Folge, wie bei-
spielsweise eine Untersuchung des BAFU zeigt. Die Le-
bensräume im Berggebiet sind aus ökologischer Sicht 
besonders wertvoll und spielen insbesondere für den Er-
halt der Biodiversität eine wichtige Rolle. Aus diesem 
Grund sind z.B. Erschliessungsstrassen in der Berg- und 
Hügelzonen nur mit ökologischen Auflagen zu bewilli-
gen. Das neue Landwirtschaftsgesetz muss entspre-
chend ergänzt werden. 
 
 

GN Kenntnisnahme 
 
 
 
Ablehnung 
Die Kriterien für die Beurteilung und Förde-
rung von Erschliessungsprojekten sind in 
der Strukturverbesserungsverordnung des 
Bundes definiert. Da es sich bei den Struk-
turverbesserungen um co-finanzierte Mass-
nahmen handelt, ist der Kanton an diese 
Vorgaben gebunden. Bereits heute werden 
nur Projekte gefördert, welche in Bezug auf 
Landschaft und Umwelt verhältnismässig 
sind, ein adäquates Kosten-Nutzen-Verhält-
nis aufweisen und finanzier- und tragbar 
sind. Mit Blick auf den fortschreitenden 
Strukturwandel, den Rückgang der in der 
Landwirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte 
und die damit steigenden Flächenintensität 
ist die Schliessung von Lücken in der Er-
schliessung eine Grundvoraussetzung zur 
Bewirtschaftung der Flächen und damit zur 
Offenhaltung und Pflege der Kulturland-
schaft. 
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Diverse fortschrittliche Betriebe in Nidwalden setzen im-
mer mehr den ökologischen Grundsatz «lokal produziert 
– lokal konsumiert» erfolgreich um. Bereits 10 % aller 
Nidwaldner Landwirtschaftsbetriebe mit dem Label «na-
türlich Nidwalden» vertreiben z.B. ihre Produkte direkt 
an die Konsumentinnen und Konsumenten und via lo-
kale Verkaufsstellen und an die Gastronomie. Damit ver-
ringern sie Margenverlust und stärken ihre Eigenwirt-
schaftlichkeit. Die Konsumentinnen und Konsumenten 
gewinnen positive Eindrücke und das Image einer intak-
ten Landwirtschaft mit schmackhaften und gesunden 
Produkten. Besonders auch der Obst-, Gemüse- und 
Getreideanbau in Tallagen bietet dazu gute Vorausset-
zungen. Im Bericht zur Vernehmlassung wird die Förde-
rung der regionalen Wertschöpfung erwähnt, Präzisie-
rungen dazu fehlen im Gesetzesentwurf und in der 
Verordnung. Die Diversifizierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe und damit eine Förderung der Produktion von 
Gemüse und Getreide (nicht Futtergetreide) ist aus Sicht 
der Grünen Nidwalden für eine zukunftsgerichtete ökolo-
gische Landwirtschaft zwingend notwendig. Das Gesetz 
und die Verordnung müssen entsprechend präzisiert 
resp. ergänzt werden. 

 
Kenntnisnahme 
Nidwalden ist ein Graslandkanton und wird 
es auch in Zukunft bleiben. Der Pflanzen-
bau für die menschliche Ernährung (Ge-
müse- oder Ackerbau) soll infolge der Er-
nährungstrends verstärkt gefördert werden. 
Das revidierte Gesetz sieht daher vor, dass 
der Kanton entsprechende Projekte für ei-
nen wertschöpfungsorientierten Pflanzen-
bau verstärkt fördern kann (Art. 11); neben 
der Vermarktung neu auch der Aufbau von 
neuen Betriebs- und Produktionszweigen. 
Die im Kontext der Ernährungssicherung 
wichtige Förderung pflanzlicher Kulturen er-
folgt zudem durch den Bund über die Aus-
richtung von Einzelkulturbeiträgen für Kultu-
ren zur menschlichen Ernährung. 

Grundsätzlich unterstützt die SP Nidwalden die Stoss-
richtung der Teilrevision des kantonalen Landwirt-
schaftsgesetzes. 
 
Im Besonderen begrüssen wir die Wiedereinführung des 
Kriteriums einer standortangepassten Landwirtschaft als 
wichtiger Grundpfeiler einer umweltgerechten, klima-
schonen-den, ressourceneffizienten, landschaftsverträg-
lichen und tierfreundlichen Landwirtschaft. Zur Siche-
rung der kleineren Familienbetriebe sind 
Betriebsstrukturen wichtig, die dank regionaler Wert-
schöpfung und Direktvermarktung helfen, einseitige Ab-
hängigkeiten zu verringern und einen höheren Selbstbe-
stimmungsgrad zu erreichen. 
 
Im Bericht zur Vernehmlassung wird die Förderung der 
regionalen Wertschöpfung erwähnt, Präzisierungen 
dazu fehlen im Gesetzesentwurf und in der Verordnung. 
Die Diversifizierung der landwirtschaftlichen Betriebe 
und damit eine Förderung einer pflanzlichen Produktion 
von Lebensmitteln (Gemüse und Getreide; nicht Futter-
getreide) ist für eine selbstbestimmte Landwirtschaft 
zwingend notwendig. Das Gesetz und die Verordnung 
müssen allerdings entsprechend präzisiert resp. ergänzt 
werden. 
 
 
 
 
Bei den Beiträgen zur Strukturverbesserung muss die 
Vermeidung der Intensivierung als Voraussetzung für 
den Erhalt von kantonalen Förderbeiträgen berücksich-
tigt werden. Eine bessere Erschliessung hat meist eine 
Intensivierung der Bewirtschaftung zur Folge, wie bei-
spielsweise eine Untersuchung des BAFU* zeigt. Die 
Lebensräume im Berggebiet sind aus ökologischer Sicht 
besonders wertvoll. Aus diesem Grund sind z.B. Er-
schliessungsstrassen in der Berg- und Hügelzonen nur 
mit ökologischen Auflagen zu bewilligen. Das neue 
Landwirtschaftsgesetz muss entsprechend ergänzt wer-
den. 
* Huber C., Hedinger Ch. & M. Leibundgut 2007. Fallstudie «Erschlies-
sung und Bewirtschaftung von Biotopen». BAFU, Bern. 

SP Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nidwalden bleibt ein Graslandkanton. Der 
Pflanzenbau für die menschliche Ernährung 
(Gemüse- oder Ackerbau) soll infolge der 
Ernährungstrends dennoch verstärkt geför-
dert werden. Das revidierte Gesetz sieht da-
her vor, dass der Kanton entsprechende 
Projekte für einen wertschöpfungsorientier-
ten Pflanzenbau verstärkt fördern kann (Art. 
11), neben der Vermarktung neu auch den 
Aufbau von neuen Betriebs- und Produkti-
onszweigen. Mit der Massnahme soll die 
vom Bund gewährte Unterstützung ergänzt 
werden. 
 
Ablehnung 
Die Kriterien für die Beurteilung und Förde-
rung von Erschliessungsprojekten sind in 
der Strukturverbesserungsverordnung des 
Bundes definiert. Da es sich bei den Struk-
turverbesserungen um co-finanzierte Mass-
nahmen handelt, ist der Kanton an diese 
Vorgaben gebunden. Bereits heute werden 
nur Projekte gefördert, welche in Bezug auf 
Landschaft und Umwelt verhältnismässig 
sind, ein adäquates Kosten-Nutzen-Verhält-
nis aufweisen und finanzier- und tragbar 
sind. Mit Blick auf den fortschreitenden 
Strukturwandel, den Rückgang der in der 
Landwirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte 
und die damit steigenden Flächenintensität 
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ist die Schliessung von Lücken in der Er-
schliessung eine Grundvoraussetzung zur 
Bewirtschaftung der Flächen und damit zur 
Offenhaltung und Pflege der Kulturland-
schaft. 

Die Schwerpunkte wurden grundsätzlich richtig gesetzt. 
Es ist jedoch schwierig abzuschätzen, ob die geplanten 
Fördermassnahmen die gewünschten Resultate erzie-
len. 

JSVP Teilweise Zustimmung 
Zur Beurteilung der Wirkung der befristeten 
Fördermassnahmen, ist ein Monitoring im 
Sinne einer Wirksamkeitsprüfung vorgese-
hen (Art. 37). Dem Landrat wird spätestens 
mit Ablauf der Befristung ein Bericht unter-
breitet.  

Nebst dem Schwerpunkt der Ökologie, ist es uns Bäue-
rinnen ein grosses Anliegen, dass wir zur Ernährungssi-
cherheit im Kanton beitragen können und auf den pro-
duktiven Flächen im Kanton möglichst viel (sei es Futter 
für die Tier, welche Lebensmittel produzieren, oder di-
rekt Lebensmittel für die Bevölkerung) produzieren kön-
nen. Die Nidwaldner Landwirtschaft trägt mit der Bewirt-
schaftung der Alpen und den vielen «Bergheimetli» 
schon sehr viel zur Ökologisierung bei. 

WBV Kenntnisnahme 
Die produzierende Landwirtschaft wird im 
Kanton Nidwalden in Zukunft weiterhin ei-
nen hohen Stellenwert haben. Die ange-
strebte Extensivierung durch die Förderung 
von Biodiversitätsförderflächen bezieht sich 
explizit auf die Tal- und Hügelzone, wo 
heute Defizite im ökologischen Bereich be-
stehen. Durch die Förderung einer ressour-
ceneffizienten Produktion soll die Nidwald-
ner Landwirtschaft einen wichtigen Beitrag 
zur Ernährungssicherheit leisten. 

Die Stossrichtung zu mehr Extensivierung der Flächen 
auch auf den besten und ertragreichsten Flächen wird 
zur Kenntnis genommen. Die Begeisterung dazu hält 
sich aber in Grenzen. Die Nidwaldner Landwirtschaft ist 
gewillt und bereite ihren Anteil zur Ernährungssicherheit 
beizutragen. 

BVN, MPV Kenntnisnahme 
Massnahmen, welche zu einer punktuellen 
Extensivierung führen, sind grundsätzlich 
freiwillig. Die angestrebte Extensivierung 
durch die Förderung von Biodiversitätsför-
derflächen in der Tal- und Hügelzone ist ge-
messen an der totalen Nutzfläche, mit Blick 
auf das Produktionsziel, vertretbar. 

Grundsätzlich wird die Teilrevision des kantonalen Land-
wirtschaftsgesetzes begrüsst. Für uns ist es wichtig, 
dass die produzierende Landwirtschaft einen sehr hohen 
Stellenwert hat, um den Selbstversorgungsgrad in keiner 
Weise zu schmälern.  
 
Es ist für die Alpwirtschaft von elementarer Bedeutung, 
dass die Tierhaltung Fortbestand hat, damit wir die Al-
pen weiterhin bestossen können, und der volkswirt-
schaftliche Nutzen weiter bestehen bleibt. 

NGA Kenntnisnahme 
Die produzierende Landwirtschaft wird im 
Kanton Nidwalden in Zukunft weiterhin ei-
nen hohen Stellenwert haben. Aufbauend 
auf der Umfrage zu den Erwartungen an die 
Nidwaldner Landwirtschaft, sollen mit ver-
schiedenen (freiwilligen) Massnahmen je-
doch Defizite im ökologischen Bereich an-
gegangen werden.  

Insgesamt begrüsst Pro Natura die Schwerpunkte und 
die allgemeine Stossrichtung des neuen Landwirt-
schaftsgesetzes. 
 
Wir sind jedoch der Ansicht, dass zwei weitere wichtige 
Schwerpunkte fehlen bzw. zu kurz kommen: 
 
a) Vermeidung der Intensivierung insbesondere der 
Hügel- und Bergzonen. 
Vor allem bei den Strukturverbesserungsbeiträgen muss 
dieser Aspekt als Voraus-setzung für den Erhalt von 
kantonalen Förderbeiträgen berücksichtigt werden. Eine 
bessere Erschliessung birgt die Gefahr einer Intensivie-
rung der Bewirtschaftung. Die Lebensräume im Bergge-
biet sind aus ökologischer Sicht besonders wertvoll und 
spielen insbesondere für den Erhalt der Biodiversität 
eine wichtige Rolle. Aus diesem Grund sind ökologische 
Auflagen für Erschliessungsstrassen im Berggebiet 
zwingend notwendig.  
 
 
 
 
 
 
 
 

PN Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Die Kriterien für die Beurteilung und Förde-
rung von Erschliessungsprojekten sind in 
der Strukturverbesserungsverordnung des 
Bundes definiert. Da es sich bei den Struk-
turverbesserungen um co-finanzierte Mass-
nahmen handelt, ist der Kanton an diese 
Vorgaben gebunden. Bereits heute werden 
nur Projekte gefördert, welche in Bezug auf 
Landschaft und Umwelt verhältnismässig 
sind, ein adäquates Kosten-Nutzen-Verhält-
nis aufweisen und finanzier- und tragbar 
sind. Mit Blick auf den fortschreitenden 
Strukturwandel, den Rückgang der in der 
Landwirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte 
und die damit steigenden Flächenintensität 
ist die Schliessung von Lücken in der Er-
schliessung eine Grundvoraussetzung zur 
Bewirtschaftung der Flächen und damit zur 
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b) Förderung des Gemüse- und Getreideanbaus für 
die menschliche Ernährung in Tallagen. 
Dieser Aspekt wird zwar im Bericht zur Vernehmlassung 
erwähnt, jedoch findet man ihn weder im Gesetzesent-
wurf noch in der Verordnung wieder. Pro Natura ist der 
Meinung, dass die Diversifizierung der landwirtschaftli-
chen Betriebe und damit eine Förderung der Produktion 
von Gemüse und Getreide (nicht Futtergetreide) für eine 
zukunftsgerichtete Landwirtschaft zwingend notwendig 
ist. Aus diesem Grund muss dieser Schwerpunkt im Ge-
setz wie auch in der Verordnung ausformuliert werden. 

Offenhaltung und Pflege der Kulturland-
schaft. 
 
 
Kenntnisnahme 
Die im Kontext der Ernährungssicherung 
wichtige Förderung pflanzlicher Kulturen er-
folgt durch den Bund via Ausrichtung von 
höheren Einzelkulturbeiträgen für Kulturen 
zur menschlichen Ernährung. Der Pflanzen-
bau für die menschliche Ernährung (Ge-
müse- oder Ackerbau) soll im Kanton in-
folge der Ernährungstrends jedoch verstärkt 
gefördert werden. Das revidierte Gesetz 
sieht daher vor, dass der Kanton entspre-
chende Projekte für einen wertschöpfungs-
orientierten Pflanzenbau verstärkt fördern 
kann (Art. 11); neben der Vermarktung neu 
auch den Aufbau von neuen Betriebs- und 
Produktionszweigen. Mit der Massnahme 
soll die vom Bund gewährte Unterstützung 
ergänzt werden. 

Grundsätzlich positiv. Die allgemeine Stossrichtung in 
Ökologie und (Bio-)Diversität ist in unserem Sinn. Es fällt 
auf, dass gerade die junge Generation der LandwirtIn-
nen sich vermehrt um die Zusammenhänge der Natur-
kreisläufe kümmern. Dieser Trend ist unbedingt unter-
stützungswürdig. 

WWF Kenntnisnahme 

 

Frage 2: Sind Sie mit der stärkeren Ausrichtung der kantonalen Landwirtschaftspolitik auf 
die Unterstützung von Projekten einverstanden (Art. 2 Abs. 2, Art. 3a Abs. 1, Art. 
11 Abs. 2, Art. 18a Abs. 1, § 1 Abs. 1, § 12 Abs. 3, § 18 – 21, § 25, § 30 Abs. 1, 
§ 49 Abs. 1)? 

Ja 23 
BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, STA, SST, WOL, SVP, 

Mitte, FDP, GN, SP, GLP, JSVP, WBV, BVN, NGA, PN, WWF 

Nein 0 - 

Enthaltung 1 MPV 

 
Bemerkung Wer Stellungnahme 

Insbesondere Projekte, welche die ökologische Land-
wirtschaft fördern und die Klimaauswirkungen reduzie-
ren helfen, sind unterstützungswürdig. Es stellt sich je-
doch die Frage, wie stark die Ökobilanz und das 
Tierwohl durch methanhemmende Futtermitteleinsätze 
beeinflusst werden, insbesondere da nicht restlich ge-
klärt ist, wie sich solche Substanzen längerfristig auf die 
Gesundheit der Tiere auswirkt. 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 
Eine Auswertung der Forschungsanstalt Ag-
roscope* zeigt, dass die Treibhausgasemis-
sionen mit methanhemmenden Futterzusät-
zen wie Tanninen oder Leinsamen gesenkt 
werden können. Die Potenziale sind relativ 
hoch im Vergleich zu anderen technischen 
Massnahmen. Allerdings ist auf eine sehr 
genaue Dosierung zu achten, um zu verhin-
dern, dass die Faser- und/oder Proteinver-
daubarkeit und somit die Produktivität zu-
rückgeht. Zur absoluten Wirkung einer 
methanhemmenden Fütterung bestehen 
aber tatsächlich noch offene Fragen. 
 
*Bretscher D., Ammann C., Wüst C., Nyfeler A., Felder 
D. 2018. Reduktionspotenziale von Treibhausgasemissi-
onen aus der Schweizer Nutztierhaltung. Agrarforschung 
Schweiz 9 (11–12): 376–383 

Projekte welche die nachhaltige, ökologische Landwirt-
schaft fördern, werden unterstützt. Die Voraussetzung 
für alle Kühe, methanhemmende Futtermittel einzuset-
zen, um an den Beitrag klimaschonende Fütterung zu 
gelangen, lehnt der Gemeinderat Emmetten ab. Die Wir-
kung auf die Gesundheit der Tiere und die Ökobilanz ist 
nicht geklärt. Zwar lassen sich durch diese Zusätze die 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Eine Auswertung der Forschungsanstalt Ag-
roscope* zeigt, dass die Treibhausgasemis-
sionen mit methanhemmenden Futterzusät-
zen wie Tanninen oder Leinsamen gesenkt 
werden können. Die Potenziale sind relativ 
hoch im Vergleich zu anderen technischen 
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Methanemissionen reduzieren, und mit der Verfütterung 
von Ölsamen kann sogar ein Teil des Kraftfutters ersetzt 
werden. Zudem steigt bei der Leinsamenfütterung der 
Anteil der Omega-3-Fettsäuren in der Milch. Damit die 
Methansenkung wirkt, muss dem Futter allerdings rund 
drei Prozent Leinöl zugemischt werden. Für die Produk-
tion des Leinöls wird Anbaufläche und Energie benötigt. 
Der Lein muss schliesslich gesät, gepflegt, gedroschen 
und die Saat später geschrotet oder extrudiert werden. 
Unbehandelte Ölsaaten sind für Wiederkäuer nahezu 
unverdaulich und wirken nicht.  
 
 
Statt in methanhemmende Futtermittel zu investieren, 
sind die zu grossen Viehbestände zu verringern (analog 
Kanton Luzern). 

Massnahmen. Allerdings ist auf eine sehr 
genaue Dosierung zu achten, um zu verhin-
dern, dass die Faser- und/oder Proteinver-
daubarkeit und somit die Produktivität zu-
rückgeht. Zur absoluten Wirkung einer 
methanhemmenden Fütterung bestehen 
aber tatsächlich noch offene Fragen. 
 
*Bretscher D., Ammann C., Wüst C., Nyfeler A., Felder 
D. 2018. Reduktionspotenziale von Treibhausgasemissi-
onen aus der Schweizer Nutztierhaltung. Agrarforschung 
Schweiz 9 (11–12): 376–383. 
 

Ablehnung 
Eine Reduktion der Tierbestände durch kan-
tonale Massnahmen ist nicht angezeigt. Im 
Kanton Nidwalden werden pro Hektare 
düngbare Fläche knapp 2 Grossvieheinhei-
ten (GVE) gehalten (ohne Alpabzug). Unter 
Berücksichtigung der Alpung dürfte die In-
tensität bei ca. 1.6 GVE pro Hektare düng-
bare Flächen liegen. Die Intensität ist in den 
letzten 20 Jahren zudem stabil geblieben. 
Demgegenüber ist sie im Kanton Luzern in 
der Vergangenheit auf aktuell 2.3 GVE pro 
Hektare düngbare Fläche deutlich gestie-
gen, primär durch einen Ausbau der 
Schweine- und insbesondere der Geflügel-
haltung. Gemessen am totalen Tierbestand 
machen diese Tierkategorien im Kanton 
Nidwalden 12 % (Schweine) bzw. 3 % (Ge-
flügel) aus. 

Projekte, welche die ökologische Landwirtschaft fördern, 
sollen wie vorgesehen unterstützt werden. Für uns ist es 
jedoch fraglich, wie die Auswirkungen der methan-hem-
menden Futtermitteleinsätze auf die Ökologie und das 
Tierwohl aussehen. 

EBÜ Kenntnisnahme 
Eine Auswertung der Forschungsanstalt Ag-
roscope* zeigt, dass die Treibhausgasemis-
sionen mit methanhemmenden Futterzusät-
zen wie Tanninen oder Leinsamen gesenkt 
werden können. Die Potenziale sind relativ 
hoch im Vergleich zu anderen technischen 
Massnahmen. Allerdings ist auf eine sehr 
genaue Dosierung zu achten, um zu verhin-
dern, dass die Faser- und/oder Proteinver-
daubarkeit und somit die Produktivität zu-
rückgeht. Zur absoluten Wirkung einer 
methanhemmenden Fütterung bestehen 
aber tatsächlich noch offene Fragen. 
 
*Bretscher D., Ammann C., Wüst C., Nyfeler A., Felder 
D. 2018. Reduktionspotenziale von Treibhausgasemissi-
onen aus der Schweizer Nutztierhaltung. Agrarforschung 
Schweiz 9 (11–12): 376–383 

Wie oben bereits erwähnt, ist nicht jeder Bauer ein Inno-
vator und obendrein ein begnadeter Projektleiter der von 
der Risikoabschätzung, über Marktbeurteilung und Pro-
jektleitung und Projektcontrolling das gesamte Know-
How mitbringt, um die Massnahme und die vom Kanton 
zur Erreichung einer Unterstützung geforderten Basisda-
ten erfolgreich selbst beschaffen zu können. Wenn diese 
Massnahme eingeführt wird, müssen die Bauern, die wil-
lens sind Ihren Betrieb umzustellen oder ein Projekt 
durchzuführen, vom Kanton und seinen Experten unter-
stützt werden. Dazu sollten Workshops durchgeführt 
werden, wo die Bauern eventuell fehlendes Wissen, o-
der Unterstützung bei Ihren Fragenstellungen abholen 
können. Wir denken, dass die angetönte Expertenunter-
stützung in diese Richtung zielt. Wenn dies so ist, be-
grüssen wir die-se Massnahme ausdrücklich und freuen 
uns, dass unsere Bauern zu qualifizierten Projektmana-
gern ausgebildet werden. Die Gefahr besteht dann na-
türlich, dass diese Leute für andere Wirtschaftszweige 
interessant, von diesen mit höheren Löhnen geködert 

ODO Kenntnisnahme 
Die Agrarpolitik des Bundes und des Kan-
tons orientiert sich am Bild einer unterneh-
merischen Landwirtschaft. Die Betriebs-
leiterfamilien sind als Unternehmer 
gefordert, sich laufend den neuen Heraus-
forderungen zu stellen und ihre Betriebe 
weiterzuentwickeln. Entsprechende Vorha-
ben werden von Bund und Kanton unter-
stützt, wobei die einzelbetrieblichen oder 
gemeinschaftlichen Projekte bottom-up initi-
iert und entwickelt werden. Dazu kann der 
Kanton Expertinnen und Experten zuziehen 
und finanzieren. Weiter sind zur Unterstüt-
zung der Betriebe neben der Projektförde-
rung auch gezielte Beratungs- und Weiter-
bildungsangebote vorgesehen. 
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und der Landwirtschaft früher oder später den Rücken 
kehren werden. 

Der Gemeinderat / die GLP NW ist grundsätzlich mit der 
Ausrichtung der kantonalen Landwirtschaftspolitik auf 
die Unterstützung von Projekten einverstanden. Kritisch 
betrachtet der Gemeinderat jedoch die die genaue Um-
schreibung der unterstützungsbedürftigen Projekte. Der 
Begriff «Projekte» wird aus Sicht des Gemeinderates 
geradezu inflationär benutzt, ohne dabei klar zu um-
schreiben, welche Projekte genau mit einem finanziellen 
Beitrag unterstützt werden. Der Gemeinderat bittet da-
her die sich qualifizierenden Projekte besser zu um-
schreiben und beispielsweise zu definieren, welche Pro-
jekte zur Verbesserung der ökologisch nachhaltigen und 
biodiversitätsfördernden Landwirtschaft unterstützungs-
bedürftig sind. 

WOL, GLP Kenntnisnahme 
Ergänzend zu den vom Bund ausgerichte-
ten Direktzahlungen, welche an die Betriebe 
ausgerichtet werden, die die entsprechen-
den Leistungen erbringen und Vorgaben er-
füllen, setzt der Kanton auf die Förderung 
von spezifischen Vorhaben der Betriebe. 
Damit wird den konkreten Herausforderun-
gen, Potenzialen und Bedürfnissen der Be-
triebsleiterfamilien Rechnung getragen. Die 
Vorgaben für die Förderung sind je nach 
Ausrichtung des «Projekts» in der Verord-
nung definiert. Dabei wird bewusst auf eine 
inhaltliche Eingrenzung verzichtet, um inno-
vative Ideen (bottom-up) nicht von vorne-
herein aus der Förderung auszuschliessen. 
Die Gewährung der Förderung basiert aber 
explizit auf den im Gesetz definierten 
Schwerpunkten. 

Der Schwerpunkt sollte allgemein auf alle regionale 
«hiäsigi» Projekte gelegt werden. 

SVP Kenntnisnahme 
Regionale «hiäsigi» Projekte sind ein 
Schwerpunkt der Förderung im Bereich Pro-
duktion und Vermarktung (Art. 11). Eine ge-
nerelle Beschränkung auf «hiäsigi» Projekte 
kann aber dazu führen, dass innovative Pro-
jekte mit einer hohen Wirkung, welche die 
entsprechenden Anforderungen erfüllen, 
nicht gefördert werden könnten. Im Grund-
satz werden jedoch hiäsige, regionale Pro-
jekte gefördert. 

Der administrative Aufwand und die Hürden für Projekte 
sollen klein gehalten werden. 

Mitte Kenntnisnahme 

Beim Einsatz von neuen, methanhemmenden Futtermit-
teleinsätzen für die Ökobilanz, soll das Tierwohl im 
Zweifelsfall stärker gewichtet werden. 

FDP Kenntnisnahme 
Die Gewährleistung des Tierwohls und der 
Tiergesundheit sind zwei Grundvorausset-
zungen der Förderung durch den Bund und  
den Kanton und sind auch im unmittelbaren 
Interesse der Betriebe. Zudem entscheiden 
die Betriebe über die Beteiligung an der ent-
sprechenden Massnahme. 

Nidwalden hat das Potential, sich zum Vorzeigekanton 
in der Schweizer Landwirtschaft zu entwickeln. Dazu 
müssen ökologische und nachhaltige Projekte lanciert, 
kommuniziert und gefördert werden. Der Aspekt der Er-
folgs- und Wirkungskontrolle fehlt bereits im aktuell gülti- 
gen LwG, leider nun auch in der Vernehmlassung zum 
neuen Landwirtschaftsgesetz und im Verordnungsent-
wurf. Aus Sicht der Grünen Nidwalden muss die Erfolgs- 
und Wirkungskontrolle (für die geförderten Projekte) 
durch externe, unabhängige Stellen im Gesetz verankert 
und in der Verordnung präzisiert werden. 

GN Teilweise Zustimmung 
Zur Beurteilung der Wirkung der befristeten 
Fördermassnahmen ist ein Monitoring im 
Sinne einer Wirksamkeitsprüfung vorgese-
hen (Art. 37). Dem Landrat wird spätestens 
mit Ablauf der Befristung ein Bericht unter-
breitet.  
 

Die Förderung der Landwirtschaftsbetriebe im Rahmen 
von Projekten kann eine gesamtbetriebliche Betrach-
tungsweise und Entwicklung, sowie Eigeninitiative unter-
stützen. Dies ermöglicht den Betrieben sich individuell 
dort weiterzuentwickeln und zu verbessern, wo die 
Standortvorteile und Stärken liegen. Wichtig ist der SP 
Nidwalden, dass die geförderten Projekte konkrete Krite-
rien/Ziele zu erfüllen haben. Eingereichte Projekte ha-
ben zudem zwingend die Kriterien einer Nachhaltigkeits-
prüfung (nach ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Kriterien und der intra- und intergenerationellen 
Gerechtigkeit) zu erfüllen. Nur wenn die Kriterien der 
Nachhaltigkeit erfüllt sind, kann ein Projekt unterstützt 
wer-den. Der Aspekt der Erfolgskontrolle fehlt im aktuell 
gültigen LwG, in der Vernehmlassungsversion, wie auch 

SP Kenntnisnahme 
Die im Rahmen der Projekte verfolgten 
Ziele müssen von der Trägerschaft des Pro-
jekts definiert werden.  
 
 
 
 
Teilweise Zustimmung 
Zur Beurteilung der Wirkung der befristeten 
Fördermassnahmen ist ein Monitoring im 
Sinne einer Wirksamkeitsprüfung vorgese-
hen (Art. 37). Dem Landrat wird spätestens 
mit Ablauf der Befristung ein Bericht unter-
breitet. Als Basis für das Monitoring und die 
Wirkungsprüfung sollen für die kantonalen 
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im Verordnungsentwurf. Aus unserer Sicht sollte die Er-
folgskontrolle (für die geförderten Projekte) durch eine 
externe, unabhängige Stelle im Ge-setz verankert und in 
der Verordnung präzisiert werden. 

Massnahmen qualitativ und soweit möglich 
quantitativ messbare Ziele festgelegt wer-
den. 

Bei dieser Strategie muss einfach aufgepasst werden, 
dass nicht zu viel Bürokratie entsteht. Das könnte eine 
Gefahr sein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Und zudem muss beachtet werden, dass Landwirte, wel-
che Massnahmen aus einem solchen Projekt bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt umgesetzt haben, auch noch 
profitieren können 

WBV Kenntnisnahme 
Für die Gewährung von wiederkehrenden 
Beiträgen wurden einfach kontrollierbare 
Auflagen und Förderkriterien definiert. Für 
die Unterstützung von Projekten genügen 
grundsätzliche einfache, kurz begründete 
Gesuche an den Kanton. Damit soll der ad-
ministrative Aufwand bewusst reduziert wer-
den. 
 
Ablehnung 
Eine rückwirkende Unterstützung von früher 
realisierten Projekten würde einem Para-
digma-Wechsel gleichkommen. Zudem er-
öffnen sich Fragen bzgl. der Finanzierung. 
Sofern sich entsprechende Betrieb dank der 
mit dem Projekt getroffenen Anpassungen 
aber an neuen Fördermassnahmen beteili-
gen können, ist dies möglich. 

Werden neue Projekte eingeführt, nimmt gleichzeitig der 
administrative Aufwand zu. Administrativer Aufwand 
heisst, dass auch immer verschiedenste «Büros» beige-
zogen werden, welche dann der produzierenden Land-
wirtschaft finanzielle Mittel entziehen. 
 
 
 
Bei «neuen» Projekten und Massnahmen gibt es auch 
immer wieder Landwirte, welche solche Massnahmen 
bereits zu einem früheren Zeitpunkt umgesetzt haben. 
Solche Betriebe sollen ebenfalls von solchen Projektgel-
dern profitieren können. 

BVN Kenntnisnahme 
Die Antragsteller sind in der Auswahl der 
ExpertInnen und «Büros» grundsätzlich frei. 
Der Beizug von ExpertInnen kann je nach 
Bedarf auch für die Erarbeitung von Projek-
ten (bottom-up) beigezogen werden. Diesen 
Bedarf gilt es zu optimieren.     
 
Ablehnung 
Eine rückwirkende Unterstützung von früher 
realisierten Projekten würde einem Para-
digma-Wechsel gleichkommen. Zudem er-
öffnen sich Fragen bzgl. der Finanzierung. 
Sofern sich entsprechende Betrieb dank der 
mit dem Projekt getroffenen Anpassungen 
aber an neuen Fördermassnahmen beteili-
gen können, ist dies möglich. 

Bestehende Projekte, z.B. Regionale Milchverarbeiter 
währen mehr im Interesse der Milchproduzenten. 
 
Bei «neuen» Projekten und Massnahmen gibt es auch 
immer wieder Landwirte, welche solche Massnahmen 
bereits zu einem früheren Zeitpunkt umgesetzt haben. 
Solche Betriebe sollen ebenfalls von solchen Projektgel-
dern profitieren können. 

MPV Ablehnung 
Eine rückwirkende Unterstützung von früher 
realisierten Projekten würde einem Para-
digma-Wechsel gleichkommen. Zudem er-
öffnen sich Fragen bzgl. der Finanzierung. 
Sofern sich entsprechende Betrieb dank der 
mit dem Projekt getroffenen Anpassungen 
aber an neuen Fördermassnahmen beteili-
gen können, ist dies möglich. 

Grundsätzlich ist es wichtig, dass die Unterstützung 
wirklich der Landwirtschaft zugute kommt. Bei vielen 
vorgesehenen Projekten versiegt die Unterstützung bei 
Beratern und Drittfirmen. 

NGA Kenntnisnahme 
Die Antragsteller sind in der Auswahl der 
beigezogenen Berater und Drittfirmen 
grundsätzlich frei. Entsprechend können die 
Antragsteller diejenigen Partner einbinden, 
welche für sie den grössten Mehrwert brin-
gen. 
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Der Aspekt der Erfolgskontrolle fehlt im aktuell gültigen 
LwG, in der Vernehmlassungsversion wie auch im Ver-
ordnungsentwurf.  Aus unserer Sicht sollte die Erfolgs-
kontrolle (für die geförderten Projekte) durch eine ex-
terne, unabhängige Stelle im Gesetz verankert und in 
der Verordnung präzisiert werden 

PN Teilweise Zustimmung 
Zur Beurteilung der Wirkung der befristeten 
Fördermassnahmen ist ein Monitoring im 
Sinne einer Wirksamkeitsprüfung vorgese-
hen (Art. 37). Dem Landrat wird spätestens 
mit Ablauf der Befristung ein Bericht unter-
breitet.). Als Basis für das Monitoring und 
die Wirkungsprüfung sollen für die kantona-
len Massnahmen qualitativ und soweit mög-
lich quantitativ messbare Ziele festgelegt 
werden. 

Aus innovativen Projekten aus der kleinräumigen Land-
wirtschaft in Nidwalden können Pilotprojekte für ähnliche 
Regionen entstehen. Damit der Erfolg unterstützter Pro-
jekte gewährleistet ist, braucht es zwingend gesetzlich 
vorgeschriebene beratende Begleitung mit Etappenzie-
len und deren unabhängiger Kontrolle. 

WWF Teilweise Zustimmung 
Je nach inhaltlicher Ausrichtung, Ziel und 
Komplexität des Projekts, kann der Beizug 
einer beratenden Begleitung notwendig und 
zielführend sein. Eine entsprechende ge-
setzliche Vorgabe ist aber nicht angezeigt. 
 
Zur Beurteilung der Wirkung der befristeten 
Fördermassnahmen ist ein Monitoring im 
Sinne einer Wirksamkeitsprüfung vorgese-
hen (Art. 37). Dadurch kann dem Anliegen 
ebenfalls Rechnung getragen werden.  

 

Frage 3: Sind Sie einverstanden, dass die Förderung von Innovationen und neuen Techno-
logien verstärkt wird (Art. 2 Abs. 2, Art. 18a, § 49-§ 51)? 

Ja 24 
BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, STA, SST, WOL, SVP, Mitte, 

FDP, GN, SP, GLP, JSVP, WBV, BVN, MPV, NGA, PN, WWF 

Nein 0 - 

Enthaltung 0 - 

 
Bemerkung Wer Stellungnahme 

Für die Erreichung der gesetzten Ziele scheint diese 
Förderung massgebend zu sein. Dabei sollten auch 
Technologien gefördert werden, die gemeinschaftlich 
genutzt werden können (analog zu Förderung der Pro-
duktion und des Absatzes) sowie Projekte zu Verbesse-
rung der umweltgerechten Landwirtschaft. 

BEC, BUO 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 
Der Einsatz neuer Technologien ist bzgl. 
des notwendigen Know-hows und der Fi-
nanzierung anspruchsvoll. Entsprechend 
bietet es sich an, solche Technologien be-
triebsübergreifend einzusetzen und zu nutz-
ten. Im teilrevidierten Gesetz und in der Ver-
ordnung wurde aber bewusst darauf 
verzichtet, organisatorische Vorgaben zur 
Trägerschaft entsprechender Projekte zu 
machen. Grundlegende Anforderungen sind 
aber ein Beitrag zur Wirtschaftlichkeit und 
zur Verbesserung der Produktionsstruktu-
ren. 

Neue Ideen, Technologien und Organisationsformen 
sind wichtige Treiber zur Stärkung der sozialen und öko-
logischen Nachhaltigkeit sowie der wirtschaftlichen Wett-
bewerbsfähigkeit der Land- und Ernährungswirtschaft. 
Für das Erreichen der gesetzten Ziele scheint diese För-
derung massgebend zu sein. Ebenfalls zu fördern sind 
die digitalen Technologien und die Vernetzung dersel-
ben. Mehr als 60 % der Betriebe in der Schweiz haben 
sich diversifiziert. Die wichtigste Form ist die Direktver-
marktung (z.B. mit einem Hofladen). Sie hat sich in den 
letzten 10 Jahren mehr als verdoppelt. Ausschliesslich 
auf dem Hof mitarbeitende Bäuerinnen haben zu zwei 
Dritteln ein eigenes AHV-Konto. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Verschiedene Massnahmen zur sozialen 
Absicherung der Partnerinnen und Partner 
sind auf Stufe des Bundes eingeleitet. Der 
Kanton bindet die kantonalen Strukturver-
besserungsbeiträge zudem neu an die Vor-
gabe, dass die Gesuchstellerin oder der Ge-
suchsteller den Nachweis einer 
gesamtbetrieblichen Risikoanalyse und ei-
nes ausreichenden Versicherungsschutzes 
erbringen muss. Mit diesem Nachweis soll 
sichergestellt werden, dass die Betriebslei-
terin oder der Betriebsleiter die bestehen-
den und mit einer Investition neu hinzukom-
menden Risiken umfassend analysiert und 
allfällige Massnahmen zur Risikoreduktion 
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geprüft hat. Letztere umfassen insbeson-
dere auch die soziale Absicherung der Fa-
milie bzw. aller auf dem Betrieb beschäftig-
ten Personen. 

Neue Technologien sollen auch Chancen bieten. Insbe-
sondere sollen auch gemeinschaftlich genutzte Techno-
logien gefördert werden. 

EBÜ Kenntnisnahme 
Der Einsatz neuer Technologien ist bzgl. 
des notwendigen Know-hows und der Fi-
nanzierung anspruchsvoll. Entsprechend 
bietet es sich an, solche Technologien be-
triebsübergreifend einzusetzen und zu nutz-
ten. Im teilrevidierten Gesetz und in der Ver-
ordnung wurde aber bewusst darauf 
verzichtet, Vorgaben zur Trägerschaft ent-
sprechender Projekte zu machen. Grundle-
gende Anforderungen sind aber ein Beitrag 
zur Wirtschaftlichkeit und zur Verbesserung 
der Produktionsstrukturen. 

Neue Technologien sind teilweise komplex, teuer und 
können nur von gut ausgebildeten Leuten betrieben wer-
den. Wir haben uns gefragt, was mit diesen neuen Tech-
nologien gemeint ist. Drohnengestützter Düngeraustrag, 
Melkroboter, «Personalisierte» Fütterung von Tieren, au-
tonome Fahrzeuge etc. sind mögliche Ideen, die uns 
durch den Kopf gegangen sind. Alle diese Technologien 
ergeben eine Rationalisierung im Betrieb und evtl. auch 
Zeiteinsparungen. Auf der anderen Seite müssen diese 
Technologien mit hohen Krediten beschafft, mit viel 
Energie und know-How betrieben und aufwendig gewar-
tet werden. Dies bedeutet hohe Kosten und eine neue 
Abhängigkeit der Bauern von wenigen Technologiefir-
men. Diese Firmen werden sich Ihre Technologie bezah-
len lassen und der Bauer ist nach einem Kaufentscheid 
dieser Firma auch mehr oder weniger ausgeliefert. Des-
halb begrüssen wir diese Massnahme mit eher ambiva-
lenten Gefühlen. Eventuell sollte man sich darüber klar 
werden, ob gewisse Technologien auch einfach von ei-
nem Stützpunkt aus betrieben werden sollen, von dem 
die Bauern dann eine Dienstleistung zu günstigen Prei-
sen anfordern können. 

ODO Kenntnisnahme 
Der Einsatz neuer Technologien ist bzgl. 
des notwendigen Know-hows und der Fi-
nanzierung anspruchsvoll. Entsprechend 
bietet es sich an, solche Technologien be-
triebsübergreifend einzusetzen und zu nutz-
ten. Im teilrevidierten Gesetz und in der Ver-
ordnung wurde aber bewusst darauf 
verzichtet, Vorgaben zur Trägerschaft ent-
sprechender Projekte zu machen. Grundle-
gende Anforderungen sind aber ein Beitrag 
zur Wirtschaftlichkeit und zur Verbesserung 
der Produktionsstrukturen. 
 
Ein betriebsübergreifender Einsatz von Ma-
schinen im Allgemeinen und neuen Techno-
logien ist aus wirtschaftlichen Überlegungen 
richtig. Eine entsprechende Vermittlungs- 
und Koordinationsstelle müsste aber von 
der Branche aufgebaut und betrieben wer-
den, so wie dies heute mit den Maschinen-
ringen in diversen Kantonen erfolgt. Der 
Kanton kann den Aufbau einer solchen Or-
ganisation allenfalls unterstützen. 

Der Gemeinderat / die GLP NW begrüsst im Grundsatz 
die Förderdung von innovativen Technologien wie z.B 
die Einführung der Robotic, intelligenten Landmaschinen 
oder effizienten Managementsysteme in der Nidwaldner 
Landwirtschaft. Ein Schwerpunkt muss aber die fachli-
che und methodische Aus- und Weiterbildung der Land-
wirte haben, um sie fit für die zukünftige Landwirtschaft 
zu machen und den Beruf attraktiver zu gestalten. Für 
weitere Kommentare zu Innovationen und neuen Tech-
nologien verweist der Gemeinderat auf Frage 9. 

WOL, GLP Kenntnisnahme 
Die landwirtschaftliche Grundausbildung 
und weiterführende Aus- und Weiterbil-
dungsangebote tragen den zukünftigen Her-
ausforderungen der Landwirtschaft laufend 
Rechnung.  

Neue Technologien sind konsequent zu fördern, aber 
nur wenn diese keine administrativen Mehraufwendun-
gen verursachen und betriebswirtschaftlich sinnvoll sind. 

SVP Kenntnisnahme 

Die meisten Innovationen und Technologien werden im 
Ackerbau und in der Tierhaltung mit grossen Beständen 
entwickelt. Für die kleinstrukturierten Nidwaldner Grün-
landbetriebe sind diese Massnahmen meistens nicht fi-
nanzierbar. 

Mitte Kenntnisnahme 
Der Einsatz neuer Technologien ist bzgl. 
des notwendigen Know-hows und der Fi-
nanzierung anspruchsvoll. Entsprechend 
bietet es sich an, solche Technologien be-
triebsübergreifend einzusetzen und zu nutz-
ten. 

Die Grünen Nidwalden unterstützen die Förderung von 
Innovationen und neuen Technologien. Allerdings muss 
zur Präzisierung eine Strategie für die Förderung ausge-
arbeitet werden, mit entsprechenden Kriterien zur Bio-
diversität, den ökologischen Auswirkungen (Klimawan-
del, Energieeffizienz), Produktqualität, 
Sozialverträglichkeit, Ökonomie und eine  

GN Ablehnung 
Die Formulierung einer Strategie zur Förde-
rung von Innovationen und neuen Technolo-
gien erachtet der Kanton nicht als zielfüh-
rend. Die geförderten Projekte sollen 
bottom-up initiiert und entwickelt werden, 
um den spezifischen Herausforderungen, 
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Monitoring mit Wirkungskontrolle. Nur ökologisch nach-
haltige Projekte dürfen gefördert werden. 

Potenzialen und Bedürfnissen der Betriebs-
leiterfamilien Rechnung zu tragen. In der 
Gesuchprüfung werden die Förderanträge 
bzgl. der Auswirkungen umfassend beur-
teilt. Es werden nur Projekte mit einer nach-
haltigen Wirkung gefördert. 

Wie jede andere Branche auch, sollen sich Landwirt-
schaftsbetriebe methodisch und technisch weiterentwi-
ckeln. Innovationen und Technologien zum Beispiel im 
Bereich, Tierwohl, Klimaschutz, Rationalisierung etc. 
sollen auch für kleiner strukturierten Familienbetrieben in 
Nidwalden ermöglicht werden. Wichtig ist der SP 
Nidwalden hierbei, dass die geförderten Projekte kon-
krete Kriterien/Ziele zu erfüllen haben. Unterstützte Pro-
jekte haben zudem die Kriterien einer Nachhaltigkeits-
prüfung (nach ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Kriterien und der intra- und intergenerationellen 
Gerechtigkeit) zu erfüllen. Diese Forderungen sind je-
weils im entsprechenden Paragraphen der Verordnung 
zu ergänzen. 

SP Ablehnung 
Die geförderten Projekte sollen bottom-up 
initiiert und entwickelt werden, um den spe-
zifischen Herausforderungen, Potenzialen 
und Bedürfnissen der Betriebsleiterfamilien 
Rechnung zu tragen. In der Gesuchprüfung 
werden die Förderanträge bzgl. der Auswir-
kungen umfassend beurteilt. Eine formale 
Nachhaltigkeitsprüfung ist aus administrati-
ven Gründen aber nicht zielführend. Es wer-
den nur Projekte mit einer nachhaltigen Wir-
kung gefördert. 

Wir Landwirte müssen innovativ sein und es gibt viele 
Berufskollegen, die das auch sind. Wenn es eine Mög-
lichkeit zu einer finanziellen Unterstützung gibt, ist das 
nicht zu verachten. 

WBV Kenntnisnahme 

Neue Technologien müssen ausgereift sein. Das Kosten 
Nutzen Verhältnis muss für den Nutzer stimmen und 
darf den administrativen Aufwand nicht erhöhen. 

BVN, MPV Kenntnisnahme 

Chancen sehen wir in der digitalen Tierüberwachung auf 
den Alpen, wobei das Kosten- und Nutzenverhältnis 
nicht ausser Betracht fallen soll. 

NGA Kenntnisnahme 

Die ökologischen Auswirkungen der neuen Technolo-
gien müssen zwingend bei der Prüfung der Anträge ana-
lysiert und falls nötig Auflagen gemacht werden. 

PN Ablehnung 
Die geförderten Projekte sollen bottom-up 
initiiert und entwickelt werden, um den spe-
zifischen Herausforderungen, Potenzialen 
und Bedürfnissen der Betriebsleiterfamilien 
Rechnung zu tragen. In der Gesuchprüfung 
werden die Förderanträge bzgl. der Auswir-
kungen umfassend beurteilt. Eine formale 
Nachhaltigkeitsprüfung ist aus administrati-
ven Gründen aber nicht zielführend. Es wer-
den nur Projekte mit einer nachhaltigen Wir-
kung gefördert. 

Voraussetzung für die Förderung soll sein, dass die In-
novationen und neuen Technologien die Biodiversität, 
den schonenden Umgang mit den Ressourcen, dem 
Tierwohl und dem Wildtierbestand fördert oder zumin-
dest nicht zuwiderläuft. 

WWF Ablehnung 
Die geförderten Projekte sollen bottom-up 
initiiert und entwickelt werden, um den spe-
zifischen Herausforderungen, Potenzialen 
und Bedürfnissen der Betriebsleiterfamilien 
Rechnung zu tragen. In der Gesuchprüfung 
werden die Förderanträge bzgl. der Auswir-
kungen umfassend beurteilt. Eine formale 
Nachhaltigkeitsprüfung ist aus administrati-
ven Gründen aber nicht zielführend. Es wer-
den nur Projekte mit einer nachhaltigen Wir-
kung gefördert. 

 

Frage 4: Sind sie einverstanden, dass der Kanton Massnahmen zur Förderung einer klima-
schonenden Landwirtschaft unterstützt (Art. 3a, §5 - § 8)? 

Ja 20 
BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, STA, SST, WOL, Mitte, 

FDP, GN, SP, GLP, JSVP, WBV, PN, WWF 

Nein 3 SVP, BVN, MPV 

Enthaltung 1 NGA 
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Bemerkung Wer Stellungnahme 

Siehe Bemerkungen zu Ziff. 3 und 5. BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 

Fahrzeuge und Maschinen der Landwirtschaft sind als 
Luftschadstoffquelle bekannt. Maschinen und Geräte so-
wie landwirtschaftliche Fahrzeuge haben einen hohen 
Dieselanteil. Sie stossen vor allem Stickoxide und Parti-
kel aus (2013 ca. 10 % bei den Stickoxyden an der Ge-
samtemission). Wir vermissen einen Schwerpunkt zur 
Umsetzung der Abgasstufe V in der Landwirtschaft. 
Landwirtschaftliche Fahrzeuge haben eine tiefe Erneue-
rungsrate. Das bedeutet, sie stehen sehr lange im Ein-
satz. Die Hälfte aller in Betrieb stehender Fahrzeuge 
sind älter als 20 Jahre. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Ein bedeutender Teil der klimarelevanten 
Emissionen der Landwirtschaft – wie auch 
diverser anderer Wirtschaftsbranchen – 
stammt aus dem Bereich Logistik und 
Transport. Der Einsatz energieeffizienter 
und emissionsarmer Maschinen ist aus die-
ser Sicht zielführend und erwünscht. Ein 
Flyer «Neue Technologien senkt Abgase in 
der Landwirtschaft» wurde von den Umwelt-
fachstellen, Landwirtschaftsämtern und 
Bauernverbanden der Zentralschweiz er-
stellt. Die Landwirte, aber auch die Landma-
schinenhändler wurden entsprechend infor-
miert, auch anlässlich von 
Informationsveranstaltungen in Nidwalden.  
Mit Blick auf die sehr hohen Beschaffungs-
kosten landwirtschaftlicher Fahrzeuge und 
Maschinen ist eine möglichst lange Nutzung 
aus wirtschaftlichen Gründen sinnvoll.  

Eine klimaschonende oder sogar klimaneutrale Land-
wirtschaft ist sicher mit Kräften anzustreben. Es ist aber 
fraglich, wie gut dies von den Landwirten aufgenommen 
wird. Klimaschädliche Gase werden von Tieren und den 
Maschinen ausgestossen. Wenn dieses Volumen an 
Gasen vermindert werden soll, dann heisst das entwe-
der weniger Tiere, weniger Maschinen oder we-niger 
kräftige Maschinen. Eventuell können auch Direktver-
marktung, Futtermittelzusätze oder Verarbeitung von 
Landwirtschaftserzeugnissen direkt im Kanton einen 
Beitrag leisten. Insgesamt läuft diese Massnahme aber 
auf eine weniger produktive Landwirtschaft hinaus bzw. 
eine Landwirtschaft die möglichst nachhaltig hochwer-
tige Tierprodukte produziert. Ohne eine grundsätzliche 
Änderung der Ernährungsgewohnheit und Zahlungsbe-
reitschaft von breiten Bevölkerungsschichten wird auch 
hier wahrscheinlich mit viel Geld eine marginale Wirkung 
erzielt. Bauern müssen mit Ihren Produkten Geld verdie-
nen können. Wenn dies vornehmlich mit klimaschäd-
lich(eren) Methoden am einfachsten möglich ist, hat 
diese Massnahme begrenzten Einfluss auf das Klima. 

ODO Kenntnisnahme 
Die Minderung der Treibhausgasemissionen 
und die Anpassung an den Klimawandel ge-
hören zu den wichtigsten Herausforderun-
gen der Gegenwart und der Zukunft. Stark 
betroffen und gefordert ist auch die Land-
wirtschaft. Sei es durch Energieeinsparun-
gen, die direkte Reduktion der Treibhaus-
gas-Emissionen oder die CO2-Bindung 
durch eine standortangepasste Bewirtschaf-
tung. Der Kanton fördert die Entwicklung in 
Richtung einer klimaschonenden Landwirt-
schaft primär über technische Massnah-
men. Eine Reduktion der Tierbestände 
durch kantonale Massnahmen ist aus Sicht 
des Kantons nicht angezeigt, weil der 
grösste Teil der Tierbestände im Grasland-
kanton Nidwalden an die Nutzung des 
Grünlandes gebunden ist. Eine Beeinflus-
sung des Ernährungsverhaltens der Bevöl-
kerung liegt zudem nur bedingt im Einfluss-
bereich des Kantons. 

Der Gemeinderat / die GLP NW ist mit dem Vorgehen in 
Art. 3a einverstanden, hätte sich aber einen stärkeren 
Fokus auf die Erhaltung der Biodiversität erwünscht. Zu-
dem fehlt aus Sicht des Gemeinderates / der GLP NW 
eine Aus- und Weiterbildungsoffensive für die Nidwald-
ner Landwirtschaft als zusätzliche Verbesserung der Be-
wirtschaftungsmethoden, der Effizienz und der Ressour-
censchonung. Wir verweisen auf unseren Kommentar in 
Frage 10. 

WOL, GLP Kenntnisnahme 
Die Erbringung der multifunktionalen Leis-
tungen ist ein Kernelement der Agrarpolitik 
und bildet die Grundlage für die Ausrichtung 
der Direktzahlungen des Bundes. Der Kan-
ton ergänzt die entsprechenden Fördermas-
snahmen durch spezifisch auf die lokalen 
Gegebenheiten und Defizite ausgerichteten 
freiwilligen Massnahmen. Dies gilt insbe-
sondere für den Bereich der Biodiversität. 
Zur Unterstützung der Betriebe sind neben 
der Projektförderung auch gezielte Bera-
tungs- und Weiterbildungsangebote vorge-
sehen. 

Die Nidwaldner Landwirtschaft produziert bereits heute 
klimaschonende Produkte. Die Priorität liegt klar bei ei-
ner nachhaltigen produzierenden Landwirtschaft. 

SVP Kenntnisnahme 

Landwirtschaftsbetrieben, die klimaschonende Mass-
nahmen umsetzen, soll mindestens der finanzielle Auf-
wand entschädigt werden. 
 

Mitte Kenntnisnahme 
Die Höhe der entsprechenden Förderbei-
träge orientiert sich an den mit der Umset-
zung verbundenen Kosten. 
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Die Grünen Nidwalden unterstützen grundsätzlich eine 
Förderung einer klimaschonenden Landwirtschaft. Eine 
Reduktion des Tierbestands ist aber trotz allen technolo-
gischen Fortschritten unumgänglich und gemäss 
Trendanalysen auch marktgerecht. Für eine klimascho-
nende Landwirtschaft braucht es eine Diversifizierung 
der im Kanton Nidwalden noch stark auf die Viehwirt-
schaft ausgerichteten landwirtschaftlichen Praxis. Eine 
Beschränkung auf die Reduktion des Methanausstosses 
und damit auf die Viehwirtschaft in § 5 der Verordnung 
ist zu eng gefasst. Die Formulierung ist den Zielen und 
den Handlungsfeldern der Klimastrategie Landwirtschaft 
(BWL 2011. Klimastrategie Landwirtschaft. Klimaschutz 
und Anpassung an den Klimawandel für eine nachhal-
tige Schweizer Land- und Ernährungswirtschaft) und ge-
mäss Markt-Signalen anzupassen. 

GN Ablehnung 
Der Kanton fördert die Entwicklung in Rich-
tung einer klimaschonenden Landwirtschaft 
primär über technische Massnahmen. Eine 
Reduktion der Tierbestände durch kantonale 
Massnahmen ist aus Sicht des Kantons nicht 
angezeigt, weil der grösste Teil der Tierbe-
stände im Graslandkanton Nidwalden an die 
Nutzung des Grünlandes gebunden ist.  
Das revidierte Gesetz sieht vor, dass der 
Kanton Projekte zur Diversifizierung in Rich-
tung eines wertschöpfungsorientierten Pflan-
zenbaus verstärkt fördern kann (Art. 11), ne-
ben der Vermarktung neu auch den Aufbau 
von neuen Betriebs- und Produktionszwei-
gen. 

Die SP Nidwalden findet es notwendig, dass auch die 
Landwirtschaft ihren Beitrag zum Klimaschutz leistet. 
Hierzu gehören zum Beispiel Massnahmen zur Emissi-
ons-minderung, aber nicht nur. Wir finden aber eine Ab-
wägung mit anderen Faktoren wie z.B. Tierwohl wichtig. 
So soll eine Massnahme wie zum Beispiel emissions-
mindernde Futterzusätze nur dann unterstützt werden, 
wenn die entsprechende Fütterung keine anderweitigen 
negativen Folgen hat. Gerade um methanhemmende 
Futtermittelzusätze ist im Moment ein grosser Hype ent-
standen. Aber die kursierenden Zahlen zur Emissions-
minderung sind noch zu wenig belegt und mit Vorsicht 
zu geniessen. Hier versprechen wir uns mehr von Voll-
weide und weniger Kraftfutter. Denn «Der Anbau sowie 
der Transport von Kraftfutter ist für das Klima belas-
tend.»* und es «kann theoretisch argumentiert werden, 
dass ein hoher Kraftfutteranteil in der Ration die Methan-
bildung reduziert. Die Methanbildung wird jedoch erst 
bei Rationen mit einem sehr hohen Kraftfutteranteil 
(über 80 %) merklich reduziert.»*. Auch die Reduktion 
des Tierbestands ist trotz allen technologischen Fort-
schritten unumgänglich.  
 
Für eine klimaschonende Landwirtschaft braucht es eine 
Diversifizierung der im Kanton Nidwalden stark auf die 
Viehwirtschaft ausgerichtete landwirtschaftliche Praxis. 
Eine Beschränkung auf die Reduktion des Methanaus-
stosses und damit auf die Viehwirtschaft in § 5 der Ver-
ordnung ist zu eng gefasst. Die Formulierung ist den 
Zielen und den Handlungs-feldern der Klimastrategie 
Landwirtschaft (BWL 2011. Klimastrategie Landwirt-
schaft. Klima-schutz und Anpassung an den Klimawan-
del für eine nachhaltige Schweizer Land- und Ernäh-
rungswirtschaft) und gemäss Markt-Signalen 
anzupassen. 
* Bettina Koster, Jasmin Hufschmid, Klimaschutz beim Rindvieh, 
agridea, 2022, im Auftrag von BOM und Proviande 

SP Ablehnung 
Der Kanton fördert die Entwicklung in Rich-
tung einer klimaschonenden Landwirtschaft 
primär über technische Massnahmen. Eine 
Reduktion der Tierbestände durch kantonale 
Massnahmen ist aus Sicht des Kantons nicht 
angezeigt, weil der grösste Teil der Tierbe-
stände im Graslandkanton Nidwalden an die 
Nutzung des Grünlandes gebunden ist. 
Mit dem neuen Weideprogramm fördert der 
Bund zudem die Weidehaltung (Vollweide) 
und mit der graslandbasierten Milch- und 
Fleischproduktion wird der Kraftfuttereinsatz 
limitiert. Vom Grundsatz her, wirken me-
thanhemmende Futtermittelzusätze. Wei-
tere Erkenntnisse werden laufend aufge-
nommen und bei Bedarf durch 
Anpassungen der Verordnung umgesetzt  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Das revidierte Gesetz sieht aber vor, dass 
der Kanton Projekte zur Diversifizierung in 
Richtung eines wertschöpfungsorientierten 
Pflanzenbaus verstärkt fördern kann (Art. 
11), neben der Vermarktung neu auch den 
Aufbau von neuen Betriebs- und Produkti-
onszweigen. 
Die kantonale Regelung ermöglicht die För-
derung einer klimaschonenden Landwirt-
schaft (Anreizstrategie) nicht einzig mittels 
einer klimaschonenden Fütterung, sondern 
auch durch den Beizug von Fachexperten 
(§ 25) und die Beteiligung an Projekten  
(§ 21 ff.).   

Die Nidwaldner Landwirtschaft ist bestrebt zur Klimaver-
besserung beizutragen. Es soll aber nicht sein, dass die 
Politik Produktionsformen und -systeme vorschreibt, 
sondern die Konsumenten sollen diese Produktionsrich-
tungen durch ihr Kaufverhalten fordern. Steigt die Nach-
frage nach z.B. Bio-Produkten sind wir überzeugt, ist die 
Landwirtschaft sofort bereit zusätzliche solche Produkte 
anzubieten 

WBV Kenntnisnahme 
Die Teilrevision des Gesetzes schreibt ex-
plizit keine Produktionsformen und -systeme 
vor. Vielmehr entscheiden die Betriebsleiter-
familien über die Ausrichtung ihres Betriebs.  

Es wird auf die eingangs erwähnter Textpassagen ver-
wiesen ( in den allgemeinen Bemerkungen erfasst). 
 
Mit diesem Absatz will einmal mehr die Politik die Pro-
duktionsformen und Produktionssysteme steuern. Die 
bessere Steuerung der benötigten Produktionsformen 

BVN Kenntnisnahme 
Die Teilrevision des Gesetzes schreibt ex-
plizit keine Produktionsformen und -systeme 
vor. Vielmehr entscheiden die Betriebsleiter-
familien selber über die Ausrichtung ihres 
Betriebs. 
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und Produktionssysteme soll der Markt und der Konsu-
ment mit seinem Kaufverhalten bestimmen können. 
 
Ist sich die Nidwaldner Politik und Gesellschaft bewusst, 
dass wenn die Biodiversität weiter gefördert wird, im Ge-
genzug die Versorgungs- und Ernährungssicherheit ge-
schmälert wird? 

Die produzierende Landwirtschaft wird im 
Kanton Nidwalden in Zukunft weiterhin ei-
nen hohen Stellenwert haben. Die kantona-
len Massnahmen sind mit Blick auf das Pro-
duktionsziel und die Ernährungssicherheit 
vertretbar.  

Die Milchproduzenten möchten Lebensmittel produzie-
ren. Wenn der Konsument entsprechende Lebensmittel 
will und auch kauft und den Mehrpreis auch zahlt, kann 
er jetzt schon die gewünschten Betriebe, die klimascho-
nend produzieren, unterstützen. 
 
Der Konsument hat es mit seinem Kaufverhalten alleine 
in der Hand. 
 
Eine Unterstützung ist wenig Zielführend für des Welt-
klima. 
 
Ist sich die Nidwaldner Politik und Gesellschaft bewusst, 
dass wenn die Biodiversität weiter gefördert wird, im Ge-
genzug die Versorgungs- und Ernährungssicherheit ge-
schmälert wird? 

MPV Kenntnisnahme 
Die produzierende Landwirtschaft wird im 
Kanton Nidwalden in Zukunft weiterhin ei-
nen hohen Stellenwert haben. Die kantona-
len Massnahmen sind mit Blick auf das Pro-
duktionsziel und die Ernährungssicherheit 
vertretbar. 

Pro Natura begrüsst es, dass die Förderung einer klima-
schonenden Landwirtschaft neu in das Landwirtschafts-
gesetz aufgenommen wurde. Allerdings ist die Be-
schränkung auf die Reduktion des Methanausstosses 
und damit auf die Viehwirtschaft in § 5 der Verordnung 
zu eng. Es ist eine Formulierung zu wählen, die mit den 
Zielen und den Handlungsfeldern der Klimastrategie 
Landwirtschaft (BWL 2011. Klimastrategie Landwirt-
schaft. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
für eine nachhaltige Schweizer Land- und Ernährungs-
wirtschaft) bzw. den Umweltzielen Landwirtschaft. Sta-
tusbericht 2016 vereinbar ist. 
Eine Reduktion des Tierbestands ist auch trotz allen 
technologischen Fortschritten unumgänglich. Für eine 
klimaschonende Landwirtschaft braucht es eine Diversi-
fizierung der im Kanton Nidwalden stark auf die Viehwirt-
schaft ausgerichtete landwirtschaftliche Praxis. Dies 
muss auch im § 5 zum Ausdruck kommen 

PN Ablehnung 
Der Kanton fördert die Entwicklung in Rich-
tung einer klimaschonenden Landwirtschaft 
primär über technische Massnahmen. Eine 
Reduktion der Tierbestände durch kantonale 
Massnahmen ist aus Sicht des Kantons nicht 
angezeigt, weil der grösste Teil der Tierbe-
stände im Graslandkanton Nidwalden an die 
Nutzung des Grünlandes gebunden ist. 
Das revidierte Gesetz sieht vor, dass der 
Kanton Projekte zur Diversifizierung in Rich-
tung eines wertschöpfungsorientierten 
Pflanzenbaus verstärkt fördern kann (Art. 
11); neben der Vermarktung neu auch der 
Aufbau von neuen Betriebs- und Produkti-
onszweigen. 

Das ist ganz im Sinn des WWF. Dem Erreichen der 
«Netto-Null»-Ziele steht im Kanton Nidwalden die Tatsa-
che entgegen, dass die Landwirtschaft hier noch sehr 
tierlastig ist. Verschiedene Betriebe beweisen zum Teil 
schon seit langem, dass es hier auch möglich ist, die 
fruchtbaren Böden zum Anbau von Lebensmitteln für 
den menschlichen Verzehr zu kultivieren. Diese doch 
sehr anspruchsvolle Arbeit sollte mit gesetzlich veran-
kerten Beratungen durch Fachkräfte, bereitgestellt durch 
das Landwirtschaftsamt unterstützt werden. 

WWF Kenntnisnahme 
Das revidierte Gesetz sieht vor, dass der 
Kanton Projekte zur Diversifizierung in Rich-
tung eines wertschöpfungsorientierten 
Pflanzenbaus verstärkt fördern kann (Art. 
11), neben der Vermarktung neu auch den 
Aufbau von neuen Betriebs- und Produkti-
onszweigen. Weiter kann der Beizug von 
ExpertInnen kann ebenfalls unterstützt. 

 

Frage 5: Sind sie einverstanden, dass der Kanton Nidwalden eine effiziente Hofdüngernut-
zung, wie die Gülleseparierung fördert (Art. 3a, § 2 – 4)? 

Ja 18 
BEC, BUO, DAL, EBÜ, HER, STA, SVP, Mitte, FDP, GN, SP, JSVP, WBV, 

BVN, MPV, NGA, PN, WWF 

Nein 5 EMT, EMO, ODO, WOL, GLP 

Enthaltung 1 SST 

 
Bemerkung Wer Stellungnahme 

Diese Trennung ist eine sinnvolle Massnahme. Allenfalls 
müssten Technologien stärker unterstützt werden (För-
derung von innovativen Technologien, Ziffer 3), welche 
eine Vergärung von Gülle ermöglichen. Dies würde dem 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 
Klimaschonende Hofdüngervergärungs-Auf-
wertungsmassnahmen können durchaus 
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Klima nutzen, den Wert der Gülle erhöhen und auch die 
Geruchsbelästigung der Umgebung wesentlich verrin-
gern. 

über klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 
21-24) gefördert werden.  

Grundsätzlich stellen wir fest, dass die Vollzugshilfe 
«Nährstoffe und Verwendung von Düngern in der Land-
wirtschaft» nicht allen Landwirten bekannt ist. Das 
Thema «Gülle» ist ein emotionales Thema in der Bevöl-
kerung. Das lmage der Landwirtschaft steht in einem 
signifikanten Zusammenhang mit diesem Thema. Bio-
gasanlagen, welche die Gülle und Mist in Strom und 
Wärme umwandeln, sind zu fördern. Technologien, die 
die Vergärung von Gülle ermöglichen, sind zu fördern. 
Nebst der Wertsteigerung der Gülle verringert dies auch 
die Geruchsbelästigung in der Umgebung. 
 
Wie die 2015 im Auftrag des Bundesamts für Umwelt 
(BAFU) erstellte Studie zeigt, hat die Separierung von 
Gülle einen markanten Einfluss auf die Ammoniakemis-
sionen. Zu fest-flüssig Trennung von Gülle gibt es fol-
gende Verfahren: Eindickung bzw. Sedimentation, Band-
presse, Zentrifuge und Schraubenpresse. ln der Praxis 
sind die beiden letzten Verfahren international am wei-
testen verbreitet. Als grosser Nachteil der Gülleseparie-
rung wird in der Studie nebst dem Mehraufwand für das 
Ausbringen des Hofdüngers die Kosten genannt. Die 
Separierung von Gülle hat auf die Emission von Treib-
hausgasen keinen positiven Einfluss. insgesamt dürfte 
die Gülleseparierung wie angewendet in der Schweiz 
nicht wesentlich zur Emissionsminderung von Ammo-
niak beitragen. Aufgrund des aktuellen Kenntnisstands 
ist jedoch auch nicht mit signifikanten Mehremissionen 
zu rechnen. ln Europa gibt es momentan kein Land, wel-
che die Gülleseparierung, wie in der Schweiz praktiziert, 
als emissionsmindernde Massnahme betrachtet und an-
erkennt. Fazit: Massnahmen zur effizienten Hofdün-
gernutzung sind zu fördern. Die Förderung der Güllese-
parierung lehnen wir ab. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Klimaschonende Hofdüngervergärungs-Auf-
wertungsmassnahmen können durchaus 
über klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 
21-24) gefördert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Mit der Gülleseparierung wird die Stickstoff-
wirkung verbessert (effiziente Hofdün-
gernutzung). Damit leistet diese Mass-
nahme einen Beitrag an eine ressourcen-
effiziente Produktion (Landwirtschaft), ge-
mäss den Zielen der kantonalen Landwirt-
schaftspolitik. Weiter wird dadurch die Aus-
bringung der Gülle mittels Schleppschlauch 
erleichtert (indirekte Förderung dieser emis-
sionsmindernden Ausbringmethode).  

Aus unserer Sicht handelt es bei der Gülleseparierung 
um eine sinnvolle Massnahme und soll gezielt gefördert 
werden. 

EBÜ Kenntnisnahme 

Die Gülleseparierung läuft den Bemühungen einer nach-
haltigen Landwirtschaft entgegen. Von dieser Förderung 
würden vor allem Betriebe profitieren, die einen grossen 
Tierbestand aufweisen und grosse Mengen Gülle produ-
zieren. Von denen gibt es im Kanton wenige. Ausser-
dem braucht die Gülleseparierung sehr viel Energie, um 
die dafür benötigten Dekanter zu betreiben. Ein dritter 
Grund, der dagegenspricht, ist, dass nicht nur ein De-
kanter benötigt wird, sondern auch die Jauchegruben 
aufgeteilt werden müssen. Dies bedeutet ein sehr hoher 
finanzieller und energetischer Aufwand für ein Resultat, 
das eher fragwürdig ist, nämlich Betriebe mit einem zu 
grossen Tierbestand zu erhalten. 
Eine bessere Idee ist Betriebe zu unterstützen, die Mist 
produzieren. Die Gülle dieser Betriebe ist viel dünner 
und pflanzenverträglicher. Zudem ist Mist bei richtiger 
Lagerung ein sehr nachhaltiger Dünger, der das Grund-
wasser nicht belastet. Dies wäre ein konkreter Beitrag 
and die umweltverträgliche landwirtschaftliche Produk-
tion. 

ODO Kenntnisnahme 
Mit der Gülleseparierung wird die Stickstoff-
effizienz verbessert. Weiter wird dadurch 
die Ausbringung der Gülle mittels Schlepp-
schlauch erleichtert (indirekte Förderung 
dieser emissionsmindernden Ausbringme-
thode). Wir gehen davon aus, dass diese 
Geräte mehrheitlich zugemietet werden. 
Dies ermöglicht den Einsatz auch auf klei-
neren Betrieben. 
Der Einsatz des Gülleseparators benötigt 
zusätzlich Energie. Gemäss unseren Abklä-
rungen werden jedoch Separatoren mit 
Pressschnecken (mittlerer Energiebedarf) 
und nicht Separatoren mit Zentrifugen oder 
mehrstufige Gülleseparatoren (hoher Ener-
giebedarf) eingesetzt. 
Über die Strukturverbesserungen (Art. 15 ff) 
wird die Mistproduktion (Infrastruktur für 
Mistlagerung) im Hügel- und Berggebiet be-
reits finanziell gefördert. Klimaschonende 
Hofdüngeraufwertungsmassnahmen (Bsp. 
Mistkompostierung) können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden.  

Der Gemeinderat / die GLP NW befürwortet die Güllese-
parierung und die effiziente Nährstoffnutzung, aber die 
Teilrevision des Landwirtschaftsgesetzes führt hier zu ei-
nem falschen Anreiz. Die neue Bestimmung fördert die 

WOL, GLP Ablehnung 
Der Einsatz des Gülleseparators benötigt 
zusätzlich Energie. Gemäss unseren Abklä-
rungen werden jedoch Separatoren mit 
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Anschaffung von sehr spezifischen teuren, neuen Ma-
schinen, was aus Sicht des Gemeinderates / der GLP 
NW diejenigen Bauern benachteiligt, welche die Gülle-
separierung traditionell durchführen oder traditionelle 
Hofdüngemethoden (z.B. Strohmistung) einsetzen, wel-
che eine effektive und schonende Ausbringung der 
Nährstoffe in den Boden sichern. Zudem ist der Einsatz 
des Gülleseparators aufgrund des hohen Ressourcen-
verbrauchs - insbesondere des Stromes - nicht eine effi-
ziente und zielführende Methode. Aus Sicht des Ge-
meinderates / der GLP NW ist diese Förderung zu 
streichen und Art. 2-4 der kantonalen Landwirtschafts-
verordnung entsprechend anzupassen 

Pressschnecken (mittlerer Energiebedarf) 
und nicht Separatoren mit Zentrifugen oder 
mehrstufige Gülleseparatoren (hoher Ener-
giebedarf) eingesetzt. 
 

Neben der Förderung der Gülleseparierung müssen 
auch Mist und Entmistungssysteme gefördert werden. 
Weiter ist auch die Mist- und Gülleaufwertung zu för-
dern. 

SVP Kenntnisnahme 
Über die Strukturverbesserungen (Art. 15 ff) 
wird die Mistproduktion (Infrastruktur für 
Mistlagerung) im Hügel- und Berggebiet be-
reits finanziell gefördert. Klimaschonende 
Hofdüngeraufwertungsmassnahmen (Bsp. 
Mistkompostierung) können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden. Eine weitere Förderung 
von entsprechenden Infrastrukturen erach-
tet der Kanton aber nicht als notwendig. 

Die Eintrittsschwelle für diese Massnahme soll auf 50 % 
der jährlichen Güllenmenge reduziert werden. Tierhal-
tungssysteme, die wenig Gülle produzieren (Mistherstel-
lung oder Mistkompostierung) sollen auch gefördert wer-
den. 

Mitte Teilweise Zustimmung 
Auf eine fixe Eintrittsschwelle wird gänzlich 
verzichtet. Abklärungen haben ergeben, 
dass in der Praxis auf den Betrieben, wel-
che den Separator einsetzen, ein erhebli-
cher Anteil der Gülle separiert wird.  Der 
Einsatz des Gülleseparators muss jedoch 
mittels Belege nachgewiesen werden.  
Bei Aufstallungssystemen mit hohem Mist-
anfall wird der Separator in der Regel nicht 
eingesetzt. 
 
Über die Strukturverbesserungen (Art. 15 ff) 
wird die Mistproduktion (Infrastruktur für 
Mistlagerung) im Hügel- und Berggebiet be-
reits gefördert. Klimaschonende Hofdün-
geraufwertungsmassnahmen (Bsp. Mist-
kompostierung) können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden. Eine allgemeine Förde-
rung von entsprechenden Infrastrukturen er-
achtet der Kanton aber nicht als notwendig. 

Gleichbehandlung mit Bauernbetrieben, welche bereits 
die Gülleseparierung anwenden? 

FDP Kenntnisnahme 
Dieses Anliegen wird mit dem vorgesehe-
nen Förderprogramm erfüllt. Der Einsatz 
und nicht die Anschaffung des Gerätes wird 
finanziell unterstützt. 

Die Grünen Nidwalden unterstützen die Förderung be-
trieblicher Massnahmen, die zu mehr Ökologie führen. 
Eine effiziente Hofdüngernutzung muss schlussendlich 
als Ziel zur Reduktion ausländischer Düngemittel führen. 
Die Gülleseparierung ist ein technisch aufwendiges Sys-
tem. Es sollen auch einfacher Methoden wie die Tren-
nung von Harn und Kot, die Düngeraufbereitung durch 
Beimischung von z.B. Pflanzenkohle, effektiven Mikroor-
ganismen und Gesteinsmehlen sowie Rotte- 
syteme/Kompostierung von Mist mit gezielten Bera-
tungs- und Weiterbildungsangeboten unterstützt werden. 
Dazu müssen Kriterien festgelegt und ein Monitoring mit 
periodischer Wirkungskontrolle durchgeführt werden. 
 
(Hinweis: Die Begriffe Hofdüngernutzung und Güllese-
parierung sind im Gesetz und in der 
Verordnung noch nicht erwähnt!) 

GN Teilweise Zustimmung 
Klimaschonende Hofdüngeraufwertungs-
massnahmen (Bsp. Mistkompostierung) 
können neu über klimaschonende Projekte 
(Art. 3a, § 21-24) gefördert werden.  
 
Gezielte Beratungs- und Weiterbildungsan-
gebote sowie eine Wirksamkeitsprüfung 
(Art. 37) sind vorgesehen. 
 
 
 
 
 
Die Massnahmen stützen sich auf Art. 3a 
ab. Die Separation von Gülle ist in der Ver-
ordnung erwähnt (§ 2 - § 4). 
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Die Separierung von Gülle hat verschiedene Vorteile: 
z.B. können die Feststoffe als Liegeboxeneinstreu wie-
derverwendet werden, es kann Lagervolumen einge-
spart werden, Dünngülle kann besser mit dem Schlepp-
schlauch verteilt werden und fliesst sehr schnell von der 
Blattmasse ab und vermindert somit die Futterverunrei-
nigung. Hingegen dürfte eine Gülleseparierung die Am-
moniakemissionen kaum beeinflussen*. Grundsätzlich 
unterstützt die SP Nidwalden eine effiziente Hofdün-
gernutzung mit dem Ziel synthetische Düngemittel zu re-
duzieren. (Die Herstellung von synthetischen Düngemit-
teln ist sehr energieaufwendig, was mit einem hohen 

Ressourcenverbrauch und der ⁠Emission⁠ von Treib-
hausgasen verbunden ist.) Es sollen auch einfacher Me-
thoden wie die Trennung von Harn und Kot, die Dünger-
aufbereitung durch Beimischung von z.B. Pflanzenkohle, 
effektiven Mikroorganismen und Gesteinsmehlen sowie 
Rottesysteme / Kompostierung von Mist mit gezielten 
Beratungs- und Weiterbildungsangeboten unterstützt 
werden. Dazu müssen Kriterien festgelegt und ein Moni-
toring mit periodischer Wirkungskontrolle durchgeführt 
werden. 
*Thomas Kupper, 2015, Separierung von Gülle und ihr Einfluss auf Am-
moniakemissionen, HAFL 

SP Teilweise Zustimmung 
Durch die Separation der Gülle wird die 
Ausbringung mittels Schleppschlauch er-
leichtert (indirekte Förderung dieser emissi-
onsmindernden Ausbringmethode). Über 
die Strukturverbesserungen (Art. 15 ff) wird 
die Mistproduktion (Infrastruktur für Mistla-
gerung) im Hügel- und Berggebiet bereits 
gefördert. Klimaschonende Hofdüngerauf-
wertungsmassnahmen (Bsp. Mistkompos-
tierung) können durchaus über klimascho-
nende Projekte (Art. 3a, § 21-24) gefördert 
werden. 
 
Gezielte Beratungs- und Weiterbildungsan-
gebote sowie eine Wirksamkeitsprüfung 
(Art. 37) sind vorgesehen. 
 

Die Güllenseparierung ist eine gute Sache, da sind wir 
überzeugt. Es gibt aber auch viele Landwirte, die Mist 
produzieren und somit nicht separieren müssen. Diese 
Betriebe müssten auch unterstützt werden, da sie grund-
sätzlich ökologischer arbeiten, weil sie nicht zuerst Gülle 
und Mist mischen und nachher wieder separieren müs-
sen. 

WBV Kenntnisnahme 
Über die Strukturverbesserungen (Art. 15 ff) 
wird die Mistproduktion (Infrastruktur für 
Mistlagerung) im Hügel- und Berggebiet be-
reits gefördert. Klimaschonende Hofdün-
geraufwertungsmassnahmen (Bsp. Mist-
kompostierung) können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden. 

Nebst der Förderung der Gülleseparierung soll grund-
sätzlich Mist und Entmistungssysteme unterstützt wer-
den. Nebst der Separierung der Gülle, was mit erhebli-
chen Kosten verbunden ist, sollen beispielsweise 
Mistplätze und Entmistungssysteme unterstützt werden, 
welche organische Substanzen bilden und die Humusbil-
dung fördern und die Bodenfruchtbarkeit erhalten. 

BVN, MPV Kenntnisnahme 
Über die Strukturverbesserungen (Art. 15 ff) 
wird die Mistproduktion (Infrastruktur für 
Mistlagerung) im Hügel- und Berggebiet be-
reits gefördert. Klimaschonende Hofdün-
geraufwertungsmassnahmen (Bsp. Mist-
kompostierung) können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden. Eine allgemeine Förde-
rung von entsprechenden Infrastrukturen er-
achtet der Kanton aber nicht als notwendig. 

So wichtig wie die Förderung der Gülleseparierung ist 
für uns auch der Mist. Mist ist für die Pflanzenwirtschaft 
extrem wichtig. 

NGA Kenntnisnahme 
Über die Strukturverbesserungen wird die 
Mistproduktion (Infrastruktur für Mistlage-
rung) im Hügel- und Berggebiet bereits ge-
fördert. Klimaschonende Hofdüngeraufwer-
tungsmassnahmen (Bsp. 
Mistkompostierung) können neu über klima-
schonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) geför-
dert werden. Eine allgemeine Förderung 
von entsprechenden Infrastrukturen erach-
tet der Kanton aber nicht als notwendig. 

Die Gülleseparierung ist ein technisch aufwendiges Sys-
tem. Es sollen auch einfachere Methoden wie die Tren-
nung von Harn und Kot, die Düngeraufbereitung durch 
Beimischung von z.B. Pflanzenkohle, effektiven Mikroor-
ganismen und Gesteinsmehlen sowie Rottesyte-
me/Kompostierung von Mist mit gezielten Beratungs- 
und Weiterbildungsangeboten unterstützt werden. Dazu 
müssen Kriterien festgelegt und ein Monitoring mitperio-
discher Wirkungskontrolle durchgeführt werden. Die Be-
griffe Hofdüngernutzung und Gülleseparierung sind im 
Gesetz und in der Verordnung noch nicht erwähnt! 

PN Teilweise Zustimmung 
Über die Strukturverbesserungen wird die 
Mistproduktion (Infrastruktur für Mistlage-
rung) im Hügel- und Berggebiet bereits ge-
fördert. Klimaschonende Hofdüngeraufwer-
tungsmassnahmen (Bsp. 
Mistkompostierung) können neu über klima-
schonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) geför-
dert werden. Eine allgemeine Förderung 
von entsprechenden Infrastrukturen erach-
tet der Kanton aber nicht als notwendig. 
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Gezielte Beratungs- und Weiterbildungsan-
gebote (inkl. Beizug von Fachexperten), so-
wie eine Wirksamkeitsprüfung (Art. 37) sind 
vorgesehen. 
Die Massnahmen stützen sich auf Art. 3a 
ab. Die Separation von Gülle ist in der Ver-
ordnung erwähnt (§ 2 - § 4). 

Je mehr Nährstoffe separiert, erhalten und gezielt einge-
setzt werden, desto besser. Dabei sollte festgehalten 
werden, dass sämtliche Methoden der Güllesparierung 
angewendet werden und dass bereits die Fütterung der 
Tiere mit Zusätzen wie zum Beispiel Pflanzenkohle zu 
besserer Qualität der Gülle führt. Das Ziel sollte sein, 
unabhängig von importierten Düngezusatzstoffen zu 
werden.  
 
 
 
 
 
 
 
Gleichzeitig sollte das Thema «Energieproduktion» aus 
Hofdünger ernsthaft angegangen werden. Hier gibt es 
Methoden, die gleichzeitig der Aufwertung des «Abfall-
stoffs» Dünger dienen und dazu beitragen können, dass 
die Schweiz energieautark wird. 

WWF Kenntnisnahme 
Über die Strukturverbesserungen wird die 
Mistproduktion (Infrastruktur für Mistlage-
rung) im Hügel- und Berggebiet bereits ge-
fördert. Klimaschonende Hofdüngeraufwer-
tungsmassnahmen (Bsp. 
Mistkompostierung) können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden. Auch klimaschonende 
Projekte die der Energieförderung dienen. 
 
Über Klimaprojekte kann eine klimascho-
nende Energieproduktion durchaus lan-
ciert/gefördert werden (§ 21- § 24). Diesbe-
züglich können auch Fachexperten 
zugezogen werden. Die Finanzielle Unter-
stützung u. a. von Fotovoltaikanlagen, Bio-
gasanlagen sind in der Energieförderungs-
verordnung auf Stufe Bund geregelt. Diese 
ist auch für Landwirtschaftsbetriebe mass-
gebend. 

 

Frage 6: Sind sie einverstanden, dass der Kanton Nidwalden die Biodiversität im Tal- und 
Hügelgebiet spezifisch fördert (Art. 3a, §14-§17)? 

Ja 17 
BEC, BUO, DAL, EMT, EMO, HER, ODO, STA, SST, WOL, FDP, GN, SP, 

GLP, JSVP, PN, WWF 

Nein 6 EBÜ, SVP, Mitte, WBV, BVN, MPV 

Enthaltung 1 NGA 

 
Bemerkung Wer Stellungnahme 

Dies ist ein richtiger Ansatz, insbesondere da so ein wei-
teres Ausräumen der Landschaft gebremst bzw. die 
Vielfalt erhöht werden kann und bis jetzt die Biodiversität 
in der Tal- und Hügellandschaft wenig verbessert wurde. 
 
Für die künftige Umsetzung der Naturschutzinventare ist 
für die Gemeinde Beckenried von besonderer Bedeu-
tung ob flächige Naturobjekte der Gemeinde (Wiesen, 
Riede, usw.) auch Naturschutzflächen sind. 

BEC, BUO, 
DAL 

Kenntnisnahme 

Die Biodiversität ist grundsätzlich zu fördern. Dies be-
dingt aber ein Umdenken in der Bewirtschaftung. Le-
bensräume wie Magerwiesen, Riede oder Hecken, brau-
chen eine extensive Bewirtschaftung und fachgerechte 
Pflege. So muss z.B. ein Ried zur richtigen Jahreszeit 
und in der richtigen Häufigkeit gemäht werden. lm Mit-
wirkungsverfahren zu laufenden Gesamtrevision Nut-
zungsplanung stellen wir bezüglich Naturschutzinven-
tare einige Stolpersteine fest. Nebst der monetären 
Abgeltung ist die «Selbstbestimmung» in der Landwirt-
schaft ein grosses Thema. Landwirte sollten für den Er-
halt der Flächen eine Vereinbarung betreffend Natur-
schutz (Biodiversität) abschliessen müssen.  
 
Kanton wie Gemeinden könnten auf ihren eigenen 
Grundstücken in Sachen Naturschutz und Biodiversität 
mit gutem Beispiel vorangehen. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Es sind keine Vereinbarungen vorgesehen 
(administrative Vereinfachung); analog der 
Biodiversitätsförderung gemäss Direktzah-
lungsverordnung des Bundes (DZV, SR 
910.13). Die Teilnahme an den geplanten 
Massnahmen zur Förderung der Biodiversi-
tät sind zudem freiwillig; die BetriebsleiterIn-
nen können je nach betrieblichen Gegeben-
heiten und Zielen entscheiden, ob sie sich 
an Aufwertungsmassnahmen beteiligen wol-
len. 
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Es ist fraglich, ob Ökoflächen im Talgebiet in der heuti-
gen Zeit sinnvoll sind, da die Ernährungssicherheit bei 
einer Verknappung von Lebensmittel und Energie nicht 
gewährleistet ist. Bereits vorhandene Ökoflächen de-
cken den gewünschten Bedarf ab. 

EBÜ Kenntnisnahme 
Die Ernährungssicherheit wird durch diese 
Massnahme grundsätzlich nicht tangiert. Im 
Tal- und Hügelgebiet besteht entlang der 
Gewässer (Gewässerräumen) ein Potential 
von über 15 Hektaren Biodiversitätsförder-
flächen. Weiter wird ab einem Mindestanteil 
von 7 % kein zusätzlicher Beitrag mehr ge-
währt. Die Qualität kann von bestehenden 
Biodiversitätsförderflächen im Tal- und Hü-
gelgebiet gefördert werden. 

Dies ist ein richtiger Ansatz, insbesondere da so ein wei-
teres Ausräumen der Landschaft gebremst bzw. die 
Vielfalt erhöht werden kann und bis jetzt die Biodiversität 
in der Tal- und Hügellandschaft wenig verbessert wurde. 

HER Kenntnisnahme 

Die Förderung der Biodiversität (BV) ist ein «Leucht-
turmprojekt», dass auf den ersten Moment einmal gut 
tönt. Es ist jedoch in der Vergangenheit schon viel Geld 
in die BV investiert worden und die guten Meldungen 
sind eigentlich spärlich. So wartet man im Kanton 
Nidwalden seit Jahren darauf, dass sich vermehrt wieder 
ein Kuckuck hören lässt, oder eine Goldammer singt. In-
sekten haben einen schweren Stand und Bachlebewe-
sen werden durch die Verunreinigung von Bächen durch 
Nähstoffe und Chemikalien zurückgebunden. Die BV hat 
einen schweren Stand, wenn neben den Biodiversitäts-
gebieten hochwirtschaftliche Betriebe produzieren. Von 
den Flächen die intensiv bewirtschaftet werden, werden 
mit dem Wind Stickstoff, Nährstoffe und zum Teil auch 
Chemikalien (z.B. Detergenzien mit denen der Bauer 
seine Melkanlage desinfiziert und welche in die Gülle 
gelangen) auf die Biodiversitätsgebiete verfrachtet. Dies 
beeinflusst das Leben auf diesen Flächen stark. Es ist 
zu prüfen, wie mit diesen Förder-geldern wirklich Bio-
diversität geschaffen werden kann. Aus unserer Sicht 
können nur grössere Flächen welche frei gehalten und 
vernetzt werden und in deren Nähe durchaus intensiv, 
aber chemiefrei produziert wird, die hohen Ziele erreicht 
werden. Eine kleinteilige und nicht vernetze BV ist zwar 
gut gemeint, aber mehr oder weniger eine Geldver-
schwendung. 

ODO Kenntnisnahme 
Ein grosses Potential von zusätzlichen Bio-
diversitätsförderflächen im Tal- und Hügel-
gebiet besteht entlang der Gewässer. Diese 
sind in der Regel gut vernetzt. Die Vernet-
zungsbeiträge (§12 - § 13) unterstützen 
diese Zielsetzung zusätzlich. Weiter besteht 
die Möglichkeit einer Beratung (Bsp. Träger-
schaft Vernetzung oder andere Fachexper-
ten § 11, § 25). Eine Wirksamkeitsprüfung 
(Art. 37) der Massnahmen ist vorgesehen.  

Der Gemeinderat / die GLP NW begrüsst sehr, dass der 
Kanton Nidwalden die Biodiversität in der Tal- und Hü-
gelregion spezifisch fördert. Aus Sicht des Gemeindera-
tes / der GLP NW entspricht dies einer gemeinwirt-
schaftlichen und ökologischen Leistung, welche nicht 
durch den Markt abgegolten werden kann und zur klaren 
Verbesserung der Umweltqualität führt und dem Fortbe-
stand der Fruchtbarkeit der Böden sichert. 

WOL, GLP Kenntnisnahme 

Der Kanton Nidwalden verfügt heute bereits im Verhält-
nis zur Landwirtschaftlichen Nutzfläche über einen gros-
sen Anteil an extensiven Flächen. Durch bereits geplan-
ten Gewässerraumausscheidungen werden zusätzliche 
und ausreichende Biodiversität Flächen entstehen. 

SVP Kenntnisnahme  
In den Bergzonen ist der Anteil von BFF-
Flächen in NW hoch (Bsp. Bergzone 3: 
22 %). Handlungsbedarf besteht vor allem 
in den tieferen Lagen (Bsp. Talzone: 4 %). 
Dies ergab auch die Umfrage beim Forum 
Landwirtschaft (Erwartungen). 
Ein grosses Potential von zusätzlichen Bio-
diversitätsförderflächen im Tal- und Hügel-
gebiet besteht entlang der Gewässer. 

Eine Extensivierung in der Tal- und Hügelzone ist im Zu-
sammenhang mit dem Selbstversorgungsgrad vorsichtig 
zu beurteilen. Projekte, die in einem Gebiet die Bio-
diversität auf verschiedenen Grundstücken verbessern, 
sind ganzheitlich zu unterstützen. 

Mitte Kenntnisnahme 
Im Tal- und Hügelgebiet besteht entlang der 
Gewässer (Gewässerräumen) ein Potential 
von über 15 Hektaren Biodiversitätsförder-
flächen. Die Qualität kann von bestehenden 
Biodiversitätsförderflächen im Tal-und Hü-
gelgebiet gefördert werden 

Die spezielle Förderung im Gewässerraum ist aus unse-
rer Sicht sehr sinnvoll. Einschränkungen auf intensiv 
nützbaren Flächen sollen möglichst vermieden werden. 

FDP Kenntnisnahme 
Im Tal- und Hügelgebiet besteht entlang der 
Gewässer (Gewässerräumen) ein Potential 
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Die Selbstversorgung in unserem Land liegt unter 50 % 
und ist somit bedenklich und nicht weiter einzuschrän-
ken. 

von über 15 Hektaren Biodiversitätsförder-
flächen. Weiter wird ab einem Mindestanteil 
von 7 % kein zusätzlicher Beitrag mehr ge-
währt. Die Qualität kann von bestehenden 
Biodiversitätsförderflächen im Tal- und Hü-
gelgebiet gefördert werden. Dabei ist die 
Teilnahme an den geplanten Massnahmen 
zur Förderung der Biodiversität freiwillig; die 
BetriebsleiterInnen können je nach betriebli-
chen Gegebenheiten und Zielen entschei-
den, ob sie sich an Aufwertungsmassnah-
men beteiligen wollen. 

Siehe dazu Text zur Frage 1! 
Der Begriff Biodiversität findet sich nur im Entwurf zur 
Verordnung, nicht aber im Entwurf zum Gesetz! 
Der Begriff Biodiversität muss entsprechend ins Gesetz 
aufgenommen werden. 

GN Ablehnung 
Die Biodiversitätsförderung in der Verord-
nung stützt sich auf die Art. 3 und 3a des 
Gesetzes ab (umweltgerechte Bewirtschaf-
tungsmethoden). Die Begrifflichkeiten in Art. 
3 Abs. 1 und Art. 3a Abs. 1 beinhalten auch 
die Biodiversität. Es wäre redundant, wenn 
noch weitere Begriffe im Gesetz verankert 
würden. 

Die «Entwicklungsstrategie Nidwaldner Landwirtschaft» 
von Christian Flury bestätigt, dass die «Nutzungsintensi-
tät in den intensiv bewirtschafteten Gebieten über dem 
Anspruch einer standortgerechten Landwirtschaft» liegt. 
Wir möchten betonen, dass die SP Nidwalden unter dem 
Begriff standortgerechte Landwirtschaft eine intensive 
Nutzung der dafür geeigneten Standorte nicht aus-
schliesst. Doch «die Nutzungsintensität ist im Kanton 
Nidwalden mit 2 GVE pro Hektare düngbare Fläche 
(ohne Alpfläche) deutlich höher als der Schweizer 
Durchschnitt (1.4 GVE pro Hektare düngbare Fläche)»* 
Deshalb freuen wir uns über Erfüllung der langjährigen 
Forderung der SP Nidwalden, die Biodiversität speziell 
im Tal- und Hügelgebiet zu fördern. Nur durch eine sinn-
volle Vernetzung der wertvollen Lebens-räume in und 
über die Talebene hinaus können die Populationen der 
schützenswerten Arten langfristig erhalten bleiben. Aller-
dings muss eine damit einhergehende Intensivierung in 
höheren Lagen zwingend vermieden werden! 
*Zitat aus dem Bericht des Regierungsrates zur externen Vernehmlas-
sung. 

SP Kenntnisnahme 
Bestehende Regelungen und Instrumente 
des Bundes und des Kantons, wie u. a. die 
Nährstoffbilanz, verhindern eine Intensivie-
rung in höheren Lagen.  

Wie schon bei einer anderen Frage erwähnt, sind wir der 
Überzeugung, dass auf unseren produktiven Flächen im 
Tal direkt und indirekt Lebensmittel produziert werden 
müssen. Wir haben im Kanton schon so viele Elemente, 
die die Biodiversität fördern und erhalten. Auch im 
Talge-biet haben wir mit den vielen Bächen, Natur-
schutzgebieten, Wälder, Seen etc. so viele gute Ele-
mente der Biodiversität. Darum sind wir der Meinung, 
das Tal- und Hügelgebiet soll anderweitig genutzt wer-
den. 

WBV Kenntnisnahme 
Es ist richtig, dass im Tal- und Hügelgebiet 
entlang der Gewässer (Gewässerräumen) 
u. a. ein Potential von über 15 Hektaren 
Biodiversitätsförderflächen besteht. Weiter 
wird ab einem Mindestanteil von 7 % kein 
zusätzlicher Beitrag mehr gewährt. Die 
Qualität kann von bestehenden Biodiversi-
tätsförderflächen im Tal- und Hügelgebiet 
gefördert werden (§ 16 ff.). Die Teilnahme 
an den geplanten Massnahmen zur Förde-
rung der Biodiversität ist zudem freiwillig; 
die BetriebsleiterInnen können je nach be-
trieblichen Gegebenheiten und Zielen ent-
scheiden, ob sie sich an Aufwertungsmass-
nahmen beteiligen wollen. 

Es wird auf die eingangs erwähnter Textpassagen ver-
wiesen ( in den allgemeinen Bemerkungen erfasst). 

BVN Kenntnisnahme 
Im Tal- und Hügelgebiet besteht entlang der 
Gewässer (Gewässerräumen) u. a. ein Po-
tential von über 15 Hektaren Biodiversitäts-
förderflächen. Die Qualität kann von beste-
henden Biodiversitätsförderflächen im Tal- 
und Hügelgebiet gefördert werden (§ 16). 
Die Teilnahme an den geplanten Massnah-
men zur Förderung der Biodiversität ist zu-
dem freiwillig; die BetriebsleiterInnen kön-
nen je nach betrieblichen Gegebenheiten 
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und Zielen entscheiden, ob sie sich an Auf-
wertungsmassnahmen beteiligen wollen. 

Das schmälert die Produktion noch mehr. Die Extensi-
vierung bester Landflächen fördert die Nebenerwerbs-
landwirtschaft noch mehr. Flächen verliert die Produk-
tion schon übermässig durch die übertriebene 
Bautätigkeit! 
 
 
Auf Bebautem Gebiet gibt überhaupt nichts mehr zum 
Biodiversität fördern.! 

MPV Kenntnisnahme 
Im Tal- und Hügelgebiet besteht entlang der 
Gewässer (Gewässerräumen) u. a. ein Po-
tential von über 15 Hektaren Biodiversitäts-
förderflächen. 
Die Überbauung von landwirtschaftlichen 
Flächen wird durch Instrumente der Raum-
planung gesteuert. Der Schutz dieser Bö-
den hat richtigerweise an Bedeutung zuge-
nommen. 

Unsere fruchtbaren Böden im Talgebiet sollen für die 
Selbstversorgung sichergestellt bleiben. 

NGA Kenntnisnahme 
Die Ernährungssicherheit wird durch diese 
Massnahme nicht tangiert. Im Tal- und Hü-
gelgebiet besteht u. a. entlang der Gewäs-
ser (Gewässerräumen) ein Potential von 
über 15 Hektaren Biodiversitätsförderflä-
chen. Die Teilnahme an den geplanten 
Massnahmen zur Förderung der Biodiversi-
tät ist zudem freiwillig; die BetriebsleiterIn-
nen können je nach betrieblichen Gegeben-
heiten und Zielen entscheiden, ob sie sich 
an Aufwertungsmassnahmen beteiligen wol-
len. 

Der Fokus auf die Tal- & Hügelzone bei der Biodiversi-
tätsförderung findet Pro Natura begrüssenswert. Aller-
dings muss eine damit einhergehende Intensivierung in 
höheren Lagen zwingend vermieden werden! Dies ist 
entsprechend in der Verordnung festzuhalten (z.B. mit 
entsprechenden Auflagen bei Strukturverbesserungsbei-
trägen). 
Ausserdem muss die Erreichung der Qualitätsstufe II 
eine Voraussetzung für den Erhalten von kantonalen 
Beiträgen bilden. Die Formulierung in der Verordnung ist 
unklar formuliert. Daraus lässt sich nicht schliessen, ob 
die Qualitätsstufe I nach der Aufwertung erreicht werden 
muss oder ob diese bereits erfüllt sein muss vor einer 
Aufwertung. Pro Natura verlangt, dass mindestens die 
Qualitätsstufe II erreicht werden muss, da die Qualitäts-
stufe I aus ökologischer Sicht keinen grossen Nutzen 
bringt. 

PN Ablehnung 
Zusätzliche Regelungen und Instrumente 
des Bundes und Kantons, wie u. a. die 
Nährstoffbilanz, verhindern eine Intensivie-
rung in höheren Lagen. 
 
 
Bei der Aufwertungsfördermassnahme 
(§ 16) gilt aus Voraussetzung die Qualitäts-
stufe I. Das Erreichen der Qualitätsstufe II 
wird angestrebt, auch durch zusätzliche fi-
nanzielle Anreize des Bundes (höherer Bei-
trag für Biodiversitätsförderfläche der Quali-
tätsstufe II). Auch besteht die Möglichkeit 
des Beizuges eines Fachexperten bei der 
Umsetzung der Aufwertungsmassnahmen. 

Jede Förderung der Biodiversität ist notwendig. Einer-
seits profitiert dadurch die Natur, andererseits profitiert 
die Bevölkerung im Allgemeinen und die Landwirtschaft 
im Speziellen von einer intakten Umwelt. Leider findet 
sich im dementsprechenden Gesetzestext kein konkre-
ter Hinweis darauf. Das wäre noch zu ergänzen. 

WWF Ablehnung 
Die Biodiversitätsförderung stützt sich auf 
die Art. 3 und 3a des Gesetzes ab (umwelt-
gerechte Bewirtschaftungsmethoden). Die 
Begrifflichkeiten in Art. 3 Abs. 1 und Art. 3a 
Abs. 1 beinhalten auch die Biodiversität. Es 
wäre redundant, wenn noch weitere Begriffe 
im Gesetz verankert würden. 

 

Frage 7: Sind sie einverstanden, dass der Kanton zur Stärkung des Biolandbaus und damit 
der Wertschöpfung aus der landwirtschaftlichen Produktion einen befristeten Um-
stellungsbeitrag für angehende Biobetriebe ausrichtet (Art. 3a, § 8 und § 9)? 

Ja 16 
BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, STA, SST, Mitte, GN, SP, 

JSVP, PN, WWF 

Nein 3 WOL, FDP, GLP 

Enthaltung 5 SVP, WBV, BVN, MPV, NGA 

 
Bemerkung Wer Stellungnahme 

Diese befristete Unterstützung ist sicherlich sehr wert-
voll, um den Landwirtschaftsbetrieben, die gewillt sind, 
eine Umstellung vorzunehmen, finanziell zu helfen, bis 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 
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ihre Produkte aufgrund eines neuen Bio-Labels mehr 
Einnahmen erbringen. 

Siehe Ziffer 1, Betreffend Bio-Landbau hat der Kanton 
Nidwalden Nachholbedarf. Die befristete Unterstützung 
bei der Umstellung zum Bio-Label unterstützen wir. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 

Dies ist aus unserer Sicht eine sehr gute Idee. Die Um-
stellung auf Biolandbau vermindert oder verhindert den 
Einsatz von Chemikalien und wird für eine nachhaltige 
Landwirtschaft sorgen. Dass Landwirte die willig sind, 
ein «Biolandbau» Start-Up zu wagen finanziell unter-
stützt werden, ist deshalb sehr zu begrüssen. 

ODO Kenntnisnahme 

Der Gemeinderat / die GLP NW begrüsst es, wenn mög-
lichst viele landwirtschaftliche Betriebe im Kanton 
Nidwalden ihre Produktionsform auf Biolandbau oder an-
dere Nachhaltigkeitsstandards ausrichten. Nichtsdestot-
rotz hat aus Sicht des Gemeinderates die Umstellung 
auf den Biolandbau nicht durch ein planwirtschaftliches 
Instrument zu erfolgen, sondern durch marktwirtschaftli-
che Anreize. Es sollte sich für die Betriebe finanziell loh-
nen, da diese für ihre Produkte einen besseren Preis am 
Markt erzielen und nicht aufgrund eines finanziellen An-
reizes durch den Kanton. Aus Sicht des Gemeinderates 
ist dieser Beitrag ebenfalls zu streichen, da er nicht das 
Unternehmertum der Betriebe im Kanton Nidwalden för-
dert und zu keiner Stärkung der Wertschöpfung aus der 
landwirtschaftlichen Produktion führt.  
 
Hingegen würde es der Gemeinderat begrüssen, wenn 
der Kanton die vorgesehenen finanziellen Mittel für ei-
nen Aufbau und Betrieb einer Fach-Beratung zur Um-
stellung auf Biolandbau nutzen würde. Durch diese Mas-
snahme könnten die Informationen und das Wissen der 
Betriebsleitung verbessert werden, was eine nachhalti-
gere Lösung ist als finanzielle Zustüpfe nach dem Giess-
kannenprinzip 

WOL, GLP Ablehnung 
Die Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter 
können je nach betrieblichen Gegebenhei-
ten und Zielen entscheiden, ob sie ihren Be-
trieb auf den Biolandbau umstellen wollen. 
Der befristete Überbrückungs-Beitrag für 
angehende Biobetriebe wird zudem nur 
während der zweijährigen Umstellungs-
phase ausgerichtet. In dieser Zeit kann der 
Bio-Mehrpreis am Markt noch nicht realisiert 
werden. Nach der Umstellungsphase wird 
kein Umstellungsbeitrag mehr ausbezahlt; 
der Markt ist massgebend. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Eine Bioberatung für Umstellungsbetriebe 
wird in Zusammenarbeit mit den Kantonen 
OW und UR bereits angeboten. 

Die Nachfrage nach Bioprodukten ist gestiegen und der 
Trend wird weiterhin anhalten. Einen befristeten Umstel-
lungsbeitrag für produzierende Biobetriebe muss auf die 
Nachfrage und die Betriebsstruktur ausgerichtet werden. 
Grundsätzlich sollte dies aber der Markt regeln. 

SVP Kenntnisnahme 
Die BetriebsleiterInnen können je nach be-
trieblichen Gegebenheiten und Zielen ent-
scheiden, ob sie ihren Betrieb auf den Bio-
landbau umstellen wollen.  
Es handelt sich um einen befristeten Beitrag 
während der Umstellungsphase. In dieser 
Phase kann noch kein Mehrpreis realisiert 
werden. Nach der Umstellungsphase ist der 
Markt massgebend  

Konsumentinnen und Konsumenten können mit ihrem 
Einkaufsverhalten entsprechende Produktionen nachhal-
tig sichern. 

FDP Kenntnisnahme 

Die Anzahl Biobetriebe ist in Nidwalden unterdurch-
schnittlich, insbesondere auch zum vergleichbaren Kan-
ton Obwalden! Die verstärkte Förderung des biologi-
schen- und biologisch-dynamischen Landbaus 
unterstützen die Grünen Nidwalden. Dazu gehört auch 
die Sensibilisierung der Bevölkerung, der Produkt-Verar-
beiter (Bäckereien, Metzgereien, etc.), der Vertriebs-
strukturen (Zwischenhandel, Einzelhandel) und der Kon-
sumentinnen und Konsumenten, aber insbesondere 
auch der neuen Generation von Landwirtinnen und 
Landwirten. Dem Biolandbau muss bereits in der Grund-
ausbildung, wie auch bei der Weiterbildung der Landwir-
tinnen und Landwirten einen höheren Stellenwert erhal-
ten.  
Wir fordern, dass der Kanton NW in Zukunft nur noch 
Ausbildungsstätten unterstützt, die im Rahmen des or-
dentlichen Unterrichts als Teil der Lerninhalte auch den 
biologischen- und biologisch-dynamischen Landbau ver-
mitteln. 
 

GN Kenntnisnahme 
Aktuell läuft eine Revision der Grundbildung 
«Berufsfeld Landwirtschaft». Ziel der Ein-
führung: ab August 2024. Während der 3-
jährigen EFZ-Ausbildung steht im 3. Lehr-
jahr die Fachrichtung «Bio-Pflanzenbau 
bzw. -Bio-Tierhaltung» im Bildungsangebot.  
Auch während der ersten beiden Ausbil-
dungsjahren ist vorgesehen, bei sämtlichen 
Auszubilden, die Themenbereiche «natürli-
che Kreisläufe, Lebensgrundlagen erhal-
ten/fördern» zu stärken. Die Anliegen des 
Biolandbaus werden gestärkt. 
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Grundsätzlich unterstützt die SP Nidwalden eine Stär-
kung des Biolandbaus im Kanton. Wir sind allerdings 
nicht überzeugt, dass ein einmaliger Umstellungsbeitrag 
einen merklichen Effekt bringen mag. Der Anteil Biobe-
triebe in Nidwalden (20.1 %*) (verglichen mit anderen 
Kantonen mit ähnlicher Struktur, z.B. Obwalden 33.6 %, 
Glarus 29.4 %) dürfte aber eher an fehlender Überzeu-
gung und mangelndem Wissen / Ausbildung der Bäue-
rinnen und Bauern liegen als an den finanziellen Anrei-
zen. Deshalb wird dieser Beitrag nur in Kombi-nation mit 
einer breit angelegten Informationskampagne, einer Bio-
Offensive (wie z.B. die Berner Bio-Offensive 2020) den 
gewünschten Erfolg bringen. Dazu gehört unserer Mei-
nung nach auch die Sensibilisierung der Bevölkerung 
aber insbesondere auch der neuen Generation von 
Landwirtinnen und Landwirten. Dem Biolandbau muss 
bereits in der Grund-bildung, wie auch bei der Weiterbil-
dung der Landwirtinnen und Landwirten einen höheren 
Stellenwert erhalten. Wir fordern, dass der Kanton 
Nidwalden in Zukunft nur noch Ausbildungsstätten unter-
stützt, die im Rahmen des ordentlichen Unterrichts als 
Teil der Lerninhalte auch den biologischen- und biolo-
gisch-dynamischen Landbau vermitteln. Gleichzeitig ist 
z.B. die lokale Verarbeitung und Vermarktung von Bio-
Rohstoffen (Bio-Milch) unbedingt anzuregen und anzu-
streben.  
*https://www.bio-suisse.ch/dam/jcr:3f9a3c22-142d-4b8d-a503-
761e2bed6511/BiZ20_dt_WEB.pdf 

SP Teilweise Ablehnung 
Aktuell läuft eine Revision der Grundbildung 
«Berufsfeld Landwirtschaft». Ziel der Ein-
führung: ab August 2024. Während der 3-
jährigen EFZ-Ausbildung steht, im 3. Jahr 
die Fachrichtung «Bio-Pflanzenbau bzw. -
Bio-Tierhaltung» im Bildungsangebot. Auch 
während der ersten beiden Ausbildungsjah-
ren ist vorgesehen, bei sämtlichen Auszubil-
den, die Themenbereiche «natürliche Kreis-
läufe, Lebensgrundlagen erhalten/fördern» 
zu stärken. 
Die Unterstützung von Bildungsstätten ist 
über interkantonale Vereinbarungen gere-
gelt (u. a. Berufsschulvereinbarung, Höhere 
Fachschulvereinbarung). 
Es wird auch eine Bioberatung für Umstel-
lungsbetriebe in Zusammenarbeit mit den 
Kantonen OW und UR angeboten. 
 
Mit der Massnahme «Absatzförderung» 
(Art. 11) kann durchaus die Verarbeitung-
Vermarktung von Bioprodukten gefördert-
unterstützt werden. 
  

Damit der Biolandbau gestärkt werden kann, müssen die 
Absätze der Produkte stimmen. Sobald mehr Nachfrage 
nach Bioprodukten da ist, werden auch mehr produziert, 
dass muss der Markt und nicht die Politik regeln. 

WBV Kenntnisnahme 
Es handelt sich um einen befristeten Beitrag 
während der Umstellungsphase. In der Um-
stellungsphase kann noch kein Mehrpreis 
realisiert werden. Nach der Umstellungs-
phase ist der Markt massgebend. 

Mit diesem Absatz will einmal mehr die Politik die Pro-
duktionsformen und Produktionssysteme steuern. Die 
bessere Steuerung der benötigten Produktionsformen 
und Produktionssysteme soll der Markt und der Konsu-
ment mit seinem Kaufverhalten bestimmen können. Ak-
tuell ist der Markt mit Bioproduktion mit ca. 11 – 12 % an 
Marktanteil gesättigt. Mit der aktuellen wirtschaftlichen 
Lage und mit der Teuerung, weicht der Konsument auf 
günstigere Produkte aus. 

BVN, MPV Kenntnisnahme 
Es handelt sich um einen befristeten Beitrag 
während der Umstellungsphase. In der Um-
stellungsphase kann noch kein Mehrpreis 
realisiert werden. Nach der Umstellungs-
phase ist der Markt massgebend. 

Grundsätzlich soll die Zunahme von Biolandbau über 
den Markt und den Konsumenten erfolgen. 

NGA Kenntnisnahme 
Es handelt sich um einen befristeten Beitrag 
während der Umstellungsphase. In der Um-
stellungsphase kann noch kein Mehrpreis 
realisiert werden. Nach der Umstellungs-
phase ist der Markt massgebend. 

Die verstärkte Förderung des Biolandbaus ist ganz in 
unserem Sinne. Dazu gehört unserer Meinung nach 
auch die Sensibilisierung der Bevölkerung aber insbe-
sondere auch der neuen Generation von Landwirtinnen 
und Landwirten. Dem Biolandbau muss bereits in der 
Grundbildung, wie auch bei der Weiterbildung der Land-
wirtinnen und Landwirten einen höheren Stellenwert er-
halten. 

PN Kenntnisnahme 
Mit der Revision der Grundausbildung «Be-
rufsfeld Landwirtschaft» ist eine Stärkung 
des Bio-Landbaus vorgesehen (Fachrich-
tung). 

Ein Umstellungsbeitrag ist zu begrüssen, sollte aber 
nicht der Hauptanreiz für eine Umstellung auf biologi-
sche Landwirtschaft sein. Wichtiger scheint uns, dass 
die Themen «Biologischer und biologisch-dynamischer 
Landbau» bereits in der Berufsbildung grösstmögliches 
Gewicht eingeräumt wird. Gleichzeitig gilt es, die Bevöl-
kerung dahingehend zu informieren, dass einheimischen 
Produkten aus derlei Produktion auf den Einkaufszetteln 
der Vorrang gegeben wird. Dafür sind sämtliche Absatz-
kanäle zu fördern, die bereits bestehen oder noch etab-
liert werden. 

WWF Kenntnisnahme 
Mit der Revision der Grundausbildung «Be-
rufsfeld Landwirtschaft» ist eine Stärkung 
des Bio-Landbaus vorgesehen (Fachrich-
tung). Mit der kantonalen Fördermass-
nahme «Absatzförderung» (Art. 11) kann 
durchaus die Vermarktung – Verarbeitung 
von Bioprodukten gefördert-unterstützt wer-
den. 
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Frage 8: Sind sie einverstanden, dass die regionale Wertschöpfung neben der bisherigen 
Absatzförderung in Zukunft auch über den Aufbau von neuen Produktionszweigen 
(Schwerpunkt «pflanzliche Produktion») gefördert wird (Art. 11, § 30 - 33)? 

Ja 18 
BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, STA, SST, SVP, FDP, GN, 

SP, JSVP, NGA, PN, WWF 

Nein 0 - 

Enthaltung 6 WOL, Mitte, GLP, WBV, BVN, MPV 

 

Bemerkung Wer Stellungnahme 

Das ist sicher zentral, insbesondere um die Produktion 
zu diversifizieren und dadurch die Einnahmen zu stabili-
sieren. 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 

ln Nidwalden wird die pflanzliche Produktion vorwiegend 
als Futtermittelgenutzt. Als Rohstoffe für Mischfutter 
werden Eiweisspflanzen und Futtergetreide angebaut. 
Kunstwiesen und Grün-/ Silomais liefern Raufutter, das 
von Wiederkäuern verwertet werden kann. Die Anbauflä-
chen für Nahrungsmittel sind in Nidwalden sehr beschei-
den, Dies belegen auch die Statistiken des BFS. Die 
Nachfrage nach pflanzlichen Lebensmitteln mit Schwei-
zer Herkunft wird vom allgemeinen Trend zum Konsum 
von pflanzlichen Alternativen zu tierischen Erzeugnissen 
und dem Wunsch von Endkonsumenten/innen nach in 
der Nähe produzierten Lebensmitteln getrieben. Diese 
Entwicklung sollte die von Milch- und Fleischproduktion 
geprägte Nidwaldner Landwirtschaft nicht verschlafen. 
Wir unterstützen die Förderung der nachhaltigen, 
«pflanzlichen Produktion». 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Nidwalden bleibt ein Graslandkanton. Der 
Pflanzenbau für die menschliche Ernährung 
(Gemüse/Ackerbau) soll infolge der Ernäh-
rungstrends mit der Massnahme «Absatz-
förderung» verstärkt forciert werden; inkl. 
der lokalen Vermarktung (mehr Hiäsigs). 

Wir sehen dadurch eine Stärkung der regionalen Pro-
duktion. 

EBÜ Kenntnisnahme 

Der Klimawandel wird auch im Kanton Nidwalden für 
wärmere Temperaturen sorgen. Da wir in einer Bergre-
gion leben, ist auch für Niederschlag gesorgt. Beides 
sind Grundlagen für eine gute pflanzliche Produktion. Mit 
der pflanzlichen Produktion muss aber auch festgelegt 
werden, ob es dem Kanton mit dem Biolandbau ernst ist. 
Wenn wie in anderen Kantonen die pflanzliche Produk-
tion mit Chemikalien rentabel gemacht werden soll 
(Pflanzenschutzmittel) dann wird diese Förderung even-
tuell problematisch, weil dadurch andere Ziele der Land-
wirtschaft bzw. dieses Gesetzes, wie die Biodiversität 
torpediert werden können. Auch hier fehlt uns ein biss-
chen die langfristige Vision. Was soll bei uns angebaut 
werden? Futtermais, Futtergetreide, Roggen, Gerste für 
die Mälzung, Weizen, Gemüse oder Früchte? Wenn 
man diese Gedanken zu Ende denken würde, könnte 
man sich auch vorstellen, dass eventuell wieder eine 
Mühle auf Nidwaldner Boden zu stehen kommt oder die 
Futtermittelproduktion neu belebt wird. Die Ausrichtung 
auf pflanzliche Produktion ist jedoch richtig und wichtig. 

ODO Kenntnisnahme 
Es werden nur Projekte mit einer nachhalti-
gen Wirkung gefördert. Diese müssen sich 
positiv auf die regionale Wertschöpfung 
auswirken (zunehmende Nachfrage nach lo-
kalen Nahrungsmitteln, mehr Hiäsigs). Da-
bei soll aufgrund der geänderten Essge-
wohnheiten auch der Pflanzenbau für die 
menschliche Ernährung gefördert werden. 
Weiter ist vorgesehen, dass der Kanton mit 
einem befristeten Beitrag die Umstellung 
auf Bio fördert. 

Der Gemeinderat / die GLP NW begrüsst grundsätzlich 
den Schwerpunkt der «pflanzlichen Produktion» in der 
Nidwaldner Landwirtschaft, aber er / die GLP NW ist 
skeptisch, dass ein wertschöpfungsorientierter Pflanzen-
bau in Nidwalden nachhaltig gefördert werden kann. 
Aufgrund der Bodenbeschaffenheit in Nidwalden und der 
klimatischen Voraussetzungen ist eine pflanzliche Pro-
duktion im grossen Stil nur bedingt machbar. Zudem er-
achtet er die Erweiterung der Fördermassnahmen als 
hemmenden Anreiz für eine wirtschaftlich orientierte Be-
triebsleitung. 

WOL, GLP Kenntnisnahme 
Aufgrund der geänderten Essgewohnheiten 
und der zunehmenden Nachfrage nach regi-
onalen Produkten soll der Pflanzenbau für 
die menschliche Ernährung verstärkt geför-
dert werden (mehr Hiäsigs). Es werden nur 
Projekte mit einer nachhaltigen Wirkung ge-
fördert. Nidwalden wird jedoch ein Gras-
landkanton mit Tierhaltung bleiben. Auch 
dort besteht noch Potential zur Verbesse-
rung der regionalen Wertschöpfung (mehr 
Hiäsigs). 

Ja, unter der Berücksichtigung der lokalen Bodeneigen-
schaften (Quelle Bodeneignungskarte / Bodenkartie-

SVP Kenntnisnahme 
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rung) und der lokalen nachgelagerten Verarbeitungs-
möglichkeiten im Kanton. Neue Produktionszweige sind 
ohne Schwerpunkte zu fördern. 

Aufgrund der geänderten Essgewohnheiten 
und der zunehmenden Nachfrage nach regi-
onalen Produkten soll der Pflanzenbau für 
die menschliche Ernährung verstärkt geför-
dert werden (mehr Hiäsigs). Nidwalden wird 
jedoch ein Graslandkanton mit Tierhaltung 
bleiben. Auch dort besteht noch Potential 
zur Verbesserung der regionalen Wert-
schöpfung (mehr Hiäsigs). 

Die klimatischen Bedingungen und die Böden sind in 
Nidwalden nur bedingt für den Ackerbau geeignet. 
Kleine Bewirtschaftungsflächen, die fehlende Mechani-
sierung, nicht vorhandenes Know-how und fehlende 
Weiterverarbeitungsbetriebe erschweren den Ackerbau 
in unserem Kanton. 

Mitte Kenntnisnahme 
Aufgrund der geänderten Essgewohnheiten 
und der zunehmenden Nachfrage nach regi-
onalen Produkten soll der Pflanzenbau für 
die menschliche Ernährung verstärkt geför-
dert werden (mehr Hiäsigs). Nidwalden wird 
jedoch ein Graslandkanton bleiben. Ent-
sprechend werden weiterhin auch Projekte / 
Massnahmen für Erzeugnisse aus der Tier-
haltung gefördert. 

Wie unter 1. bereits erwähnt, unterstützen die Grünen 
Nidwalden die Förderung der Pflanzen-Produktion (für 
die menschliche Ernährung) als eine zentrale Vorausset-
zung für eine zukunftsgerichtete, nachhaltige und ener-
gieeffiziente Landwirtschaft. Wir fordern, dass eine 
ressourcenschonende Pflanzen-Produktion (Obst, Ge-
müse und Getreideanbau) im Gesetzestext (Art. 11) wie 
auch in der Verordnung (§ 30 & 31) explizit erwähnt wer-
den muss. 

GN Kenntnisnahme 
Die Voraussetzungen an die Projekte und 
Massnahmen werden auf Verordnungsstufe 
geregelt (§ 31). Diese müssen u.a. eine 
nachhaltige Wirkung entfalten. Dazu zählt 
auch eine ressourcenschonende Produk-
tion.  

Die grosse und einseitige Abhängigkeit der Nidwaldner 
Landwirtschaft von industriellen Milchverarbeitern findet 
die SP Nidwalden keine gesunde Struktur. Die Förde-
rung der regionalen Wertschöpfung und eine standortge-
rechte Diversifizierung ist der SP Nidwalden deshalb seit 
langem ein Anliegen. Die pflanzliche Produktion bietet 
neue Perspektiven, zusätzliche Einkommen und redu-
ziert die Abhängigkeit vom Milchpreis. Die Förderung 
muss sich hier aber klar auf die (pflanzliche) Produktion 
von Lebensmitteln für eine regionale Wertschöpfung be-
schränken und die reine Produktion von pflanzlichen 
Rohstoffen für eine ausserkantonale, industrielle Verar-
beitung ausschliessen. Wir sind jedoch der Meinung, 
dass der Schwerpunkt Pflanzliche Produktion (Obst, Ge-
müse und Getreide-anbau) im Gesetzestext (Art. 11) wie 
auch in der Verordnung (§ 30 & 31) explizit er-wähnt 
werden muss. 

SP Kenntnisnahme 
Aufgrund der geänderten Essgewohnheiten 
und der zunehmenden Nachfrage nach regi-
onalen Produkten soll der Pflanzenbau für 
die menschliche Ernährung verstärkt geför-
dert werden (mehr Hiäsigs). Nidwalden wird 
jedoch ein Graslandkanton bleiben.  
Entsprechend sollen weiterhin auch Pro-
jekte / Massnahmen für Erzeugnisse aus 
der Tierhaltung gefördert werden. Die Vo-
raussetzungen nach § 31 müssen jedoch 
erfüllt werden (u. a. nachhaltige Wirkung 
entfalten). 

Pflanzliche Produktion ist populär und soll, soweit sinn-
voll möglich, gefördert werden. Die Ökologie muss je-
doch auch stimmen. Muss z.B. das Getreide schluss-
endlich ausserhalb vom Kanton verarbeitet werden, ist 
dieser Anbau wieder zu hinterfragen. Zudem muss ge-
prüft werden, ob der Absatz dieser schlussendlich deut-
lich teureren Produkte auch vorhanden ist. 

WBV Kenntnisnahme 
Aufgrund der geänderten Essgewohnheiten 
und der zunehmenden Nachfrage nach regi-
onalen Produkten soll der Pflanzenbau für 
die menschliche Ernährung verstärkt geför-
dert werden (mehr Hiäsigs). Zudem müssen 
die Projekte/Massnahmen eine nachhaltige 
Wirkung entfalten (§ 31). Nidwalden wird je-
doch ein Graslandkanton bleiben. Entspre-
chend werden weiterhin auch Projekte / 
Massnahmen für Erzeugnisse aus der Tier-
haltung gefördert. Als Grundlage für den re-
gionalen Absatz wird z. Z. eine Marktstudie 
erstellt. 

Nur die pflanzliche Produktion in der Landwirtschaft di-
rekt zu fördern ist gut und recht. Getreidebau kann in 
NW sehr wohl gefördert werden. Die Nachhaltigkeit ist 
zu hinterfragen, wenn die Produkte ausserhalb des Kan-
tons veredelt werden müssen. 

BVN, MPV Kenntnisnahme 
Aufgrund der geänderten Essgewohnheiten 
und der zunehmenden Nachfrage nach regi-
onalen Produkten soll der Pflanzenbau für 
die menschliche Ernährung verstärkt geför-
dert werden (mehr Hiäsigs). Zudem müssen 
die Projekte/Massnahmen eine nachhaltige 
Wirkung entfalten. 

Ja, aber die Förderung soll nicht am Markt vorbei gehen. NGA Kenntnisnahme 
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Wie bereits erwähnt, sehen wir die Förderung der 
pflanzlichen Produktion (für die menschliche Ernährung) 
als eine zentrale Voraussetzung für eine zukunftsgerich-
tete, nachhaltige Landwirtschaft. In diesem Sinne be-
grüssen wir diesen Schwerpunkt. Wir sind jedoch der 
Meinung, dass der Schwerpunkt Pflanzliche Produktion 
für die menschliche Ernährung (Gemüse und Getreide-
anbau) im Gesetzestext (Art. 11) wie auch in der Verord-
nung (§ 30 & 31) explizit erwähnt werden muss. 

PN Ablehnung 
Aufgrund der geänderten Essgewohnheiten 
und der zunehmenden Nachfrage nach regi-
onalen Produkten soll der Pflanzenbau für 
die menschliche Ernährung verstärkt geför-
dert werden (mehr Hiäsigs). Nidwalden wird 
jedoch ein Graslandkanton bleiben.  
Entsprechend sollen weiterhin auch Pro-
jekte / Massnahmen für Erzeugnisse aus 
der Tierhaltung gefördert werden. Die Vo-
raussetzungen nach § 31 müssen jedoch 
erfüllt werden (u. a. nachhaltige Wirkung 
entfalten). Die verstärkte Förderung der 
pflanzlichen Produktion wird im Bericht zur 
Teilrevision des kantonalen Landwirt-
schaftsgesetzes ausdrücklich erwähnt.  

Unbedingt. Der Nutzen der Produktion von Pflanzen für 
den menschlichen Verbrauch ist um das zehnfache hö-
her als derjenige für tierischen Verzehr. Vorzugweise ist 
den Produkten aus integriertem biologischem und/oder 
biodynamischem Anbau der Vorrang zu geben, da diese 
erwiesenermassen mehr zu einer intakten Natur und 
Landwirtschaft beitragen. 

WWF Kenntnisnahme 
Voraussetzung ist u. a., dass die Pro-
jekte/Massnahmen eine nachhaltige Wir-
kung entfalten. Der Biolandbau erfüllt diese 
Voraussetzung. 

 

Frage 9: Sind sie einverstanden, dass der Kanton zur Förderung der Wirtschaftlichkeit und 
zur Verbesserung des Betriebsmanagements neu für Projekte mit Pilotcharakter, 
Strukturverbesserungsbeiträge ohne Beteiligung des Bundes gewähren kann (Art. 
18a, § 49 - 51)? 

Ja 20 
BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, STA, WOL, SVP, Mitte, 

FDP, GN, SP, GLP, JSVP, NGA, PN, WWF 

Nein 1 MPV 

Enthaltung 3 SST, WBV, BVN 

 
Bemerkung Wer Stellungnahme 

Vor allem, da der Strukturwandel in Nidwalden relativ 
langsam stattfindet. 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 

Wir unterstützen diese Massnahme. Sie fördert den drin-
gend notwendigen Strukturwandel in der Landwirtschaft. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 

Für innovative Projekte besteht ein Handlungsspielraum 
und solle konkret Beiträge gesprochen werden. 

EBÜ Kenntnisnahme 

Wir haben uns gefragt was Pilotprojekte sind. Diese 
Massnahme macht uns den Anschein, sehr schwammig 
zu sein. Es gibt wenig Hinweise darauf was vom Kanton 
als Pilotprojekt klassifiziert wird. Evtl. die Zucht von Pro-
Spezie-Rara Sorten? Da diese Massnahme wenig kon-
kretisiert wird, sehen wir diese eher mit ambivalenten 
Gefühlen. 

ODO Kenntnisnahme 
Unter «Pilotprojekte» werden Projekte ver-
standen, in denen z.B. neue Technologien, 
Managementsysteme oder Produktionstech-
niken getestet werden, die im Kanton 
Nidwalden bisher noch nicht eingesetzt wer-
den. Ziel ist es, die Anwendung in die Praxis 
zu bringen, indem solche «Pilotbetriebe» in 
einer späteren Phase auch als Katalysato-
ren wirken können. 

Die Anforderung, dass ein Projekt im Bereich der kanto-
nalen Strukturverbesserung Pilotcharakter aufweisen 
muss, ist eine sehr hohe Hürde. Dier Gemeinderat / die 
GLP NW ist sehr skeptisch, dass genügend Projekte mit 
Pilotcharakter vorhanden sind, welche mit den finanziel-
len Mittel in der Höhe von CHF 937'500 pro Jahr förder-
bar sind. Der Gemeinderat / die GLP beantragt, allen-
falls die kantonalen Beiträge pro Projekt zu erhöhen und 
den Begriff Pilotcharakter zu streichen. Zudem fordert 
er, dass jedes unterstützte Projekt auf seine Wirtschaft-
lichkeit überprüft wird und nur unterstützt wird, wenn 
diese langfristig absehbar ist. 

WOL, GLP Kenntnisnahme 
Die Summe von 937’500 Fr. pro Jahr be-
zieht sich auf die Strukturverbesserungen. 
Für die Förderung von Pilotprojekten sind 
pro Jahr 20’000 Fr. vorgesehen.  
Ziel der Förderung ist, die Wirtschaftlichkeit 
der entsprechenden Betriebe zu fördern. 
Entsprechend ist die Wirtschaftlichkeit ein 
zentrales Beurteilungskriterium.   
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Es sollten generell Projekte von regionalem Interesse 
(zum Beispiel auch Fleisch- und Milchprodukte, Ge-
müse- und Gartenbau, Veredelungen von «hiäsigen» lo-
kalen Produkten, Agrotourismus usw.) gefördert werden, 
welche die kantonale Wertschöpfung steigern. 

SVP Kenntnisnahme 
Der Fokus liegt auf der Förderung der Wirt-
schaftlichkeit und der Verbesserung des Be-
triebsmanagements sowie der Produktions-
strukturen, mit einem Fokus auf innovativen 
Technologien (Bsp. Robotic) und Manage-
mentsysteme (Bsp. digitale Herdenüberwa-
chung auf Alpen). Die Förderung der Wert-
schöpfung erfolgt über Art. 11. 

Die Grünen Nidwalden unterstützen die Förderung von 
Projekten mit Pilotcharakter. Allerdings muss dazu eine 
Strategie für die Förderung ausgearbeitet werden, mit 
entsprechenden Kriterien zur Biodiversität, den ökologi-
sche Auswirkungen (Klimawandel), Marktchancen und 
einem Monitoring mit Wirkungskontrolle. Es dürfen nur 
Projekte gefördert werden, die den Grundsätzen einer 
ökologischen, energieeffizienten und nachhaltigen Land-
wirtschaft entsprechen. 

GN Ablehnung 
Die Formulierung einer Strategie zur Förde-
rung von Innovationen und neuen Technolo-
gien erachtet der Kanton als nicht zielfüh-
rend. Die geförderten Projekte sollen 
bottom-up initiiert und entwickelt werden, 
um den spezifischen Herausforderungen, 
Potenzialen und Bedürfnissen der Betriebs-
leiterfamilien Rechnung zu tragen. In der 
Gesuchprüfung werden die Förderanträge 
bzgl. der Auswirkungen umfassend beur-
teilt. Es werden nur Projekte mit einer nach-
haltigen Wirkung gefördert. 

Wichtig ist der SP Nidwalden, dass die geförderten Pro-
jekte konkrete Kriterien z.B. im Bereich regionale Wert-
schöpfung zu erfüllen haben. Unterstützte Projekte ha-
ben zudem zwingend die Kriterien einer 
Nachhaltigkeitsprüfung (nach ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Kriterien und der intra- und interge-
nerationellen Gerechtigkeit) zu erfüllen. Diese Forderun-
gen sind jeweils im entsprechenden Paragraphen der 
Verordnung zu ergänzen. 
 
 
 
 
 
Die verbesserte Erschliessung von Landwirtschaftsflä-
chen birgt in vielen Fällen die Gefahr einer Intensivie-
rung der Bewirtschaftung. Dies auf Kosten der Umwelt 
und insbesondere der Biodiversität. Dies wiederum wi-
derspricht den Umwelt- und Klimazielen Landwirtschaft. 
Die SP Nidwalden fordert deshalb, dass kantonale För-
derbeiträge für Strukturverbesse-rungen mit verbindli-
chen ökologischen Auflagen zum Schutz der Biodiversi-
tät und der Landschaftsqualität versehen werden. 

SP Ablehnung 
Die Formulierung einer Strategie zur Förde-
rung von Innovationen und neuen Technolo-
gien erachtet der Kanton als nicht zielfüh-
rend. Die geförderten Projekte sollen 
bottom-up initiiert und entwickelt werden, 
um den spezifischen Herausforderungen, 
Potenzialen und Bedürfnissen der Betriebs-
leiterfamilien Rechnung zu tragen. In der 
Gesuchprüfung werden die Förderanträge 
bzgl. der Auswirkungen umfassend beur-
teilt. Es werden nur Projekte mit einer nach-
haltigen Wirkung gefördert. 
 
Die Kriterien für die Beurteilung und Förde-
rung von Erschliessungsprojekten sind in 
der Strukturverbesserungsverordnung des 
Bundes definiert. Da es sich bei den Struk-
turverbesserungen um co-finanzierten Mas-
snahmen handelt, ist der Kanton an diese 
Vorgaben gebunden. Bereits heute werden 
nur Projekte gefördert, welche in Bezug auf 
Landschaft und Umwelt verhältnismässig, 
ein adäquates Kosten-Nutzen-Verhältnis 
aufweisen und finanzier- und tragbar sind. 
Mit Blick auf den fortschreitenden Struktur-
wandel, den Rückgang der in der Landwirt-
schaft beschäftigten Arbeitskräfte und die 
damit steigenden Flächenintensität ist die 
Schliessung von Lücken in der Erschlies-
sung eine Grundvoraussetzung zur Bewirt-
schaftung der Flächen und damit zur Offen-
haltung und Pflege der Kulturlandschaft. 

Meistens entstehen daraus keine nachhaltig wirkenden 
Projekte. Lieber die Produktion und Verarbeitung stär-
ken. 

MPV Kenntnisnahme 

In Anbetracht der Höhe des Budgets, das für Struktur-
verbesserungen vorgesehen ist, ist es für Pro Natura un-
verständlich, dass bei den Auflagen und Voraussetzun-
gen für den Erhalt von kantonalen Fördergelder für 
Strukturverbesserungen ökologische Aspekte gänzlich 
ausser Acht gelassen werden. Wie bereits erwähnt, birgt 
die verbesserte Erschliessung von Landwirtschaftsflä-
chen in vielen Fällen die Gefahr der Intensivierung der 
Bewirtschaftung. Dies auf Kosten der Umwelt und insbe-
sondere der Biodiversität. Dies wiederum widerspricht 
den Umwelt- und Klimazielen Landwirtschaft. Pro Natura 

PN Ablehnung 
Die Kriterien für die Beurteilung und Förde-
rung von Erschliessungsprojekten sind in 
der Strukturverbesserungsverordnung des 
Bundes definiert. Da es sich bei den Struk-
turverbesserungen um co-finanzierten Mas-
snahmen handelt, ist der Kanton an diese 
Vorgaben gebunden. Bereits heute werden 
nur Projekte gefördert, welche in Bezug auf 
Landschaft und Umwelt verhältnismässig, 
ein adäquates Kosten-Nutzen-Verhältnis 
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fordert deshalb, dass kantonale Förderbeiträge für 
Strukturverbesserungen mit verbindlichen ökologischen 
Auflagen zum Schutz der Biodiversität und der Land-
schaftsqualität versehen werden. 

aufweisen und finanzier- und tragbar sind. 
Mit Blick auf den fortschreitenden Struktur-
wandel, den Rückgang der in der Landwirt-
schaft beschäftigten Arbeitskräfte und die 
damit steigenden Flächenintensität ist die 
Schliessung von Lücken in der Erschlies-
sung eine Grundvoraussetzung zur Bewirt-
schaftung der Flächen und damit zur Offen-
haltung und Pflege der Kulturlandschaft. 

Die kantonalen Stellen können besser beurteilen, was 
innerhalb des Kantons funktionieren kann. Allerdings 
sollten solche Beiträge durch vorgängige, intensive Be-
ratung eingeleitet und nach der Auszahlung durch regel-
mässig Kontrollen durch unabhängige Stellen erfolgen. 
Auch hier würden wir vom WWF es begrüssen, wenn 
das Hauptaugenmerk auf Projekte aus dem biologi-
schen, bzw. biologisch-dynamischen Landbau gelegt 
wird. 

WWF Kenntnisnahme 
Die Teilrevision sieht die Möglichkeit zur Fi-
nanzierung von Expertinnen und Experten 
für spezifische Fragen vor. Zudem sichert 
der Kanton den Zugang zur Aus- und Wei-
terbildung sowie Beratung über Leistungs-
vereinbarungen mit den umliegenden Kan-
tonen und anderen Leistungserbringern 
(Bsp. Branche). 

 

Frage 10: Sehen Sie eingebettet in die Strategie für die zukünftige kantonale Landwirt-
schaftspolitik weitere Förderschwerpunkte und Massnahmen? 

Bemerkung Wer Stellungnahme 

Eventuell könnte die Förderung des Gartenbaus explizit 
genannt werden und spezifische Massnahmen für die-
sen Zweig der Landwirtschaft eingeführt werden, obwohl 
aktuell nur sehr wenig Gartenbau betrieben wird und die 
Mehrheit der Beiträge für den Aufbau neuer Produkti-
onszweige eingesetzt wird. 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 
Die im Kontext der Ernährungssicherung 
wichtige Förderung pflanzlicher Kulturen er-
folgt durch den Bund via Ausrichtung von 
höheren Einzelkulturbeiträgen für Kulturen 
zur menschlichen Ernährung. Das revidierte 
Gesetz sieht vor, dass der Kanton entspre-
chende Projekte für einen wertschöpfungs-
orientierten Pflanzenbau verstärkt fördern 
kann (Art. 11); neben der Vermarktung neu 
auch den Aufbau von neuen Betriebs- und 
Produktionszweigen. 

Mit fast 90 % ist die Futtermittelproduktion in Nidwalden 
dominierend (Schweiz 22.2 %). Spezialkulturen und 
Gartenbau sind untervertreten. Die Förderung von nach-
haltigem Gartenbau und deren Direktvermarktung müs-
sen zusätzlich gefördert werden, Die Gelder könnten 
hier 
sinnvoller eingesetzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Weiter sind landwirtschaftliche Biogasanlagen zu för-
dern. Das grösste ungenutzte Potenzial betreffend Bio-
gasanlagen liegt beim Hofdünger. Gemäss Studien wer-
den heute erst ca. 5 % energetisch genutzt. Organische 
Reststoffe (insbesondere Haushaltabfälle) werden heute 
noch zu wenig konsequent getrennt, gesammelt und 
deshalb nicht energetisch genutzt. Die Strom- und Wär-
meproduktion liesse sich beachtlich erhöhen. Schweiz-
weit produzieren zurzeit ca. 110 landwirtschaftliche Bio-
gasanlagen die entsprechende Energie. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Die im Kontext der Ernährungssicherung 
wichtige Förderung pflanzlicher Kulturen er-
folgt durch den Bund via Ausrichtung von 
höheren Einzelkulturbeiträgen für Kulturen 
zur menschlichen Ernährung. Das revidierte 
Gesetz sieht vor, dass der Kanton entspre-
chende Projekte für einen wertschöpfungs-
orientierten Pflanzenbau verstärkt fördern 
kann (Art. 11); neben der Vermarktung neu 
auch den Aufbau von neuen Betriebs- und 
Produktionszweigen. 
 
Der Bedarf, einen höheren Anteil der Hof-
dünger in Biogasanlage zur Gewinnung er-
neuerbaren Energien zu nutzen, ist unbe-
stritten. Eine Förderung über die co-
finanzierten Strukturverbesserungen ist 
nicht möglich. Klimaschonende Hofdünger-
vergärungs-Aufwertungsmassnahmen kön-
nen aber durchaus über klimaschonende 
Projekte (Art. 3, § 21-24) gefördert werden. 

In der gesamten Thematik darf auch die Förderung von 
einheimischem Brauchtum nicht vernachlässigt werden 
(Alpabzüge). 

EBÜ Kenntnisnahme 
 

Hochstammbäume: Es sollen nicht nur der Anbau von 
Hochstammbäumen gefördert werden, sondern auch die 
Pflege und der Schnitt dieser Gehölze. Es soll ja so sein, 
dass diese Bäume irgendwann mal Früchte tragen und 

ODO Kenntnisnahme 
Die Baumpflege ist entsprechend in § 28 
geregelt. 
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auch gerade wachsen. Deshalb soll nicht nur das Set-
zen unterstützt werden, sondern auch das Aufziehen 
des jungen Baums (Stützen, Schutz vor Schädlingsbefall 
oder Zerstörung durch Maschinen und Tiere) und die 
fachmännische Pflege (Schnitt, Krankheitspflege etc.) 
 
Der Betrag für Tierausstellungen soll gestrichen werden: 
Diese Ausstellungen sind nicht mehr zeitgemäss und 
sind vor allem Treffpunkte für Landwirte ihre hochge-
züchteten Tiere ausstellen wollen. Dass diese Ausstel-
lungen ein Treffpunkt und Anknüpfungspunkt mit der üb-
rigen Bevölkerung sind, geht an der Realität vorbei und 
war vielleicht noch vor Jahrzehnten so. Kleinvieh-
schauen können da eventuell noch eher die Bevölke-
rung mit Kindern anlocken. Grossviehschauen sind je-
doch mehr oder weniger eine Bauern-interne Angele-
genheit. Der Betrag ist deshalb zu streichen und für 
anderes zu verwenden. 
 
 
Wenn die Gesamtbevölkerung näher an die Landwirt-
schaft herangeführt und angesprochen werden soll so 
sehen wir bessere Plattformen bei Natürlich Nidwalden, 
Genuss Markt, Alpkäsemarkt und Wochenmärkten, wel-
che finanziert werden sollen. 
 
Biobetriebe mit einem grosszügigen, ökologisch gestal-
teten Hof, Stein- und Asthaufen, Fliessgewässern, Tei-
chen und Dornenhecken können in Zukunft besser un-
terstützt werden, wenn Biodiversität und Nachhaltigkeit 
der Regierung so wichtig sind. 
 
Die Politik soll zusammen mit dem Schweizerischen und 
kantonalen Bauernverband den Mut haben, strategisch 
den Biolandbau als die zukünftige Betriebsform in der 
Landwirtschaft festzulegen. Diese Vision soll langfristig 
mit der Bevölkerung umgesetzt werden. 
 
Bauern sollte es möglich sein, niederschwellig Angebote 
im Agrotourismus anzubieten. Viel mehr als bei Gross-
viehschauen kann beim Urlaub auf dem Bauernhof die 
übrige Bevölkerung mit der Landwirtschaft in Kontakt 
kommen. Bei solcher Gelegenheit kann sich auch die 
Gelegenheit bieten, dass der Landwirt z.B. mit einer Un-
ternehmerin oder einem Marketingfach-mann in Kontakt 
kommt und sich interessante, interdisziplinäre Projekte 
entwickeln. Die aktuelle Gesetzgebung legt den Bauern 
hohe Hürden für ein eigenes Agrotourismusangebot in 
den Weg. Diese sind so weit wie möglich abzubauen. 

 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Die Förderung der Produktion und des Ab-
satzes von Produkten aus der Nidwaldner 
Landwirtschaft führt zu einer Verbesserung 
der Wertschätzung der Landwirtschaft. 
Nach Ansicht des Kantons geben traditio-
nelle Treffpunkte wie die Gross- und Klein-
viehschauen einen Einblick in die Nidwald-
ner Landwirtschaft und fördern den 
Austausch mit der nichtlandwirtschaftlichen 
Bevölkerung.  
 
 
Kenntnisnahme 
Über die Absatzförderung können entspre-
chende Aktivitäten unterstützt werden, wenn 
diese eine Beitrag zur Förderung des Absat-
zes leisten. 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Ist mit der Förderung des Biolandbaus vor-
gesehen. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Die Diversifizierung der Nidwaldner Land-
wirtschaft kann durch den Kanton über ver-
schiedene Massnahmen gefördert werden. 
Initiiert und entwickelt werden diese Pro-
jekte bottom-up durch die Bauernfamilien. 

Auf der Basis der Beurteilung der Zielerreichung von 
Flury & Giuliani der bisherigen Landwirtschaftspolitik 
hätte der Gemeinderat / die GLP NW erwartet, dass der 
Schwerpunkt der «Teilrevision des kantonalen Landwirt-
schaftsgesetzes» und des «Rahmenkredits 2024-2027 
zur Förderung der Landwirtschaft» auf die Verbesserung 
der Ausbildung der Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter 
ausgerichtet ist. Unglücklicherweise, beinhaltet weder 
das teilrevidierte kantonale Landwirtschaftsgesetz noch 
der Rahmenkredit 2024-2027 eine Ausbildungsoffensive 
für die Nidwaldner Betriebsleiter und Betriebsleiterinnen. 
Der Gemeinderat / die GLP NW ist der Überzeugung, 
dass der Strukturwandel in der Nidwaldner Landwirt-
schaft nur mit einer besseren Ausbildung der Nidwaldner 
Landwirte gelingen kann, welche in der produzierenden 
Landwirtschaft eine zukunftsfähige, selbständige Berufs-
tätigkeit sehen und bereit sind, unternehmerische Risi-
ken zu übernehmen. Der Gemeinderat / die GLP NW 
beantragt somit das teilrevidierte kantonale Landwirt-
schaftsgesetz mit einer Ausbildungsoffensive mit einem 

WOL, GLP Teilweise Zustimmung 
Der Befähigung der Betriebsleiterinnen und 
Betriebsleiter wird mit Blick auf die zukünfti-
gen Herausforderungen der Landwirtschaft 
eine Schlüsselrolle zukommen.  
Das Amt für Landwirtschaft erstellt jährlich 
in Zusammenarbeit mit den Kantonen Uri 
und Obwalden ein ziel- und bedürfnisorien-
tiertes Weiterbildungsprogramm für Bäue-
rinnen und Bauern (www.landwirtschaft-wei-
terbildung.ch), abgestützt auf Art. 21 das 
kantonalen Landwirtschaftsgesetzes. Auch 
steht den Bäuerinnen und Bauern das Wei-
terbildungs-angebot der restlichen Zentral-
schweizer Kantonen offen. Weiter bestehen 
im Bereich der «Weiterbildung und Bera-
tung» u. a. Zusammenarbeitsvereinbarun-
gen mit dem kantonalen Bauernverband 
(Weiterbildungskurse), der AgroTreuhand 
GmbH (sozio-ökonomische Beratung), dem 

http://www.landwirtschaft-weiterbildung.ch/
http://www.landwirtschaft-weiterbildung.ch/
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auf die zukünftigen Herausforderungen ausgerichtetes 
Beratungs- und Bildungsangebot zu ergänzen und dem-
entsprechend Mittel in den Rahmenkredit 2024-2027 
aufzunehmen. 

Kanton Luzern (Spezialkulturen, Herden-
schutz) und dem Kanton Obwalden (Biobe-
ratung). Die vorgeschlagene Teilrevision er-
möglicht finanzielle Beiträge an die 
Erarbeitung von Betriebskonzepten und den 
Beizug von Fachexperten. Letzteres wird 
sogar verstärkt (Erhöhung Rahmenkredit 
2024-2027).  
Die Weiterbildung und Beratung ist für die 
Umsetzung der kantonalen Entwicklungs-
strategie und der Umsetzung der Förder-
massnahmen von grosser Bedeutung. Die-
ser Bedeutung wird mit der Beibehaltung 
der bisherigen Formulierung des Art. 21 
besser Rechnung getragen, indem der Kan-
ton einen eigenen Beratungsdienst führt 
und diesen bei Bedarf stärken kann (in-
house) . 

Damit die Ziele der Energiestrategie erreicht werden 
können, müssen zusätzliche kantonale Mittel (ohne Be-
teiligung des Bundes) in die Strukturverbesserungs-
massnahmen zur lokalen Energieproduktion (Biogas, 
Photovoltaik, Regionale Fernwärmesystem usw.) bereit-
gestellt werden. 

SVP Kenntnisnahme 
Die finanzielle Unterstützung u.a. von Foto-
voltaikanlagen, Biogasanlagen sind in der 
Energieförderungsverordnung auf Stufe 
Bund geregelt. Diese ist auch für Landwirt-
schaftsbetriebe massgebend. 
Über Klimaprojekte kann eine klimascho-
nende Energieproduktion lanciert/gefördert 
werden (§ 21- § 24). Diesbezüglich können 
auch Fachexperten zugezogen werden. Da-
für sind zusätzliche Mittel vorgesehen. 

Nicht nur Gross- und Kleinviehschauen, auch Alpab-
züge, Käse- und Dorfmärkte sind finanziell zu unterstüt-
zen. Die Verarbeitung von selbsterzeugten Produkten 
auf den Betrieben und der Agrotourismus soll raumpla-
nerisch nicht verhindert werden. 

Mitte Kenntnisnahme 
Über die Absatzförderung können entspre-
chende Aktivitäten unterstützt werden, wenn 
diese eine Beitrag zur Förderung des Absat-
zes leisten. 
 

Neben neuen Formen von landwirtschaftlichen Betriebs-
modellen (z.B. gemeinsame Bewirtschaftung oder Land-
wirtschaft im Nebenerwerb) sehen die Grünen Nidwal-
den insbesondere bei der landwirtschaftlichen Beratung 
grossen Handlungsbedarf. Die Herausforderungen, die 
durch die Klima-, Energie und Biodiversitätskrise auf die 
Landwirtschaft zukommen, sind gross und komplex. Die 
ökologischen Zusammenhänge kommen in der landwirt-
schaftlichen Grundausbildung zu kurz. Umso wichtiger 
ist eine qualitativ hochstehende landwirtschaftliche 
Beratung. Aus diesem Grund sollte die Aus- und Weiter-
bildung der landwirtschaftlichen Beratung als ein weite-
rer Förderschwerpunkt aufgenommen werden. Diverse 
Untersuchungen haben gezeigt, dass eine gute, ganz-
heitliche Beratung nicht nur aus ökologischer Sicht, son-
dern auch wirtschaftlich positive Auswirkungen für die 
Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter haben (vgl. Eva-
luation der Vernetzungsprojekte, Pilotprojekt 3V des 
BAFU etc.). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundsätzlich sollen Betriebe, die eine biologische- oder 
biologisch-dynamische Landwirtschaft betreiben mit ei-
ner stärkeren finanziellen Förderung rechnen können. 

GN Teilweise Zustimmung 
Der Befähigung der Betriebsleiterinnen und 
Betriebsleiter wird mit Blick auf die zukünfti-
gen Herausforderungen der Landwirtschaft 
eine Schlüsselrolle zukommen.  
Das Amt für Landwirtschaft erstellt jährlich 
in Zusammenarbeit mit den Kantonen Uri 
und Obwalden ein ziel- und bedürfnisorien-
tiertes Weiterbildungsprogramm für Bäue-
rinnen und Bauern (www.landwirtschaft-wei-
terbildung.ch), abgestützt auf Art. 21 das 
kantonalen Landwirtschaftsgesetzes. Weiter 
bestehen im Bereich der «Weiterbildung 
und Beratung» u. a. Zusammenarbeitsver-
einbarungen. Die vorgeschlagene Teilrevi-
sion ermöglicht finanzielle Beiträge an das 
Erarbeiten von Betriebskonzepten und den 
Beizug von Fachexperten. Letzteres wird 
sogar verstärkt (Erhöhung Rahmenkredit 
2024-2027).  
Die Weiterbildung und Beratung ist für die 
Umsetzung der kantonalen Entwicklungs-
strategie und der Umsetzung der Förder-
massnahmen von grosser Bedeutung. Die-
ser Bedeutung wird mit der Beibehaltung 
der bisherigen Formulierung des Art. 21 
besser Rechnung getragen. 
 
Ablehnung 
Neu wird während der zweijährigen Umstel-
lungsphase ein befristeter Umstellungsbei-
trag für angehende Biobetriebe, ausgerich-
tet. Während der zweijährigen 
Umstellungsphase kann der Bio-Mehrpreis 

http://www.landwirtschaft-weiterbildung.ch/
http://www.landwirtschaft-weiterbildung.ch/
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Die finanzielle Unterstützung fördert eine konsequente 
und schnellere Umstellung und hilft dem Kanton 
Nidwalden im schweizerischen Kontext die klimapoliti-
schen Ziele zu erreichen. 

am Markt noch nicht realisiert werden. Nach 
der Umstellungsphase wird kein kantonaler 
Beitrag mehr ausbezahlt; der Markt ist mas-
sgebend. Die Biobetriebe erhalten aber vom 
Bund entsprechende Direktzahlungen. 

Inzwischen wissen wir, dass die Schweiz als Alpenland 
besonders stark von den Auswirkungen des Klimawan-
dels betroffen ist (BAFU-Publikation: Klimawandel in der 
Schweiz – Indikatoren zu Ursachen, Auswirkungen und 
Massnahmen). Auch diesen Sommer hatten Alpbe-
triebe teilweise Probleme mit der Wasserversorgung. 
Aber auch Naturgefahren werden plötzlich an Orten ein 
Thema, wo es bisher keine Vorfälle gab. Hier könnte der 
Kanton die Landwirtschaft bei der Bewältigung negativer 
Folgen resp. Auswirkungen der Klimaerwärmung unter-
stützen. Z.B. Massnahmen/Infrastruktur zum Rückhalten 
und/oder lokaler Versickerung von Regenwasser (auch 
bei Starkniederschlägen) oder Massnahmen zum Schutz 
gegen Naturgefahren. Dies in Fällen, wo es über die 
Struktur-verbesserung vom Bund keine Unterstützung 
gibt. 

SP Kenntnisnahme 
Die Förderung entsprechender Projekte ist 
über die co-finanzierten Strukturverbesse-
rungen grundsätzlich möglich. Massnah-
men, welche die Auswirkungen der Klimaer-
wärmung reduzieren können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden.   

Die Haltung von Schweinen und Hühnern zur Fleisch-
produktion mit ausserkantonal eingekauften Futtermit-
teln ist keine standortgerechte landwirtschaftliche Pro-
duktion. Durch die kantonale Förderung z.B. von 
besonders tierfreundlicher Freilandhaltung von Schwei-
nen / Hühnern mit Anteil Raufutter und hauptsächlich lo-
kal hergestelltem Futter könnte auch in der Tierhaltung 
ein Zeichen gesetzt werden. Zudem sind diese Produkte 
in der Direktvermarktung gefragt und können so die 
Wertschöpfung der Nidwaldner Land-wirtschaft weiter 
steigern. 

SP Ablehnung 
Grundsätzlich soll für die Ausrichtung der 
Betriebe und den Aufbau neuer Produkti-
onssysteme der Markt massgebend sein. 
Betriebe, die entsprechende Betriebszweige 
aufbauen wollen, können über die Struktur-
verbesserungsmassnahmen unterstützt 
werden. Zudem richtet der Bund Direktzah-
lungen für tierfreundliche Haltungssysteme 
aus. 

Eigenstromerzeugung: Neubauten und erhebliche Er-
weiterungen von bestehenden Ökonomiegebäude müs-
sen so gebaut und ausgerüstet werden, dass ihr gewich-
teter Energiebedarf (inkl. allfällig später installierter 
Geräte, Roboter, Automaten und Maschinen wie Heu-
Kran, Melkroboter, Melkmaschinen, Entmistungsroboter, 
etc.) nahe bei null liegt. Die von ihnen benötigten Elektri-
zität soll selber erzeugt werden. Die Eigenstromerzeu-
gung kann mit Installation einer nachhaltigen Energieer-
zeugungsanlage in, auf oder an der Baute oder mit 
Beteiligung an einer neuen Gemeinschaftsanlage im 
Kanton sichergestellt werden. 

SP Kenntnisnahme 
Die Bedeutung der Eigenstromproduktion in 
der Landwirtschaft wird zunehmen. 

Insbesondere bei der landwirtschaftlichen Beratung be-
steht Handlungsbedarf. Die Herausforderungen, die 
durch die Klima- und Biodiversitätskrise auf die Land-
wirtschaft zu-kommen, sind gross und komplex. Die öko-
logischen Zusammenhänge kommen in der landwirt-
schaftlichen Grundbildung zu kurz. Umso wichtiger ist 
eine qualitativ hochstehende landwirtschaftliche Bera-
tung. Aus diesem Grund sollte die Aus- und Weiterbil-
dung der landwirtschaftlichen Beratung als ein weiterer 
Förderschwerpunkt aufgenommen werden. Diverse Un-
tersuchungen haben gezeigt, dass eine gute, ganzheitli-
che Beratung nicht nur aus ökologischer Sicht, sondern 
auch wirtschaftlich positive Auswirkungen für die Bewirt-
schafterinnen und Bewirtschafter haben (vgl. Evaluation der 

Vernetzungsprojekte, Pilotprojekt 3V des BAFU etc.). 

SP Teilweise Zustimmung 
Der Kanton kann für spezifische Fragen Ex-
pertinnen und Experten zuziehen und finan-
zieren. Weiter sind zur Unterstützung der 
Betriebe neben der Projektförderung auch 
gezielte Beratungs- und Weiterbildungsan-
gebote vorgesehen. Der Kanton sichert den 
Zugang zur Aus- und Weiterbildung sowie 
Beratung über Leistungsvereinbarungen mit 
den umliegenden Kantonen und Leistungs-
erbringern an. Die Weiterbildung und Bera-
tung ist für die Umsetzung der kantonalen 
Entwicklungsstrategie und der Umsetzung 
der Fördermassnahmen von grosser Be-
deutung. Dieser Bedeutung wird mit der 
Beibehaltung der bisherigen Formulierung 
des Art. 21 besser Rechnung getragen (in-
house-Lösung kann bei Bedarf gestärkt 
werden). 

Alpabzüge sollen gezielt und bewusst unterstützt wer-
den. Sie tragen zum Erhalt von Kultur und Brauchtum 
bei. Bei richtiger Vermarktung können nachgelagerte 
Betriebe von Alpabzügen profitieren. 

WBV, BVN, 
MPV 

Ablehnung 
Die Unterstützung von «Senten» ist nicht 
vorgesehen. Der Kanton unterstützt jedoch 
Anlässe wie die Viehschauen über Leis-
tungsvereinbarungen. Über die Absatzför-
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derung können allenfalls entsprechende Ak-
tivitäten unterstützt werden, wenn diese 
eine Beitrag zur Förderung des Absatzes 
leisten. 

Von unseren Alpen ziehen schön geschmückte Viehher-
den ins Tal. Die Bevölkerung und die Touristen schätzen 
dies sehr. Zum Erhalt dieses Kulturguts und Brauchtums 
ist ein Beitrag von CHF 500.00 pro Vieherde (Senten) 
angebracht. 

NGA Ablehnung 
Die Unterstützung von «Senten» ist nicht 
vorgesehen. Der Kanton unterstützt jedoch 
Anlässe wie die Viehschauen über Leis-
tungsvereinbarungen. Über die Absatzför-
derung können allenfalls entsprechende Ak-
tivitäten unterstützt werden, wenn diese 
eine Beitrag zur Förderung des Absatzes 
leisten. 

Pro Natura sieht insbesondere bei der landwirtschaftli-
chen Beratung grossen Handlungsbedarf. Die Heraus-
forderungen, die durch die Klima- und Biodiversitätskrise 
auf die Landwirtschaft zukommen, sind gross und kom-
plex. Die ökologischen Zusammenhänge kommen in der 
landwirtschaftlichen Grundbildung zu kurz. Umso wichti-
ger ist eine qualitativ hochstehende landwirtschaftliche 
Beratung. Aus diesem Grund sollte die Aus- und Weiter-
bildung der landwirtschaftlichen Beratung als ein weite-
rer Förderschwerpunkt aufgenommen werden. Diverse 
Untersuchungen haben gezeigt, dass eine gute, ganz-
heitliche Beratung nicht nur aus ökologischer Sicht, son-
dern auch wirtschaftlich positive Auswirkungen für die 
Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter haben (vgl. Eva-
luation der Vernetzungsprojekte, Pilotprojekt 3V des 
BAFU etc.). 

PN Teilweise Zustimmung 
Der Kanton kann für spezifische Fragen Ex-
pertinnen und Experten zuziehen und finan-
zieren. Weiter sind zur Unterstützung der 
Betriebe neben der Projektförderung auch 
gezielte Beratungs- und Weiterbildungsan-
gebote vorgesehen. Der Kanton sichert den 
Zugang zur Aus- und Weiterbildung sowie 
Beratung über Leistungsvereinbarungen mit 
den umliegenden Kantonen und Leistungs-
erbringern an. Dieser Bedeutung wird mit 
der Beibehaltung der bisherigen Formulie-
rung des Art. 21 besser Rechnung getragen 
(inhouse-Lösung kann bei Bedarf gestärkt 
werden). 
 

Um den Problemen der Zukunft, insbesondere der kli-
matologischen, zu begegnen, sind die 
Landwirtschaftsbetriebe auf spezifische Massnahmen 
wie Beratungen und Aus- und Weiterbildung angewie-
sen. Selbstverständlich liegt es aber nicht an den Land-
wirtInnen allein, die Herausforderungen der Zukunft zu 
meistern. Deshalb ist eine gesamtheitliche Betrach-
tungsweise mit Einbezug aller Beteiligter notwendig und 
Ziele zu definieren, bei denen alle Beteiligten mitziehen 
und schlussendlich auch profitieren. 

WWF Kenntnisnahme 
Zur Unterstützung der Betriebe sind neben 
der Projektförderung auch gezielte Bera-
tungs- und Weiterbildungsangebote vorge-
sehen. Der Kanton sichert den Zugang zur 
Aus- und Weiterbildung sowie Beratung 
über Leistungsvereinbarungen mit den um-
liegenden Kantonen und Leistungserbrin-
gern. 

4.3 Weitere allgemeine Bemerkungen 

Bemerkung Wer Stellungnahme 

Die Gesetzesanpassungen zielen in die richtige Rich-
tung und können mithelfen, die Zukunft der Landwirt-
schaft zu sichern und gleichzeitig klimafreundlicher, öko-
logischer, bedarfsorientierter und effizienter zu werden. 
Dies dient nicht nur der Landwirtschaft, sondern auch 
der gesamten Gesellschaft. 

BEC, BUO, 
DAL, HER 

Kenntnisnahme 

Die Gesetzesanpassungen gehen in die richtige Rich-
tung. Der Strukturwandel der Landwirte muss unterstützt 
und begleitet werden. Das Ziel, weg von der intensiven 
Nutztierhaltung hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft, 
ist weiterzuverfolgen. Die Leistungen der Nidwaldner 
Landwirtschaft beschränkt sich nicht nur auf das Wirt-
schaftliche. Sie bewirtschaftet einen Grossteil des Lan-
des und trägt damit zum Schutz und Erhalt der Land-
schaft bei. Es wäre wünschenswert, wenn die 
Landwirtschaft in Nidwalden vermehrt als direkten Le-
bensmittellieferant und Garant für die Lebensmittelver-
sorgung unseres Kantons wahrgenommen würde. 

EMT, EMO Kenntnisnahme 
Gemäss Art. 11 wird die regionale Vermark-
tung verstärkt gefördert (mehr Hiäsigs). 

Mit dieser Gesetzesanpassung ist der Grundstein ge-
legt, für eine klimafreundlichere, effizientere, und ökolo-
gischere Landwirtschaft in Nidwalden. 
Der Gemeinderat unterstützt ebenfalls den erhöhten 
Rahmenkredit von Fr. 6,9 Mio. 

EBÜ Kenntnisnahme 

Wie von Flury&Giuliani richtig bemerkt wurde, ist die 
Landwirtschaft im Kanton Nidwalden kleinteilig und zum 

ODO Kenntnisnahme 
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Teil auch nicht arrondiert. Es ist für Landwirte ausser-
dem schwierig abzuschätzen, ob in der nächsten Zeit 
ein Hof aufgegeben wird und eine Wachstumsmöglich-
keit besteht. Wachstum bedeutet aber automatisch auch 
mehr Arbeit. Die heutige bäuerliche Realität ist immer 
noch der Familienbetrieb. Das Anstellen von Betriebs-
helfern ist schwierig und kostet. Das Wachstum eines 
Betriebs ist aus den vorgenannten Gründen schwer 
planbar. Eine Erhöhung der Arbeitslast ist praktisch nicht 
möglich, weil bereits alle Familienmitglieder eingespannt 
sind und nicht mehr Zeit aufwänden können. Eine Tech-
nologisierung oder Digitalisierung, die Umstellung auf 
weniger arbeitsintensive Produktionen oder sogar Zu-
sammenschlüsse von Betrieben kann den Bauern helfen 
aus der Zwickmühle zu kommen. Diese Betriebsumstel-
lungen müssen aber gründlich geplant werden, weil 
sonst neue Abhängigkeiten oder sogar das totale finan-
zielle Desaster droht. 

Gemäss Art. 13 werden Abklärungen für 
Betriebsumstellungen (Betriebskonzepte) 
weiterhin finanziell gefördert.   

Der Gemeinderat / die GLP NW bedankt sich für die 
sehr gute Vorbereitung der Vernehmlassungsunterlagen 
und für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

WOL, GLP Kenntnisnahme 

Weit auseinander liegende Bewirtschaftungsflächen er-
fordern zeitintensive und kostspielige Fahrten. Es sollen 
Anreize geschaffen werden, für weniger Fahrten zur 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit und für klimascho-
nende Fahrzeuge. 
 
 
 
 
Ein vermehrter Gemüseanbau bedeutet mehr Gewächs-
häuser / Gewächstunnel, welche das Landschaftsbild 
verändern werden (Raumplanung). 
 
 
 
Positiv ist, dass Hochstammbäume gefördert werden. In 
der Verordnung sollte festgelegt werden, dass die 
Bäume mindestens 12 Jahre bestehen bleiben und ge-
pflegt werden. 

SVP Kenntnisnahme  
Landarrondieren werden durch den Bund 
weiterhin finanziell unterstützt. Eine Förde-
rung klimaschonender Fahrzeuge ist nicht 
angezeigt. Gestützt auf Art. 3a und §21- 
§24 ist die Förderung einer klimaschonen-
den Landwirtschaft über Projekte und Mass-
nahmen aber möglich. 
 
Punktuell können vermehrt Gewächshäuser 
entstehen. Das Erstellen von Gewächshäu-
sern bedarf grundsätzlich eine Baubewilli-
gung. 
 
 
Ablehnung 
Die bisherige Regelung mit sechs Jahren 
hat sich bewährt. Mit der Verlängerung auf 
12 Jahre würde sich der Vollzugsaufwand 
unnötig erhöhen. 

Wir erachten es als berechtigt, dass der Landwirtschaft 
für die Erfüllung ihrer vielseitigen Aufgaben von Seiten 
des Kantons zusätzliche Finanzmittel bewilligt werden. 

Mitte Kenntnisnahme 
 

Um unsere Kinder für die Landwirtschaft zu sensibilisie-
ren, sollen in der Schule Hoftage eingeführt werden. 

FDP Kenntnisnahme 
Schulde auf dem Bauernhof wird in Nidwal-
den bereits angeboten; in Zusammenarbeit 
zwischen der Branche und den Schulen. 

Gemäss Bericht zum letzten Rahmenkredit, hat die 
Überprüfung der kantonalen Landwirtschaftspolitik und 
die Evaluation der bestehenden Fördermassnahmen ge-
zeigt, dass die Ziele zu den Strukturen und zur Wettbe-
werbsfähigkeit nicht erreicht wurden.  
Mit der Kostensteigerung vom jetzigen Rahmenkredit 
wäre es wünschenswert, dass die Ziele erreicht werden 
können. 

FDP Teilweise Zustimmung 
Zur Beurteilung der Wirkung der befristeten 
Fördermassnahmen ist ein Monitoring vor-
gesehen (Art. 37). 

Das kantonale Landwirtschaftsgesetz konzentriert sich 
ausschliesslich auf die Verteilung von Fördergeldern. Es 
enthält noch keine von den finanziellen Beiträgen unab-
hängigen spezifische Gebote oder Verbote, z.B. bezüg-
lich der Einzäunung von Nutztieren (u.a. Verbot von 
Stacheldraht; Auflagen für den Umgang mit mobilen 
Weide-Netzen (vgl. Agridea 2006, Schutzzäune gegen 
Wildtiere in der Landwirtschaft). Die Grünen Nidwalden 
fordern, dass grundsätzliche Regelungen dazu in das 
kantonale Landwirtschaftsgesetz aufgenommen wer- 
den. 
 

GN Ablehnung 
Die Verwendung von Stacheldraht ist auf 
Bundesebene geregelt. Durch die kantonale 
Fördermassnahme Landschaftsqualität (§ 
18 ff) wird der Verzicht auf Stacheldraht ent-
lang von Wanderwegen weiterhin gefördert. 
Über den Umgang mit Weidenetzen sind In-
formationen bereits erfolgt. Im Bereich der 
Landwirtschaft sind bereits sehr viele Best-
immungen auf Stufe Bund und Kanton gere-
gelt.  
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Massnahmen zum Herdenschutz dienen dem Schutz 
landwirtschaftlicher Nutztiere vor Grossraubtieren im 
Weidegebiet. Die Kantone muss hier vermehrt eine ak-
tive Rolle übernehmen und die Landwirte bezüglich der 
tatsächlichen Risiken sowie möglichen und wirksamen 
Schutzmassnahmen beraten und die Massnahmen fi-
nanziell unterstützen (Vollzugshilfe Herdenschutz, BAFU 
2019). 
 
 
Die Möglichkeiten auf dem Bauernhof Energie zu produ-
zieren sind vielfältig. Das Potenzial zur Energieerzeu-
gung in der Landwirtschaft geht über deren Selbstver-
sorgung hinaus und kann zu einer attraktiven 
zusätzlichen Einnahmequelle führen und trägt zur de-
zentralen Energieproduktion bei. Die Massnahmen müs-
sen im Einklang mit den Grundsätzen einer ökologi-
schen Landwirtschaft stehen. Wir wünschen uns dazu 
eine aktive Rolle des Kantons in der Beratung interes-
sierter Landwirtinnen und Landwirte. 
 
Der ganze Bereich des Agro-Tourismus fehlt im Geset-
zesentwurf und im Vorschlag für die Verordnung. Dienst-
leistungen im Bereich Tourismus haben in der Regel ein 
hohe Wertschöpfung. Sie sind auch im Sinne des Land-
schafts- und Heimatschutzes und dienen der 
Pflege von Brauchtum und Traditionen. 

Kenntnisnahme 
Basierend auf der Jagdverordnung (SR 
922.01) bietet das Amt für Landwirtschaft 
Herdenschutzberatung an, unterstützt durch 
den Kanton Luzern (bestehende Leistungs-
vereinbarung). Wir gehen davon aus, dass 
sich der Aufwand wegen der starken Zu-
nahme der Wolfspopulation erhöhen wird. 
 
Kenntnisnahme 
Über Klimaprojekte kann eine klimascho-
nende Energieproduktion lanciert/gefördert 
werden (§ 21- 24). Diesbezüglich können 
auch Fachexperten zugezogen werden. Die 
Finanzielle Unterstützung u. a. von Fotovol-
taikanlagen, Biogasanlagen sind in der 
Energieförderungsverordnung auf Stufe 
Bund geregelt. Diese ist auch für Landwirt-
schaftsbetriebe massgebend. 
 
Kenntnisnahme 
Mit der kantonalen Massnahme «Förderung 
der Produktion und des Absatzes» (Art. 11) 
können Projekte/Massnahmen, die im Zu-
sammenhang mit dem Tourismus stehen 
und Wertschöpfung für die Landwirtschaft 
generieren, weiterhin finanziell unterstützt 
werden – dies in Zusammenhang mit der 
Vermarktung von Landwirtschaftsprodukten 

Fördergrenze für hohe Vermögen und Einkommen  
Die SP Nidwalden ist besorgt über den anhaltenden 
Rückgang landwirtschaftlicher Betriebe und verlangt, 
dass Kleinbetriebe durch die politischen Rahmenbedin-
gungen nicht benachteiligt werden. Die SP fordert des-
halb bei hohen Vermögen und Einkommen eine Förder-
grenze. 

SP Ablehnung 
Mit den kantonalen Fördermassnahmen 
werden Leistungen abgegolten. Dabei soll 
das Einkommen und Vermögen nicht be-
rücksichtigt werden. Einzig bei den co-finan-
zierten Strukturverbesserungen gilt eine 
Vermögensgrenze gemäss der Regelung 
auf Stufe Bund. 

Biodiversität  
Der Begriff «Biodiversität» wurde gänzlich aus dem Ge-
setzestext gestrichen. Die Klimakrise und die Biodiversi-
tätskrise stehen jedoch in engem Zusammenhang mitei-
nander und müssen gemeinsam angegangen werden. 
Die Biodiversität muss demnach im Gesetzestext eine 
entsprechende Präsenz erhalten. 

SP, PN Kenntnisnahme 
Die Biodiversitätsförderung stützt sich auf 
die Art. 3 und 3a des Gesetzes ab (umwelt-
gerechte Bewirtschaftungsmethoden). 

Gebote / Verbote  
Das kantonale Landwirtschaftsgesetz konzentriert sich 
ausschliesslich auf die Verteilung von Fördergeldern. Es 
enthält keine von den finanziellen Beiträgen unabhängi-
gen spezifische Gebote oder Verbote, z.B. bezüglich der 
Einzäunung von Nutztieren (u.a. Verbot von Stachel-
draht; Auflagen für den Umgang mit mobilen Weide-Net-
zen (vgl. Agridea 2006, Schutzzäune gegen Wildtiere in 
der Landwirtschaft)). Wir würden es sehr begrüssen, 
wenn solche grundsätzlichen Regelungen in das kanto-
nale Landwirtschaftsgesetz aufgenommen werden. 

SP, PN Ablehnung 
Die Verwendung von Stacheldraht ist auf 
Bundesebene bereits geregelt. Durch die 
kantonale Fördermassnahme Landschafts-
qualität (§18 ff.) wird der Verzicht auf Sta-
cheldraht weiterhin gefördert. Über den Um-
gang mit Weidenetzen sind Informationen 
bereits erfolgt. Im Bereich der Landwirt-
schaft sind bereits sehr viele Bestimmungen 
auf Stufe Bund und Kanton geregelt.  

Messbare Ziele und Wirkungskontrolle mit Monitoring  
Am Herbstseminar des Forums Landwirtschaft vom 25. 
November 2013 wurde durch Flury&Giuliani GmbH im 
Fazit zur Wirkungsanalyse darauf hingewiesen, dass die 
kantonalen Fördermassnahmen zwar effektiv seien, 
aber einerseits die Kontrolle der Massnahmen limitiert 
sei, und andererseits bei praktisch allen Programmen 
ein spezifisches Monitoring fehle, welches eine fundierte 
Wirkungsbeurteilung zulassen würde. Es ist unserer 
Meinung nach gegenüber dem Steuerzahler nicht ver-
tretbar, Ausgaben zu billigen, welche in der Wirkung und 
der Zielerreichung nicht überprüft werden können. Des-
halb fordern wir für jede Förder-massnahme qualitativ 

SP Teilweise Zustimmung 
Eine Wirksamkeitsprüfung der Fördermass-
nahmen wird durchgeführt (Art. 37). 
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und quantitativ messbare Ziele und die Überprüfung der 
Wirkung mit einem entsprechenden Monitoring. 

Massnahmen S.19: Umverteilung der Beiträge 

 
1.4 / 1.5 Die Beiträge für die klimaschonende Fütterung 
sollen minimiert werden, hingegen sollen Finanzen für 
die Förderung der organischen Substanzen erhöht wer-
den.  
 
 
1.7 Der Beizug von Fachexperten ist zu kürzen. Es wer-
den Gelder für Administrative Aufwände generiert, wel-
che abschliessend niemandem dienen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Biodiversität 
Die Erhaltung und/oder Weiterführung der Massnahmen 
des Bundes sind mit der aktuellen Entwicklung der Ag-
rarpolitik mehr als offen und können erhebliche Anpas-
sungen erfahren. Ob die eingesetzten Beiträge im vor-
gesehenen Rahmen ausgelöst werden, ist mehr als 
offen. 
 

 
7.1 Brauchtum und Traditionen sind zu fördern und kön-
nen über die Landwirtschaft hinaus die Wertschöpfung 
steigern. 

WBV, BVN, 
MPV 

Ablehnung 
Über die Strukturverbesserungen (Art.15 ff.) 
wird die Mistproduktion (Infrastruktur für 
Mistlagerung) im Hügel- und Berggebiet be-
reits finanziell gefördert. Klimaschonende 
Hofdüngeraufwertungsmassnahmen (Bsp. 
Mistkompostierung) können durchaus über 
klimaschonende Projekte (Art. 3a, § 21-24) 
gefördert werden. Eine allgemeine Förde-
rung von entsprechenden Infrastrukturen er-
achtet der Kanton als nicht notwendig. 
 
 
 
Die Beratung und Weiterbildung spielt bei 
der Umsetzung der kantonalen Landwirt-
schaftsstrategie und der Fördermassnah-
men eine wichtige Rolle und soll gestärkt 
werden (u. a. Beibehaltung Art. 21). 
Die Reduktion des Betrages für den Beizug 
von Fachexperten wird abgelehnt. Zudem 
wird es als wichtig erachtet, dass die Land-
wirtschaft ihren Beitrag an die Reduktion der 
Treibhausgase leistet. Die Höhe des bean-
tragten Rahmenkredits basiert dabei auf Be-
rechnungen zu der erwarteten Beteiligung 
und aus Abschätzungen zu den erwarteten 
Förderbeiträgen. Anpassungen bei den be-
antragten Massnahmen würden in der Kon-
sequenz auch den Rahmenkredit verändern. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Die Vorlage zur ext. Vernehmlassung sieht 
bereits eine Stärkung der Massnahme «Ab-
satzförderung» vor. Über diese Mass-
nahme, kann ein Projekt/eine Massnahme 
in Zusammenhang mit dem Brauchtum 
durchaus finanziell unterstützt werden, 
wenn dabei der regionale Absatz von Land-
wirtschaftsprodukten gefördert wird. Zudem 
wird über die Fördermassnahme Förderung 
der Viehzucht (Klein-Grossviehschau) die-
sem Anliegen bereits teilweise Rechnung 
getragen (Tradition, Stärkung der Wert-
schätzung). 

Hüttenrechte: Die Hüttenrechte der verschiedenen 
Nidwaldner Gemeinalpen fallen mit der aktuellen Ausle-
gung des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes nicht un-
ter das «bäuerliche Bodenrecht». Um Rechtssicherheit 
für die Landwirtschaft zu schaffen ist dieser offene Punkt 
zeitnah zu bereinigen. 

WBV, BVN, 
NGA 

Kenntnisnahme 
Das Thema wird bei der nächsten Teilrevi-
sion des Einführungsgesetzes zur Bundes-
gesetzgebung über den bäuerlichen Grund-
besitz (Bäuerliches Grundbesitzgesetz, 
BGBG; NG 825.1) aufgenommen. 

Allgemeine Gedanken des Bauernverbandes 
 
Vorab bedankt sich der Bauernverband Nidwalden, 
nachstehend BV NW, zur Möglichkeit zur Teilrevision 
des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes (NG 821.1) zur 
Stellungnahme eingeladen zu sein. Es wird aber bedau-
ert, dass nicht alle bäuerlichen Organisationen eine Ein-
ladung für eine Stellungnahme erhalten haben. Es wird 

BVN Kenntnisnahme 
Dem Bauernverband als Dachorganisation 
der bäuerlichen Organisationen steht es 
frei, weitere bäuerliche Organisationen über 
die Möglichkeit von Stellungnahmen zu in-
formieren.   
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gewünscht, dass in Zukunft bei weiteren Vernehmlas-
sungen, welche die Landwirtschaft betreffen, alle bäuer-
lichen Organisationen, eine Einladung zur Stellung-
nahme erhalten. 

Produktionsstandort Nidwalden.  
 
Im gesamten Bericht wird der Landwirtschaft in verschie-
denen Abschnitten und zwischen den Zeilen der Vorwurf 
einer nicht standortgerechten Landwirtschaft vorgewor-
fen. Diesen Äusserungen wird vehement widersprochen.  
Hier einige Gedanken welche für die künftigen Prozesse 
und allfälligen Korrekturen im Bericht miteinbezogen 
werden müssen.  
 
Der Kanton NW und das ist auch international bekannt, 
weist die besten Bedingungen für den Futterbau (Gras-
land) aus. Die jährlichen Niederschlagsmengen von ca. 
1500mm/Jahr sind beste Bedingungen für den Futter-
bau. Der Anbau von Getreide im Kanton NW, welcher 
aktuell von einzelnen Landwirten betrieben wird, kann 
mit der Züchtung neuer Sorten vermehrt zum Thema 
werden. Nebst den zahlreichen und für das Getreide zu 
vielen Niederschlägen, spricht auch die Bodenbeschaf-
fenheit und die Topografie eine wesentliche Rolle im 
Ackerbau.  
Mit guten Böden und optimalen klimatischen Bedingun-
gen hat hierzu die Alpwirtschaft in NW einen hohen Stel-
lenwert. Die Alpen werden mit Wiederkäuern bestossen 
und tragen zu einem namhaften Anteil zum Erhalt der 
Alpwirtschaft (Verhinderung von Verbuschung und Ver-
waldung) bei. Dies sind sicher die Hauptgründe warum 
im Kanton NW gegenüber dem CH-Schnitt der Bestand 
an Kühen/Rindvieh überdurchschnittlich ist. 

 
Dass in der Tal- und Hügelzone noch mehr Flächen in 
Biodiversitätsförderflächen umgewandelt werden sollen, 
stimmt nachdenklich. In kurzer Vergangenheit wurden 
mit Gewässerverbauungen und der Ausscheidung der 
Gewässerräume zahlreiche Flächen extensiviert.  
Im gesamten Bericht wird nicht mehr von einer wirklich 
produzierenden Landwirtschaft gesprochen.  
Die NW-Landwirtschaft ist gewillt und bereit auch in Zu-
kunft ihren Anteil zur Ernährungssicherheit unseres Lan-
des beizusteuern und den Artikel 104a der Bundesver-
fassung zu erfüllen. Im Leitbild 2025 des Kantons ist zu 
entnehmen, dass eine unternehmerische Landwirtschaft, 
die den geforderten multifunktionalen Leistungsbedarf 
erbringt, gefördert werden soll. Darunter ist auch eine 
produzierende Landwirtschaft, welche ihren Anteil zur 
Ernährungssicherheit der Bevölkerung beiträgt, einzu-
ordnen. 
 
Mit den gefällten Entscheiden des Bundesrates im Früh-
ling 2022 wird der Selbstversorgungsgrad der Schweiz 
in naher Zukunft von aktuell Netto ca. 52 % auf ca. 47 % 

BVN, MPV Kenntnisnahme 
Das Thema einer standortgerechten Land-
wirtschaft wird vor allem durch den Bund 
umgesetzt (Bsp. Wegfall der Toleranz bei 
der Nährstoffbilanz). Dies hat auch Auswir-
kungen auf den Raufutterzukauf.  
 
 
 
 
Nidwalden wird ein Graslandkanton bleiben 
und eignet sich auch sehr gut dafür. Das 
Projekt Borstenhirse hat jedoch auch aufge-
zeigt, dass trockenheitsrobuste Futtergräser 
gefördert werden müssen. Der wertschöp-
fungsorientierte Ackerbau soll jedoch ge-
stärkt werden (u. a. Gemüse, Getreide). 
 
 
 
 
Die Alpwirtschaft ist für den Kanton Nidwal-
den von grosser Bedeutung. Diese wird 
durch Bund und Kanton weiterhin stark ge-
fördert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Tal- und Hügelgebiet soll vor allem ent-
lang von Gewässern (innerhalb der Gewäs-
serraumen) die Biodiversität gefördert wer-
den. Weiter wird ab einem Mindestanteil 
von 7 % kein zusätzlicher Beitrag mehr ge-
währt. Die qualitative Aufwertung betrifft 
mehrheitlich bereits bestehende Biodiversi-
tätsförderflächen. Zudem ist die Beteiligung 
an den entsprechenden Massnahmen frei-
willig; die BetriebsleiterInnen können je 
nach betrieblichen Gegebenheiten und Zie-
len entscheiden, ob sie sich an Aufwer-
tungsmassnahmen beteiligen wollen 
 
 
 
 
Die kantonale Landwirtschaftsstrategie för-
dert eine ressourceneffiziente Produktion, 



Ergebnis der externen Vernehmlassung 
 

Auswertungsbericht des Regierungsrates vom 6. Dezember 2022 45 / 55  
 

  

 

 

sinken. Mit all den klimatischen Veränderungen und den 
globalen Handlungen der Politik wird es zu einer Her-
ausforderung, auch mit der hohen Kaufkraft der 
Schweiz, die Ernährungssicherheit der Bevölkerung si-
cherzustellen. Die Nidwaldner Landwirtschaft ist gewillt 
ihren Beitrag zur Versorgungssicherheit beizutragen. 
Dabei ist es aber hinderlich, wenn die Produktionsflä-
chen an bester Lage extensiviert werden sollen. 

die weiterhin einen wichtigen Beitrag zur Er-
nährungssicherheit leistet.  Diese Produk-
tion wird durch viele kantonale Fördermass-
nahmen unterstützt (u.a. 
Strukturverbesserungen, Viehabsatz, Ab-
satzförderung, …).  
 
Die aktuelle Agrarpolitik des Bundes ge-
mäss Bericht «zukünftige Ausrichtung der 
Agrarpolitik» (Zukunftsbild 2050) sieht einen 
Netto-Selbstversorgungsgrad von mehr als 
der Hälfte vor. Die Nidwaldner Landwirt-
schaft wird weiterhin einen wichtigen Bei-
trag zur Ernährungssicherheit leisten. 

Die Landwirtschaft ist nicht der Klimasünder 
 
Die Landwirtschaft wird aktuell immer wieder schlecht-
gemacht und als Klimasünder abgestempelt. Bevor man 
von Methan- und Lachgas mit möglichen Reduktionen 
spricht, muss der Bevölkerung zuerst der CO2 Kreislauf 
als Grundsatz erklärt werden. Dazu wird auf das Doku-
ment und die dazugehörenden Grafiken in der Beilage 
verwiesen. An dieser Stelle soll einfach gesagt sein, 
dass der biogene Kreislauf innert weniger Jahr(zehnte) 
als geschlossener Kreislauf dargestellt werden kann. Im 
Gegenzug setzt die gesamte Menschheit jährlich Un-
mengen an CO2, gewonnen aus Erdgas, Braunkohle 
und Erdöl frei, welches tausende von Jahren im Erdin-
nern eingelagert wurden. Dabei spricht man von fossi-
lem CO2, welches die globale Erwärmung prägt.  
Die Landwirtschaft ist gewillt ihren Beitrag für den Klima-
schutz beizutragen, das darf aber nicht auf Kosten des 
Futterbaus und der Milch- und Fleischproduktion im 
Kanton Nidwalden geschehen. 

 

BVN, MPV Kenntnisnahme 
 
Der Kanton fördert die Entwicklung in Rich-
tung einer klimaschonenden Landwirtschaft 
primär über technische Massnahmen. Eine 
Reduktion der Tierbestände durch kantonale 
Massnahmen ist aus Sicht des Kantons nicht 
angezeigt, weil der grösste Teil der Tierbe-
stände im Graslandkanton Nidwalden an die 
Nutzung des Grünlandes gebunden sind. 
Weiter geht es darum, dass auch die Land-
wirtschaft einen Beitrag zur Reduktion der 
THG leisten kann. Die Auswirkungen des 
Klimawandels betreffen auch die Landwirt-
schaft (Bsp. Trockenheit). Es ist korrekt, 
dass das Thema «Klima» nicht nur die 
Landwirtschaft verursacht und die Landwirt-
schaft betrifft.  
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Mit der Ernährungssicherheit bewegt sich die gesamte 
Politik in die gleiche Richtung wie aktuell die Energiepo-
litik. Die nötige Energie bereitzustellen ist aktuell eine 
grosse Herausforderung. Genügend Nahrungsmittel für 
die Schweizer Bevölkerung bereitzustellen, wird dann 
noch zur grösseren Herausforderung. Nur mit einer ho-
hen Kaufkraft ist der Hunger von Herrn und Frau 
Schweizer nicht gestillt. Nur ein kleines Beispiel: Im Kan-
ton NW gaben in den letzten Jahren 25 % der Milchpro-
duzenten die Milchproduktion auf. Milch als Grundnah-
rungsmittel wird je länger je mehr zu einem knappen 

Gut.  
 
Mit der Extensivierung der Wiesen und Weiden, werden 
den besten Böden nicht mehr genügend Nährstoffe zu-
geführt. Es treten bei den Spurenelementen Mangeler-
scheinungen auf, welche die Verfügbarkeit bei den 
Hauptnährstoffen hemmen und für die Pflanzen nicht 
mehr verfügbar sind. Mit späten Schnittzeitpunkten und 
einem absoluten Düngeverbot entwickeln sich auch Bio-
diversitäts- und Vernetzungsflächen nicht wunschge-
mäss. Gleichzeitig können sich Neophyten auf den Wie-
sen und Weiden vermehrt bemerkbar machen. 

Mit einer ressourceneffizienten und ressour-
censchonenden Produktion wird die 
Nidwaldner Landwirtschaft weiterhin einen 
wichtigen Beitrag zur Nahrungsmittelpro-
duktion leisten. Die Milchmenge in Nidwal-
den ist zwischen 2016 und 2021 um 2.3 % 
zurückgegangen. Die Anzahl Milchprodu-
zenten hat abgenommen und die pro Milch-
produzent produzierte Milchmenge hat zu-
genommen (Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Agrarpolitik des Bundes hat einen mas-
sgebenden Einfluss auf die Nidwaldner 
Landwirtschaft; auch betreffend der Nähr-
stoffkreisläufe. Die kantonale Landwirt-
schaftsstrategie unterstützt das Ziel, eine 
Landwirtschaft zu fördern, die multifunktio-
nale Leistungen erbringt. Durch eine res-
sourceneffiziente Produktion leistet die 
Nidwaldner Landwirtschaft einen wichtigen 
Beitrag an die Ernährungssicherheit. Mit In-
formationskampagnen und der Gratisentsor-
gung von Neophyten wird u. a. ein Beitrag 
zur Neophytenbekämpfung geleistet. 

Fazit der Milchproduzenten: 
 
Aufgrund des starken Rückgangs der Milch Produzieren-
den Betriebe, muss die Stossrichtung, welcher der Kan-
ton Nidwalden in den letzten Jahren und in Zukunft in 
der Landwirtschaftsgesetzgebung beschreitet, für Milch 
Produzierenden Betriebe als gescheitert, und in Zukunft 
als nicht Zielführend bezeichnet werden. 
 
Gerade in der Jetzigen Zeit da Lebensmittel knapp wer-
den noch mehr auf Ökologie zu setzten, wird der Milch-
wirtschaft in Nidwalden nicht helfen. 
 
 
Die extensiv geführten Nebenerwerbsbetriebe werden 
zu Ungunsten der Milchwirtschaft zunehmen. Die Ver-
fügbarkeit von Land damit nicht zunehmen und das Po-
tenzial der Milchwirtschaft in Nidwalden wird weiter ge-
schwächt. Dies, obschon der Gras-Kanton dafür ideal 
wäre. 

MPV Kenntnisnahme 
Neben der Agrarpolitik spielt der Markt wei-
terhin eine wesentliche Rolle bei der Strate-
gie der Landwirtschaftsbetriebe in Nidwal-
den. Die Milchmenge in Nidwalden ist 
zwischen 2016 und 2021 um 2.3 % zurück-
gegangen. Die Anzahl Milchproduzenten 
hat abgenommen und die pro Betrieb pro-
duzierte Milchmenge hat zugenommen 
(Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit). 
 
 
 
 
Es wird eine ressourceneffiziente und res-
sourcenschonende Landwirtschaft geför-
dert, die nachhaltig und wirtschaftlich ist. 
Der Zu- bzw. Nebenerwerb in Kombination 
mit Milchwirtschaft stellt eine grosse Her-
ausforderung dar (Arbeitsbelastung). 

Allgemeine Gedanken der Nidwaldner Gemeinalpen: 
 

NGA Kenntnisnahme 
 
 



Ergebnis der externen Vernehmlassung 
 

Auswertungsbericht des Regierungsrates vom 6. Dezember 2022 47 / 55  
 

  

 

 

Vorab bedanken sich die Nidwaldner Gemeinalpen zur 
Möglichkeit zur Teilrevision des kantonalen Landwirt-
schaftsgesetzes (NG 821.1) zur Stellungnahme eingela-
den zu sein. 

Der Begriff «Biodiversität» wurde gänzlich aus dem Ge-
setzestext gestrichen. Die Klimakrise und die Biodiversi-
tätskrise stehen jedoch in engem Zusammenhang mitei-
nander und müssen gemeinsam angegangen werden. 
Die Biodiversität muss demnach im Gesetzestext eine 
entsprechende Präsenz erhalten. 

PN Ablehnung 
Die Biodiversitätsförderung in der Verord-
nung stützt sich auf die Art. 3 und 3a des 
Gesetzes ab (umweltgerechte Bewirtschaf-
tungsmethoden).  
 
 

Wir vom WWF finden, dass die Themen «Biologischer 
und Biodynamischer Landbau» in den Lehrplänen der 
Landwirtschaftsschulen mehr Gewicht erhalten sollen. 
 
 
Des Weiteren soll das Landwirtschaftsamt aufzeigen, 
was die übrige Bevölkerung zur Unterstützung der Land-
wirtschaftsbetriebe in Kanton beitragen kann, bzw. wo 
Berührungspunkte, ev. sogar Konfliktfelder bestehen. 
 
Leider vermissen wir im Gesetz wie in den Verordnun-
gen einen Hinweis auf die Möglichkeiten der Energiepro-
duktion auf Landwirtschaftsbetrieben. Verschiedene 
ausserkantonale Projekte zeigen auf, dass diese Be-
triebszweige durchaus rentabel sein können. 
 
 
 
 
 
Zudem vermissen wir das Thema «Agrotourismus», wel-
ches einerseits zusätzliche Einnahmequellen für die 
Landwirtschaft erschliessen und andererseits die Bezie-
hung Landwirtschaft/Bevölkerung stärken kann. 

WWF Kenntnisnahme 
Es ist vorgesehen, dass der Biolandbau in 
der Grundausbildung «Berufsfeld Landwirt-
schaft» gestärkt wird. 
 
Dies ist unserer Ansicht nach eine wichtige 
Aufgabe der Branche. 
 
 
 
Über Klimaprojekte kann eine klimascho-
nende Energieproduktion lanciert/gefördert 
werden (§ 21-24). Diesbezüglich können 
auch Fachexperten zugezogen werden. Die 
Finanzielle Unterstützung u. a. von Fotovol-
taikanlagen/Biogasanlagen sind in der Ener-
gieförderungsverordnung auf Stufe Bund 
geregelt. Diese ist auch für Landwirtschafts-
betriebe massgebend. 
 
Mit der kantonalen Massnahme «Förderung 
der Produktion und des Absatzes» (Art. 11) 
können Projekte/Massnahmen, die im Zu-
sammenhang mit dem Tourismus stehen 
und Wertschöpfung für die Landwirtschaft 
generieren, finanziell unterstützt werden; 
dies in Zusammenhang mit der Vermark-
tung von Landwirtschaftsprodukten. 

Weil Nidwalden Tourismus vom Bundesgesetz über die 
Landwirtschaft nicht direkt betroffen ist, verzichten wir 
auf eine detaillierte Stellungnahme. Wir unterstützen 
aber grundsätzlich Nichts, das grosse Eingriffe, in die 
gut funktionierenden und organisierten landwirtschaftli-
chen Betriebe in Nidwalden zur Folge hat. 
 
Die Nidwaldner Landwirtschaft ist ein sehr wichtiger 
Partner für den Tourismus in Nidwalden und deshalb 
bringen wir unsere Anliegen auch jeweils als Teilnehmer 
im Landwirtschaftsforum ein, sei es, um den Agrotouris-
mus zu fördern oder wie z.B. das Erstellen des Merkblat-
tes «Stell- und Campingplätze im Kanton Nidwalden» 

NT Kenntnisnahme 

Seit 2002 besteht der Leistungsauftrag zwischen dem 
Kanton Nidwalden und der Vereinigung Nidwaldner Tier-
zuchtorganisationen für die Durchführung der jährlichen 
Klein- und Grossviehschau. Der im laufenden Rahmenk-
redit Landwirtschaft beschlossene Beitrag von jährlich 
Fr. 60'000.-- für die Aufgaben der beiden Schau OK's 
sind auch in den kommenden Verhandlungen um den 
Rahmenkredit 2024 bis 2027 in dieser Grössenordnung 
vollumfänglich zu unterstützen, um die beiden beliebten 
Anlässe zu erhalten. 
 
Folgende Gründe sprechen dafür: 
Die Viehschauen sind ein Zeitfenster der tierzüchteri-
schen Anstrengungen. Man kann die Tiere vergleichen 
mit anderen Tieren derselben Genetik um sich so eine 
züchterische Standortbestimmung zu definieren. Die 

NTO Kenntnisnahme 
Die Viehschauen sollen auch einen Beitrag 
an den Viehabsatz leisten und zur Verbes-
serung der Wertschätzung der Landwirt-
schaft beitragen. 
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Schauen sind kein Hobby, sondern ein Massstab im 
Vergleich mit anderen Kantonen. Die aufgeführten Tiere 
widerspiegeln den Zuchtfortschritt unter Züchterkolle-
gen, die alle mit Herzblut zusammen mit ihren Familien 
auf ihren Betrieben durchs ganze Jahr eine nachhaltige 
züchterische Aufbauarbeit leisten. Weiter können an sol-
chen Veranstaltungen Tiere zu guten Preisen weiterver-
kauft werden. 
 
Die Viehschauen sind ein Freudentag für die Aussteller. 
Begeisterung und ein bisschen Stolz darf ersichtlich 
sein. Familienmitglieder und Kollegenkreis sind bei Auf-
fuhr und Rückkehr dabei. Diese Ausstellungen sind 
auch bei der jüngeren Generation äusserst beliebt. Das 
Verfolgen des Geschehens im Schauring lässt manches 
Züchterherz höherschlagen und Siege werden mit einem 
Jauchzer quittiert. Bei der Kleinviehschau ist das Mitwir-
ken der Jugendlichen besonders erwähnenswert. Diese 
sind top motiviert und sogar die Kinder freuen sich, ihre 
«eigenen» Ziegen und Schafe zu präsentieren und auf 
dem Podest zu zeigen, positiv zu werten ist die Anwe-
senheit und das vielseitige Interesse der vielen Besu-
cher. Die einen betrachten es aus fachlicher Sichtweise 
und andere schätzen den Kontakt unter Gleichgesinn-
ten. Auffallend sind die vielen anwesenden prominenten 
Damen und Herren aus Politik und Wirtschaft. Es sei 
eine Supersache, die an einem Tag geboten wird, ist 
von ihnen zu hören. An der Kleinviehschau gehören ne-
ben den Fachkundigen auch Familien mit Kindern zum 
geschätzten Publikum. Bei Schafen und Ziegen ist es 
die Rassenvielfalt die vermehrt gezeigt wird. 
 
Die beiden Schauorganisationen bemühen sich stets mit 
den eingebundenen Ämtern, wie Militär, Polizei und 
Strasseninspektorat gut zu kommunizieren. Weiter wird 
an unserer Klein- und Grossviehschau Nidwaldner Tier-
zucht ausgestellt. Unter denen zu den Misswahlen betei-
ligten Tiere sind kaum zugekaufte zu finden. Auch das 
Veterinäramt der Urkantone schreibt jährlich von gut or-
gansierten Ausstellungen. Und es werden auch in 
diesem Jahr vom VdU wieder positive Berichte erwartet, 
im Besonderen auch über die Einhaltung der gesetzli-
chen Tierschutzbestimmungen in Sachen Euterdruck 
und Melkzeiten. Dies wird noch zusätzlich durch die ei-
gens bestellte ASR-Kommission überprüft. 
Ein weiterer Höhepunkt ist bei der Grossviehschau die 
Heimkehr vieler Viehsennten, die in die Gemeinden 
Buochs, Ennetbürgen, Beckenried, Oberdorf und Dallen-
wil heimkehren. Viele Besucher wollen bei der Abfahrt 
die schön geschmückten Tiere mit Fahrtreicheln und 
Glocken am Strassenrand bestaunen. Schliesslich wird 
diese Mehrarbeit dann in den Dörfern von vielen Zu-
schauern rnit Applaus verdankt. Man sieht, wie Tradition 
und Kultur so eng verbunden sind. Solche Anlässe bie-
ten die beste Gelegenheit dazu. 
 
Die Vereinigung Nidwaldner Tierzuchtorganisationen 
gibt alljährlich im Januar Rechenschaft über Organisa-
tion und Kreditverwendung ab. Dabei ist ersichtlich, dass 
die Gelder, die immer aufgebraucht werden im Sinne der 
Leistungsvereinbarung eingesetzt werden. Besten Dank 
für die jährlichen Zahlungen. Dank verdienen die vielen 
Sponsoren, die uns die Beschaffung der Ehrenpreise er-
möglichen. Die Finanzierung der Klein- und Grossvieh-
schau soll auch künftig im Rahmenkredit 2A24 bis 2O27 
ihren Platz wie bis anhin einnehmen können. Schaf- Zie-
gen- und Braunviehzüchter und Bäuerinnen mit ihren 
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Familien hoffen weiterhin auf die Unterstützung der bei-
den Viehschauen mit den gleichen Bedingungen und 
Geldmittel. Danke. 

Im Jubiläumsjahr 1991 pflanzten wir entlang des Gal-
genried-Kanals mit der Korporation Stans 400 m Hecken 
mit 8 m Krautsaum. Auf der Höhe Engelried machte ich 
den Vorschlag einen Lindenbaum zu setzen. Welches 
auch Werner Flury sehr unterstützte. Die Linde sondert 
in der Blütenzeit ein süssliches Sekret ab, dass Insekten 
anzieht und dies Nahrung für Vögel und Fledermäuse 
bietet. 
 
Über 20 Jahre habe ich diese Linde zurechtgeschnitten 
und Platz geschaffen zum Gedeihen. Als ich die Land-
wirtschaft aufgeben musste, wurde die Linde bei einer 
Säuberungsaktion durch die Gemeinde Stans boden-
eben umgesägt. Dies schmerzte mich sehr. Auch bei der 
jetzigen Nutzung wird der Krautsaum nicht eingehalten 
und bis zur Hecke jedes Mal abgemäht. 
Meine Ideen, die ich 1992 dank Werner Flury in der 
Nidwaldner Zeitung aufzeigen durfte, wurden heftig an-
gefeindet und es gab Opposition - solch einer dürfe nicht 
Bauernpräsident werden. Aus diesem Club bin ich 1993 
ausgetreten. 
 
Mein Vorschlag 
Bewirtschafter sollen nur noch Beiträge erhalten, welche 
auch den ökologischen Ausgleich einhalten. So können 
Ökoflächen nachbarschaftlich ausgeweitet werden. Dem 
auf 8 m Krautsaum wird keinem Braunkelchen oder 
Feldlerchen Paar brüten. Diese Bodenbrüter brauchen 
eine grössere sichere Fläche, um Junge aufzuziehen. 
 
An Hanglagen sollen die tiefwurzenden Pflanzen geför-
dert werden, so kann natürlich der Hirsenplage begeg-
net werden. 
 
 
 
Bauern sollen nur noch die Direktzahlungen erhalten, 
welche die Vernetzung mit Bioversität einhalten. Die Di-
rektzahlung wurden zur Kompensation und Differenz 
zum EU-Marktpreis eingeführt. Die maximal Produzie-
renden profitieren und die «faulen» Ökobauern werden 
als Almosenempfänger deklassiert! 

WZ Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Es ist vorgesehen die Biodiversität im Tal- 
und Hügelgebiet zu fördern. Die Vernetzung 
der Biodiversitätsflächen wird weiterhin fi-
nanziell unterstützt. 
 
 
Kenntnisnahme 
Die Massnahmen aus dem Borstenhirsepro-
jekt (Gräser Absamen lassen, Übersaaten, 
höherer Schnitt, trockenheitsrobustere Fut-
terpflanzen) wird mittels Kurse weitervermit-
telt. 
 
Ablehnung 
Für die Direktzahlungen sind die Bestim-
mungen des Bundes massgebend. 

 

4.4 Stellungnahme zu einzelnen Artikeln 

4.4.1 Kantonales Landwirtschaftsgesetz 

 
Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

Gene-
rell 

Diverse, wichtige und etablierte Begriffe wie z.B. Biodiver-
sität fehlen im Gesetzes- und im Verordnungsentwurf und 
müssen aufgenommen werden. 

GN Ablehnung 
Die Biodiversitätsförderung 
stützt sich auf die Art. 3 und 3a 
des Gesetzes ab (umweltge-
rechte Bewirtschaftungsmetho-
den) ab. Zusätzlich ist die Bio-
diversität in der Verordnung in 
verschiedenen § aufgeführt. 

Art. 2 
Abs. 2 

Ziff. 1a ergänzen: «zur Förderung von innovativen Mass-
namen und Projekten, welche die Wirtschaftlichkeit er-
möglichen;» 

WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Dadurch wird die Innovationsför-
derung eingeschränkt. 

Art. 2 
Abs. 2 

Bei der Förderung sollten Einkommens- und Vermögens-
obergrenzen definiert werden.  

WWF Ablehnung 
Erbrachte Leistungen werden 
abgegolten. 
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Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

Art. 2 
Abs. 3 (neu) 
Der Kanton legt für die eigenen Massnahmen eine För-
dergrenze bei hohen Vermögen und Einkommen fest 

SP Ablehnung 
Erbrachte Leistungen werden 
abgegolten. 

Art. 2 

Abs. 4 (neu) 
Der Kanton legt für die eigenen Massnahmen qualitativ 
und quantitativ messbare Ziele fest und überprüft diese 
mit einem entsprechenden Monitoring. 

SP Teilweise Zustimmung 
Zur Beurteilung der Wirkung der 
befristeten Fördermassnahmen 
ist neu eine Wirksamkeitsprü-
fung vorgesehen (Art. 37). 

Art. 2 
Abs. 5 (neu) 
Der Kanton führt für die eigenen Massnahmen Kontrollen 
durch. 

SP Teilweise Zustimmung 
Zur Beurteilung der Wirkung der 
befristeten Fördermassnahmen 
ist neu ein Monitoring vorgese-
hen (Art. 37). Weitere Kontrollen 
sind bereits in § 11 und 55 gere-
gelt. Zudem muss in Program-
men und Projekten Rechen-
schaft abgelegt werden.  

Art. 3 
Der Begriff «Biodiversität» muss weiterhin im Gesetzes-
text erhalten bleiben. 

SP, PN Ablehnung 
Die Biodiversitätsförderung 
stützt sich auf die Art. 3 und 3a 
des Gesetzes ab (umweltge-
rechte Bewirtschaftungsmetho-
den) ab. 

Art. 3 
Abs. 1 

Unterstützende Massnahmen sollten auch ohne finanzi-
elle Leistungen des Bundes gleistet werden. 

WWF Ablehnung 
Die Regelung in Art. 3a ermög-
licht eine kantonale Förderung 
ohne Beiträge des Bundes.  

Art. 3b 

Es dauert etliche Jahre, bis ein neu gepflanzter Baum ei-
nen ähnlichen ökologischen Wert erreicht wie alte oder 
abgestorbene Bäume. Der Erhalt von gealterten und ab-
gestorbenen Bäumen muss deshalb zusätzlich gefördert 
werden. 

GN, 
SP, PN 

Ablehnung 
Diese werden bereits über den 
Bund gefördert (Biodiversitäts-
beiträge). Zudem ist die finanzi-
elle Förderung über die co-finan-
zierten Vernetzungs- und 
Landschaftsqualitätsbeiträge 
möglich. 

Art. 3a 
Abs. 1 

ergänzen: «... sowie tierfreundlichere Produktionsfor-
men, welche die Wirtschaftlichkeit ermöglichen.» 

WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Die Wirtschaftlichkeit ist eine 
wichtige, jedoch nicht die einzige 
Voraussetzung. 
 

Art. 4 Streichen 

WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Mit der Viehschauen und dem 
regionalen Schlachtviehmarkt 
wird der Viehabsatz gefördert. 
Die Gross- und Kleinviehschau 
leistet zudem einen Beitrag an 
die Wertschätzung der Landwirt-
schaft.  

Art. 4 

Die Unterstützung der Viehschauen ist zu hinterfragen. 
Die auf Leistung ausgerichtete Zucht ist nicht nachhaltig. 
Der Austausch mit der Bevölkerung scheint fraglich. An 
den Ausstellungen ist die bäuerliche Bevölkerung meist 
unter sich! 

EMT, 
EMO 

Ablehnung 
Mit der Viehschauen wird der 
Viehabsatz gefördert. Die Gross- 
und Kleinviehschau leistet zu-
dem einen Beitrag an die Wert-
schätzung der Landwirtschaft. 

Art. 11 

Wir fordern einen Kriterienkatalog und Wirkungskontrolle 
(z.B. Biodiversität) in Art. 11 als Grundlage für die Unter-
stützung und Förderung von Projekten und deren Mass-
nahmen. 

GN Kenntnisnahme 
Die Voraussetzungen werden 
neu in der Verordnung geregelt. 
Die Projekte/Massnahmen müs-
sen weiterhin eine nachhaltige 
Wirkung entfalten (§ 31); Re-
chenschaft muss abgelegt wer-
den (§ 33 Abs. 3). 

Art. 11 

Der Schwerpunkt Pflanzliche Produktion (Gemüse und 
Getreideanbau) soll im Gesetzestext (Art. 11) erwähnt 
werden. Wir fordern einen Kriterien-katalog (Nachhaltig-
keitsprüfung) und Wirkungskontrolle (z.B. Biodiversität) in 

SP Kenntnisnahme 
Die Voraussetzungen werden 
neu in der Verordnung geregelt. 
Die Projekte/Massnahmen müs-
sen weiterhin eine nachhaltige 
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Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

Art. 11 als Grundlage für die Unterstützung und Förde-
rung von Projekten und deren Massnahmen. 

Wirkung entfalten (§ 31); Re-
chenschaft muss abgelegt wer-
den (§ 33 Abs. 3). Die verstärkte 
Förderung der pflanzlichen Pro-
duktion wird im Bericht erwähnt. 
Nidwalden wird jedoch ein Gras-
landkanton mit Tierhaltung blei-
ben. Auch im Bereich der tieri-
schen Produktion soll die 
regionale Wertschöpfung weiter 
gefördert werden. 

Art. 11 

Ergänzung: Für unterstützte Projekte werden Etappenzie-
len hinsichtlich Biodiversität, Tierwohl und Rentabilität de-
finiert und durch unabhängige Instanzen laufend kontrol-
liert. 

WWF Kenntnisnahme 
Die Voraussetzungen werden 
neu in der Verordnung geregelt. 
Die Projekte/Massnahmen müs-
sen weiterhin eine nachhaltige 
Wirkung entfalten (§ 31); Re-
chenschaft muss abgelegt wer-
den (§ 33 Abs. 3).  

Art. 11 
Ergänzung: Für unterstützte Projekte werden Etappenzie-
len definiert und durch unabhängige Instanzen laufend 
kontrolliert. 

WWF Kenntnisnahme 
Die Voraussetzungen werden 
neu in der Verordnung geregelt. 
Die Projekte/Massnahmen müs-
sen weiterhin eine nachhaltige 
Wirkung entfalten (§ 31); Re-
chenschaft muss abgelegt wer-
den (§ 33 Abs. 3).  

Art. 
11a 

Bevor der Kanton Marktentlastungsmassnahmen unter-
stützt, sollen die Ursachen für die Notwendigkeit der Mas-
snahmen analysiert werden, um dadurch unzeitgemässe 
Überproduktion auszuschliessen. 

WWF Ablehnung 
Hier handelt es sich um eine 
Verbundaufgabe mit dem Bund. 
Für den Abbau strukturell be-
dingter Überschüsse werden 
keine Marktentlastungsbeiträge 
ausgerichtet.   

Art. 17 

Arbeitsaufkommen auf 1.5 Standardarbeitskräfte erhöhen 
und für bauliche Massnahmen ebenfalls eine Mindestan-
forderung von 1.5 Standardarbeitskräfte sicherstellen. Zu-
dem sollten bauliche Massnahmen nur unterstützt wer-
den, wenn die Wirtschaftlichkeit der Massnahme geprüft 
wird und diese langfristig sichergestellt ist 

WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Die Mindestanforderung von 
1.35 SAK liegt schon über der 
Anforderung des Bundes (1.0 
SAK). Die Wirtschaftlichkeit der 
Projekte wird vorausgesetzt 
(§ 39) 

Art. 18 

Weiterhin Gutzusammenlegungen beziehungsweise Gut-
bereinigungen unterstützt, da diese zur notwendigen 
Strukturbereinigungen in der Nidwaldner Landwirtschaft 
beitragen kann. 

WOL, 
GLP 

Kenntnisnahme 
Im Rahmen der co-finanzierten 
Strukturverbesserungsmassnah-
men können entsprechenden 
Projekte weiterhin gefördert wer-
den. 

Art. 
18a 

Begriff «Pilotcharakter» streichen 

WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Unter Projekten mit Pilotcharak-
ter werden Projekte verstanden, 
in denen z.B. neue Technolo-
gien, Managementsysteme oder 
Produktionstechniken getestet 
werden, die Kanton Nidwalden 
bisher noch nicht eingesetzt 
werden. Ziel ist es, die Anwen-
dung in die Praxis zu bringen, in-
dem solche «Pilotbetriebe» in ei-
ner zweiten Phase auch als 
Katalysatoren wirken können. 

Art. 21 
Der Kanton sollte auch in Zukunft einen Beratungsdienst 
anbieten und somit die Unterstützung der Betriebe weiter-
hin anbieten. 

WOL, 
GLP 

Zustimmung 
Die Weiterbildung und Beratung 
ist für die Umsetzung der kanto-
nalen Entwicklungsstrategie und 
der Umsetzung der Fördermass-
nahmen von grosser Bedeutung. 
Dieser Bedeutung wird mit der 
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Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

Beibehaltung der bisherigen For-
mulierung des Art. 21 besser 
Rechnung getragen, indem der 
Kanton einen eigenen Bera-
tungsdienst führt und diesen bei 
Bedarf stärken kann (inhouse). 

 

4.4.2 Kantonale Landwirtschaftsverordnung 

 
Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

Gene-
rell 

Vom Bund und Kanton gemeinsam finanzierte Struktur-
verbesserungen: 
 
Für unsere Alpbetriebe, welche zunehmend unter der 
Wasserknappheit leiden, sind die Wasserversorgungen 
existenziell wichtig. Dies gilt auch für eine zeitgemässe 
Stromversorgung, was den Erhalt der Alpwirtschaft si-
chert. Daher begrüssen wir die Aufstockung beim Struk-
turverbesserungs-beitrag sehr. 

NGA Kenntnisnahme 

§ 2 Streichen 

EMT, 
EMO, 
WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Durch die Separation der Gülle 
wird N-Wirkung und die Ausbrin-
gung mittels Schleppschlauch 
erleichtert (indirekte Förderung 
dieser emissionsmindernden 
Ausbringmethode) gesteigert. 

§ 2 
Abs. 2 

Das Amt richtet Beiträge aus, wenn der Betrieb mindes-
tens 70 Prozent ein Teil der anfallenden Gülle vom 1. 
September des Vorjahres bis zum 31. August des Bei-
tragsjahres separiert. 
 
Belege sollen geliefert werden, das Festlegen eines Wer-
tes ist aber eine theoretische Zahl und trägt zu grösseren 
Aufwendungen und weiterem Er-klärungsbedarf bei. 

WBV, 
BVN 

Zustimmung 
Es ist korrekt, dass Betrieb, wel-
che Gülle separieren einen er-
heblichen Anteil der Gülle sepa-
rieren. Im Sinne einer 
administrativen Vereinfachung 
wird auf eine Festlegung eines 
Mindestwertes verzichtet. Es 
muss jedoch ein erheblicher An-
teil separiert werden.  
Der Einsatz muss mittels Belege 
nachgewiesen werden.  

§ 2 
Abs. 3 
(neu) 

Mistplätze und Entmistungssysteme können unterstützt 
werden, welche organische Substanzen bilden und die 
Humusbildung fördern. 
 
Es wird auf die Bemerkung der Frage 5 verwiesen. 

WBV, 
BVN 

Ablehnung 
Über die Strukturverbesserun-
gen (Art. 15 ff.) wird die Mistpro-
duktion (Infrastruktur für Mistla-
gerung) im Hügel- und 
Berggebiet bereits gefördert. Kli-
maschonende Hofdüngeraufwer-
tungsmassnahmen (Bsp. Mist-
kompostierung) können 
durchaus über klimaschonende 
Projekte (Art. 3a, § 21-24) geför-
dert werden. Eine allgemeine 
Förderung von entsprechenden 
Infrastrukturen erachtet der Kan-
ton als nicht notwendig. 

§ 2  
 

Ergänzung: Gleichzeitig unterstützt der Kanton Massnah-
men zur Energiegewinnung aus Hofdünger und pflanzli-
chen «Abfällen». 

WWF Ablehnung 
Über Klimaprojekte kann eine 
klimaschonende Energieproduk-
tion durchaus lanciert/gefördert 
werden (§ 21-24). Diesbezüglich 
können auch Fachexperten zu-
gezogen werden. Die Finanzielle 
Unterstützung u. a. von Biogas-
anlagen sind in der Energieför-
derungsverordnung auf Stufe 
Bund geregelt. Diese ist auch für 
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Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

Landwirtschaftsbetriebe mass-
gebend. 

§ 3 Streichen 

WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Durch die Separation der Gülle 
wird N-Wirkung und die Ausbrin-
gung mittels Schleppschlauch 
erleichtert (indirekte Förderung 
dieser emissionsmindernden 
Ausbringmethode) gesteigert.  

§ 4 Streichen 

EMT, 
EMO, 
WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Durch die Separation der Gülle 
wird N-Wirkung und die Ausbrin-
gung mittels Schleppschlauch 
erleichtert (indirekte Förderung 
dieser emissionsmindernden 
Ausbringmethode) gesteigert. 

§ 5 
Abs. 3 

mindestens zehn Grossvieheinheiten Kühe hält. 
 
Es sollen alle Betriebe für methanhemmende Futtermittel-
zusätze unterstützt werden können 

WBV, 
BVN, 
WWF 

Ablehnung  
Durch die Anforderung einer 
Mindestgrösse wird der admi-
nistrative Aufwand reduziert. Zu-
dem würden bei einer Aufhe-
bung der Mindestgrösse mehr 
finanzielle Mittel benötigt 

§ 8 

Streichen WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Es handelt sich um einen befris-
teten Überbrückungs-Beitrag für 
angehende Biobetriebe, wäh-
rend der zweijährigen Umstel-
lungsphase. Während der zwei-
jährigen Umstellungsphase kann 
der Bio-Mehrpreis am Markt 
nicht realisiert werden. Nach der 
Umstellungsphase wird kein Um-
stellungsbeitrag mehr ausbe-
zahlt; der Markt ist massgebend. 

§ 8  

Ergänzung: «… biologische UND biologisch-dynamischen 
Landbau mit Beiträgen.» 

WWF Ablehnung  
Der Überbrückungsbeitrag ist 
einmalig bei der zweijährigen 
Umstellung von der konventio-
nellen Landwirtschaft zum Bio-
landbau vorgesehen.  

§ 9 

Streichen WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Es handelt sich um einen befris-
teten Überbrückungs-Beitrag für 
angehende Biobetriebe, wäh-
rend der zweijährigen Umstel-
lungsphase. Während der zwei-
jährigen Umstellungsphase kann 
der Bio-Mehrpreis am Markt 
noch realisiert werden. Nach der 
Umstellungsphase wird kein Um-
stellungsbeitrag mehr ausbe-
zahlt; der Markt ist massgebend. 

§ 16 

Forderung: 
Die Förderung durch den Kanton ist nach Qualitätsstufe 1 
und Qualitätsstufe 2 gemäss DVZ zu differenzieren: für 
Qualitätsstufe 2 soll ein höherer kantonaler Beitrag ent-
richtet werden als für Qualitätsstufe 1. 
Abs. 2 ist entsprechend neu zu formulieren. 

GN, PN Ablehnung  
Für die Qualitätsstufe II werden 
bereits höhere Bundesbeiträge 
ausbezahlt. Eine zusätzliche 
Förderung ist nicht angezeigt. 

§ 16 
Abs. 2 

Es gibt keinen Grund, warum sich die Aufwertung nur auf Wiesen be-
schränken soll. Sinnvollerweise soll auch die Aufwertung von Weiden und 
Hecken gefördert werden. 

 
Das Amt gewährt Beiträge nur für Wiesen, Weiden und 
Hecken, welche die Voraussetzung und Auflagen für die 
Qualitätsstufe 1 gemäss DZV) erfüllen. Die auf Qualitäts-
stufe 2 aufgewerteten Flächen müssen während mindes-
tens sechs Jahren bestehen bleiben 

SP Ablehnung 
Die Neupflanzung von Hecken 
wird über die Fördermassnahme 
«Landschaftsqualität» finanziell 
unterstützt. Extensive Weiden 
kommen nur sehr wenig in der 
Tal- und Hügelzone vor. 
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Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

§ 20 

Die Formulierung der Kostenverteilung zwischen Bund 
und Kanton ist nicht verständlich formuliert (Abs. 1 letzter 
Satz, Abs. 2): in Abs. 1 steht «höchstens 10 %», in Abs. 2 
«einen Neuntel des Beitrages des Bundes» 

GN, PN Ablehnung  
Die bisherige Formulierung hat 
sich bewährt und wird beibehal-
ten. 

§ 21 
Abs. 1 ergänzen: «... oder ökologisch nachhaltigen Land-
wirtschaft sowie die Wirtschaftlichkeit zum Ziel haben, mit 
Beiträgen zu unterstützen.» 

WOL, 
GLP 

Ablehnung  
Die Voraussetzung «umweltge-
recht» beinhaltet den Begriff 
ökologisch und die Vorausset-
zung der Nachhaltigkeit ist in 
Absatz 2 geregelt. Nachhaltig-
keit deckt auch den Begriff der 
Wirtschaftlichkeit ab.  

§ 26- 
§ 28 

Streichen WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Mit der finanziellen Unterstüt-
zung der Pflanzung von Hoch-
stammbäumen wird der Rück-
gang der Anzahl 
Hochstammbäume in Nidwalden 
verlangsamt.   

§ 28 
Abs. 1 

Ergänzung: Die dabei eingesetzten Herbizide sollten auch 
für nicht biologisch produzierende Betriebe von Bio 
Suisse zertifiziert sein. 

WWF Ablehnung 
Es dürfen alle bewilligten Herbi-
zide eingesetzt werden.  

§ 28 

Absterbende und abgestorbene Bäume haben einen ho-
hen ökologischen Wert, u.a. als Mikrohabitate für zahlrei-
che Lebewesen (vgl. Taschenführer der Baummikrohabi-
tate 2020). Entsprechend sollten absterbende und ab- 
gestorbene Bäume unbedingt erhalten werden. Abs. 2 ist 
sinngemäss wie folgt umzuformulieren: 
 
Abs. 2: «…zu schneiden. Absterbende und abgestorbene 
Bäume sind zu erhalten und durch neue Bäume zu ergän-
zen.» 
Abs. 3: Der ökologische Wert der Hochstammobstbäume 
nimmt mit zunehmendem Alter zu. Die Auflage, dass die 
Bäume «… während mindestens sechs Jahren bestehen 
bleiben», ist deshalb zu kurz bemessen und sollte min-
destens verdoppelt werden. 

GN, 
SP, PN 

Ablehnung 
Der ökologische Wert von abge-
storbenen Jungbäumen ist ge-
ring.  
 
 
 
 
 
 
Die Regelung von sechs Jahren 
hat sich bewährt. Durch eine 
Verlängerung auf 12 Jahre 
würde sich der Vollzugsaufwand 
erhöhen. 

§ 29 

Streichen WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Mit der finanziellen Unterstüt-
zung der Pflanzung von Hoch-
stammbäumen wird der Rück-
gang der Anzahl 
Hochstammbäume in Nidwalden 
verlangsamt. 

§ 30 
Der Schwerpunkt Pflanzliche Produktion (Gemüse und 
Getreideanbau) muss hier erwähnt werden. 

SP Ablehnung 
Dieser Aspekt wird im Bericht 
ausführlich erwähnt. 
 

§ 31 
Abs. 1 mit Ziff. 7 ergänzen: «die Wirtschaftlichkeit er-
höht.» 

WOL, 
GLP 

Zustimmung 
Der Aspekt der Wirtschaftlichkeit 
wird in Abs. 1 Ziff. 3 aufgenom-
men. Gestrichen wird dagegen 
die Voraussetzung einer Erhal-
tung der Marktanteile (bisherige 
Ziff. 3). 

§ 31 

Der Schwerpunkt Pflanzliche Produktion (Gemüse und 
Getreideanbau) muss hier erwähnt werden. 
 
Kantonale Fördermassnahmen sollen einer Nachhaltig-
keitsprüfung stand-halten. Die entsprechenden Werk-
zeuge zur Überprüfung der Nachhaltigkeit eines Projektes 
sind inzwischen auf dem Markt vorhanden. Die Nachhal-
tigkeitsprüfung beinhaltet die Wirtschaftlichkeit, die Ökolo-
gie und Soziales. 
 
 
 

SP Ablehnung 
Die verstärkte Förderung der 
pflanzlichen Produktion wird im 
Bericht erwähnt. Weiterhin soll 
auch die Verbesserung der regi-
onalen Wertschöpfung im Be-
reich der Tierhaltung möglich 
sein. Nidwalden wird ein Gras-
landkanton bleiben. Rechen-
schaft ist gemäss § 33 Abs. 3 
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Artikel Bemerkung Wer Stellungnahme 

 
Änderung Verordnungstext: 
6. eine nachhaltige längerfristig anhaltende Wirkung ent-
faltet (geändert) 
7. nachhaltig (ökologisch, ökonomisch, sozial) ist. (neu) 

abzulegen. Eine Wirksamkeits-
prüfung der Massnahme ist neu 
vorgesehen (Art. 37). 
Nachhaltigkeit muss nicht detail-
lierter beschrieben werden und 
setzt eine länger anhaltende 
Wirkung voraus. 

§ 31 
Ergänzung: 7. Die Entwicklung der unterstützten Projekte 
wird regelmässig von unabhängigen Instanzen kontrol-
liert. 

WWF Ablehnung 
Rechenschaft ist gemäss § 33 
Abs. 3 abzulegen.  

§ 35 
Betriebsumstellungen sollten zwingend in Richtung Nach-
haltigkeit bezüglich Biodiversität und Tierwohl gehen. 

WWF Kenntnisnahme 
 

§ 39 

Strukturverbesserungen im Bereich Erschliessung sollten 
mit grösster Vorsicht bezüglich nachträglicher negativer 
Auswirkungen auf Natur, Umwelt und Wildtiere geprüft 
werden. 

WWF Kenntnisnahme 
Projekte werden diesbezüglich 
mit der bestehenden Reglung 
des Bundes geprüft.  

§ 39 
Ergänzung: Wobei ein risikobedingter Handlungsspiel-
raum gewährt wird. 

WWF Ablehnung 
Ein gewisses Restrisiko besteht 
für die Gesuchsteller der Pro-
jekte immer. 

§ 43 
Ergänzung: Dabei werden den Betrieben bei Bedarf Spe-
zialisten zur Verfügung gestellt. 

WWF Ablehnung 
Der Kanton unterstützt die Erar-
beitung eines Betriebskonzepts 
unter Beizug einer Fachperson. 

§ 49 
Abs. 2 

Kantonale Fördermassnahmen sollen einer Nachhaltig-
keitsprüfung standhalten. Die entsprechenden Werkzeuge 
zur Überprüfung der Nachhaltigkeit eines Projektes sind 
inzwischen auf dem Markt vorhanden. Die Nachhaltig-
keitsprüfung beinhaltet auch die Wirtschaftlichkeit, d.h. mit 
der folgenden Änderung des Verordnungstextes wird die 
Prüfung der Projekte um die Aspekte Ökologie und Sozia-
les ergänzt. 
 
Änderung Verordnungstext: 
Beiträge werden nur gewährt, wenn die Wirtschaftlichkeit 
Nachhaltigkeit (ökologisch, ökonomisch, sozial), Finanzie-
rung und Tragbarkeit der Projekte und Massnahmen aus-
gewiesen sind. 

SP Ablehnung 
Der Anspruch der Nachhaltigkeit 
ist in Art. 1 des Landwirtschafts-
gesetzes vorgegeben. Auf der 
Ebene der einzelnen Förder-
massnahmen, welche spezifi-
sche Zielsetzungen haben, gel-
ten die in der Verordnung 
definierten Förderkriterien. Diese 
dürfen nicht im Widerspruch zu 
den übergeordneten Zielen des 
Landwirtschaftsgesetzes stehen. 
Auf eine umfassende Beurtei-
lung der Nachhaltigkeit bei allen 
Fördermassnahmen soll jedoch 
verzichtet werden. Der Fokus 
der gemäss § 49 liegt auf der 
Förderung der Wirtschaftlichkeit, 
der Verbesserung des Betriebs-
managements und der Produkti-
onsstrukturen. 

§ 50 Der Beitrag von höchstens CHF 10'000 ist zu erhöhen. 
WOL, 
GLP 

Ablehnung 
Eine Erhöhung hätte ein Mehr-
bedarf an Mitteln zufolge.   

REGIERUNGSRAT NIDWALDEN 

Landammann 

Joe Christen 

Landschreiber 

Armin Eberli 
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